
Sozialistische 
Wochenzeitung 
Zeitung der DKP 

www.unsere-zeit.de 


Verhinderung einer Kandidatur 

Selbst seine Gegner müssen zugeben, dass die 
Gefängnisstrafe für Brasiliens Ex-Präsidenten Lula 
vor allem seine erneute Kandidatur verhindern soll. 
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Friedenskampf im Mittelpunkt 

Der Parteivorstand der DKP befasste sich auf sei¬ 
ner letzten Tagung mit der Vorbereitung des Partei¬ 
tages und Fragen des Friedenskampfes. 
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Thema der Woche 


Anti-Antisemitismus 

Unke und Migranten sehen sich Antisemitis¬ 
musvorwürfen der Medien und Neokonser¬ 
vativer ausgesetzt. Deutsche und israelische 
Marxisten haben das „Projekt Kritische Auf¬ 
klärung“ gegründet, um dem etwas entge¬ 
genzusetzen. Zur Antiaufklärung zählt auch 
der staatliche Kampf gegen Antisemitismus, 
der jetzt durch einen „Antisemitismusbeauf¬ 
tragten“ institutionalisiert wird. Dabei muss¬ 
te das offizielle Gedenken an die Opfer des 
deutschen Faschismus erstritten werden - 
erst 1997 wurde der Tag der Befreiung von 
Auschwitz erstmals begangen. 
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Notwendig und richtig 

Arbeitgeber nicht kompromissbereit - IG Metall ruft zu 24-Stunden-Streiks auf 



D ie IG Metall hat bundesweit 
250 Betriebe der Metall- und 
Elektroindustrie zu 24-Stun- 
den-Warnstreiks aufrufen, nach¬ 
dem am vergangenen Samstag die 
Verhandlungen im Pilotbezirk Ba¬ 
den-Württemberg für gescheitert 
erklärt worden waren. Nun schlägt 
die Stunde der „Experten“ die auf 
massive wirtschaftliche Schäden 
durch die Streiks hinweisen: „Die 
Betriebe sitzen auf einem enormen 
Auftragsbestand, gleichzeitig ist die 
Auslastung sehr hoch“ sagte z.B. 
der Deutschland-Chefvolkswirt der 
Bank Uni Credit, Andreas Rees, und 


Auf der Münchner Sicherheitskonfe¬ 
renz, die vom 16. bis zum 18. Februar 
im Luxushotel „Bayrischer Hof“ statt¬ 
finden wird, werden u. a. Kriegsminis¬ 
terin Ursula von der Leyen (CDU), 
der NATO-Generalsekretär Jens Stol¬ 
tenberg und der israelische Minister¬ 
präsident Benjamin Netanjahu er¬ 
wartet. Auf der Tagesordnung stehen 
insbesondere die Zukunft der europä¬ 
ischen Außen- und Sicherheitspolitik, 
der Stand der transatlantischen Bezie¬ 
hungen und die verschlechterten Be¬ 
ziehungen zwischen den Golfstaaten. 

Die Stiftung „Münchner Sicher¬ 
heitskonferenz“ will im Interesse des 
deutschen Imperialismus die Debatte 
um die „europäische Verteidigungs¬ 
kooperation“ fortführen. Gemeinsam 
mit der Unternehmensberatungsfir¬ 
ma McKinsey zeichnet sie ein apo¬ 
kalyptisches Bild: In den letzten fünf 
Jahren haben sich „die Bedrohungen 
vervielfacht“. US-Präsident Donald 
Trump droht, wer keine 2 Prozent 
seines BIPs fürs Militär ausgebe, der 
könne sich nicht auf die im Artikel 5 
geregelte Beistandspflicht im Falle ei¬ 
ner militärischen Bedrohung berufen. 
Radikale Fundamentalisten wenden 
sich auf einmal gegen ihre Finanzie- 


das von Arbeitgebern finanzierte In¬ 
stitut der deutschen Wirtschaft (IW) 
streckte den angeleckten Daumen in 
den Wind und bezifferte den verur¬ 
sachten Schaden auf 62 bis 125 Milli¬ 
onen Euro pro Tag. Doch diese Zah¬ 
len - so ungenau sie auch sein mö¬ 
gen - kannten die Arbeitgeber schon, 
bevor sie die Tarifverhandlungen 
scheitern ließen, auch wenn sie wäh¬ 
rend der Verhandlungen ungern über 
ihre vollen Auftragsbücher redeten. 

Dass sie dennoch wenig kompro¬ 
missbereit sind, hatten sie bereits 
während der Verhandlungen deutlich 
gezeigt. Der Forderung der IG Me- 


rer und die Bedrohung durch den IS 
wächst - trotz aller militärischen Nie¬ 
derlagen - in Europa stark an. Russ¬ 
land steht „mitten in Europa“, der 
Nahe Osten und Cyberbedrohungen 
machen dem Konferenzleiter Ischin- 
ger Angst. Ein „Ring of Fire“ bedroht 
die „Friedensunion“ EU. 

Aus deutscher Sicht ist das Militär¬ 
bündnis PESCO, dem 23 EU-Staaten 
im November 2017 beigetreten sind, ein 
erster Schritt zu einem eigenständigen 
militärischen Auftreten der deutsch-do- 
minierten EU. Kerninhalte des Bünd¬ 
nisses sind die regelmäßige Erhöhung 
des Rüstungsetats, gemeinsame Rüs¬ 
tungsprojekte und die Bereitstellung 
von Soldaten für die sogenannten „Kri¬ 
senreaktionskräfte“ der EU. 

Die deutschen Konferenzteilneh¬ 
mer wollen darüber diskutieren, dass 
das vor allem die Erhöhung der Rüs¬ 
tungsausgaben, die Zentralisierung 
und Monopolisierung der Rüstungs¬ 
industrie und die Privatisierung der 
Wartung bedeutet. Die Rüstungsaus¬ 
gaben sollen bis in sechs Jahren auf 
2-Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) steigen, der deutsche Gesamt¬ 
etat um 92 Milliarden Euro auf mehr 
als 312 Milliarden Euro jährlich. Das 


tall nach einer Wahloption für kurze 
Vollzeit - also eine Verkürzung der 
individuellen regelmäßigen Wochen- 
Arbeitszeit auf bis zu 28 Stunden für 
bis zu zwei Jahre, begegneten die Ar¬ 
beitgeber mit dogmatischen Parolen: 
„Es geht nicht, dass der Arbeitneh¬ 
mer allein entscheidet, wann er wie 
viel arbeiten will“, sagte beispielswei¬ 
se Unternehmerpräsident Ingo Kra¬ 
mer. 

Die im Verband „Südwestmetall“ 
organisierten Arbeitgeber teilten mit, 
sie hätten der IG Metall zuletzt 6,8 
Prozent mehr Lohn angeboten. Ihr 
Angebot rechnen sie dadurch schön, 


bedeutet eine Steigerung um 60 Pro¬ 
zent. Mit der 2 Prozent-Forderung 
soll auch der Einfluss innerhalb der 
NATO ausgebaut werden. Bei rück¬ 
läufigen Ausgaben auf der US-Seite 
würden die EU-Staaten bis zu 40 Pro¬ 
zent des NATO-Haushalts beisteuern 
und damit ihren Einfluss verdoppeln. 

Der Europäische Verteidigungs¬ 
fonds soll deswegen aufgestockt wer¬ 
den. Er soll die Standardisierung der 
Waffensysteme vorantreiben. Neue 
Waffensysteme sollen durch höhere 
Forschungsausgaben und durch die 
stärkere zivil-militärische Zusam¬ 
menarbeit entwickelt werden. Start- 
Ups soll es erleichtert werden, mit 
Kriegsministerien zusammenzuarbei¬ 
ten, ohne „bürokratische Hürden“ wie 
das Kriegswaffenkontrollgesetz. Pro¬ 
bleme mit bestehenden Waffensyste¬ 
men sollen an Universitäten oder Un¬ 
ternehmen ausgelagert werden. 

Die zukünftigen Pesco-Einsätze 
sollen durch die Zusammenlegung von 
Einsatzzentren, bessere Schnittstellen 
zwischen den Waffensystemen und 
den Ausbau der digitalen Infrastruk¬ 
tur effektiver werden. Für besseren 
Schutz kritischer Infrastruktur und um 
dem Feind seine Einsätze zu erschwe- 


dass sie eine Laufzeit von 27 Mona¬ 
ten zur Grundlage nehmen. Aufs Jahr 
gerechnet bleiben magere 3 Prozent 
Lohnerhöhung - die IG Metall ging 
mit einer Forderung von sechs Pro¬ 
zent in die Gespräche. 

Die IG Metall hatte sich durch¬ 
aus kompromissbereit gezeigt und 
versuchte bis zum Schluss, zu einer 
Vereinbarung mit den Metall-Ar¬ 
beitgebern zu kommen. Es zeigt sich, 
dass die langfristige Vorbereitung von 
24-Stunden-Streiks durch die IG Me¬ 
tall notwendig und richtig war. 

Lars Mörking 
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ren soll die Zahl sogenannter Cyber¬ 
soldaten nahezu verdreifacht werden. 
7 000 Soldaten und damit mehr als im 
US-Cyber-Command sollen feindli¬ 
che Ausrüstung hacken, Kommunika¬ 
tionswege anzapfen oder abschalten, 
Wahlen beeinflussen, Infrastruktur wie 
Kraftwerke zerstören, Versorgungswe- 
ge blockieren oder notfalls einen Stau¬ 
damm überlaufen lassen. 

Die „Privatveranstaltung“ Sicher¬ 
heitskonferenz ist konsequent insze¬ 
niert, führende Köpfe des Militärisch- 
Industriellen Komplexes planen die¬ 
se Konferenz. Neben dem Botschafter 
und ehemaligen Staatssekretär im 
Auswärtigen Amt, Wolfgang Ischin- 
ger, entscheidet ein 21-köpfiger Bei¬ 
rat über Programm, Ablauf und Ver¬ 
öffentlichungen. Unternehmen wie 
Linde AG, Deutsche Bank, Allianz, 
Airbus, Krauss-Maffei-Wegmann 
oder EnBW haben dort ihre Vertreter 
platziert. Finanziert wird die Konfe¬ 
renz durch die Bundesregierung sowie 
Sponsoren wie BMW, Linde, Krauss- 
Maffei-Wegmann oder Deutsche Te¬ 
lekom. Geschützt wird sie von Feldjä¬ 
gern der Bundeswehr, tausenden Po¬ 
lizisten und Scharfschützen. 

Tom Talsky/UZ 


1818 Marx 2018 



Die Schöpfung eines Normal¬ 
arbeitstages ist daher das 
Produkt eines langwierigen, 
mehr oder minder versteck¬ 
ten Bürgerkrieges zwischen 
der Kapitalistenklasse und 
der Arbeiterklasse. 

Karl Marx, Das Kapital, MEW 23 

Gegen PESCO 
und 

die 2 Prozent 

Die DKP unterstützt den Auf¬ 
ruf „abrüsten statt aufrüsten“, 
der sich gegen einen jährlichen 
Rüstungsetat von 2 Prozent 
des BIP wendet, und beteiligt 
sich an den Protesten gegen 
die Münchner Sicherheitskon¬ 
ferenz, auf der die Herrschen¬ 
den über die Erhöhung disku¬ 
tieren. Die DKP München stellt 
bei den Protesten die Forderung 
nach der Abschaffung des Mi¬ 
litärbündnisses PESCO in den 
Vordergrund. Mit mehreren 
Infotischen, über 130 Plakaten 
und Vorfeldaktionen will die 
DKP München die Bevölkerung 
über die Kriegskonferenz und 
die „EU-Wehrmacht“ PESCO 
aufklären. 

Die zentrale Demonstration 
gegen die NATO-Sicherheits- 
konferenz startet am Samstag, 
dem 17. Februar, um 13 Uhr am 
Stachus/Karlsplatz in München. 

Die DKP München organi¬ 
siert eine Veranstaltung über 
das Militärbündnis PESCO mit 
Jürgen Wagner von der Infor¬ 
mationsstelle Militarisierung 
(IMI) am Dienstag,dem 6.März, 
um 19 Uhr im KommTreff, Holz¬ 
apfelstraße 3. 


Streik-Info der DKP 

Dieser UZ liegt das aktuelle 
Streik-Info der DKP bei. Zusätzli¬ 
che Exemplare zur Verteilung bei 
gewerkschaftlichen Aktionen, vor 
Betrieben und am Infostand kön¬ 
nen zum Preis von 2,50 Euro plus 
Porto je 100 Exemplare bestellt 
werden unter vertrieb@unsere- 
zeit.de, Telefon 0911 8019991. 


Mehr Rüstung, mehr Krieg, mehr Deutschland 

Bei der Münchner Sicherheitskonferenz setzt der deutsche Imperialismus auf das EU-Militärbündnis PESCO 
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DKP-Hotline zu 
Betriebsratswahlen 

Die DKP-Bezirksorganisationen 
Ruhr-Westfalen und Rheinland- 
Westfalen rufen ihre betrieblich ak¬ 
tiven Mitglieder auf, sich an den Be¬ 
triebsratswahlen 2018 zu beteiligen. 
Sie fordern auf, dass Genossinnen 
und Genossen selbst für die Betriebs¬ 
ratswahlen kandidieren und andere 
konsequente Gewerkschafter in den 
Betrieben bei der Wahl zu unterstüt¬ 
zen. 

Die Bezirke unterstützen die 
möglichen Kandidatinnen und Kan¬ 
didaten bei der Betriebsratswahl 
durch aktive und ehemalige Be¬ 
triebsräte aus den eigenen Reihen 
mit ihren Erfahrungen. Eine Telefon- 
Hotline wurde dazu eingerichtet mit 
der Nummer 0160 95 54 03 73 (Peter 
Köster). 

Mautbetrieb 
wird verkauft 

Der Mautbetreiber „Toll Collect“ 
soll zerschlagen werden, berichtet 
das „Handelsblatt“. Zuvor sollten 
aber die Risiken aus einem langjäh¬ 
rigen Rechtsstreit des Unternehmens 
mit dem Bund vom Mautbetrieb ab¬ 
gespalten werden. Das Konsortium 
Toll Collect, bestehend aus den Fir¬ 
men Daimler, Telekom und der fran¬ 
zösischen Cofiroute schaffte es erst 
mit eineinhalb Jahren Verspätung, 
das Mautsystem für Lastwagen im 
Januar 2005 in Betrieb zu nehmen. 
Die Bundesregierung verklagte Toll 
Collect wegen milliardenschwerer 
Mautausfälle. Es geht um mindestens 
7 Mrd. Euro. Das Bundesverkehrsmi¬ 
nisterium bestätigt, dass ein europa¬ 
weites Verfahren zur Vergabe der 
Toll-Collect-Geschäftsanteile laufe. 
Es unterliege der Vertraulichkeit. 
Auch der ursprüngliche Vertrag des 
Bundes mit Toll Collect war so ver¬ 
traulich geblieben, dass er ohne Par¬ 
lamentskontrolle geschlossen wurde. 

SAP kauft US-Wolke 

Der deutsche Softwarekonzern SAP 
kauft den US-Cloud-Spezialanbie- 
ter „Callidus Software“. Der Kauf¬ 
preis liege bei 2,4 Mrd. Dollar, gab 
das Walldorfer Unternehmen be¬ 
kannt, das der größte Anbieter von 
Unternehmensoftware weltweit ist. 
Der Umsatz stieg im letzten Quartal 
2017 um ein Prozent auf 6,81 Mrd. 
Euro. Während die Erlöse mit der 
Cloud-Mietsoftware um 21 Prozent 
stiegen, fiel der Umsatz im traditio¬ 
nellen Geschäft mit Lizenzanwen¬ 
dungen um 5 Prozent. Der Betriebs¬ 
gewinn stagnierte bei 2,36 Mrd. Euro. 
Der Gewinn sei durch den „starken 
Euro“ beeinträchtigt worden, berich¬ 
tete das SAP-Management. Ohne 
Wechselkurseffekte wären Umsatz 
und Betriebsgewinn um 6 Prozent 
gewachsen. 

Bosch-Rendite steigt 

Bosch ist der weltgrößte Automo¬ 
bilzulieferer für Dieseltechnologie. 
Dennoch geht es dem Stiftungsunter¬ 
nehmen anscheinend ausgezeichnet. 
Der Umsatz stieg 2017 um 6,7 Pro¬ 
zent auf 78 Mrd. Euro. Das operati¬ 
ve Ergebnis verbesserte sich um eine 
Milliarde Euro auf 5,23 Mrd. Euro. 
Das entspricht einer Erhöhung der 
Umsatzrendite von 5,8 auf 6,8 Pro¬ 
zent und ist von der von Bosch auf¬ 
gestellten Zielrendite von 7,5 Prozent 
nicht mehr weit entfernt. Die Auswir¬ 
kungen der Absatzkrise beim Diesel 
in Europa treffen Bosch noch nicht 
mit voller Wucht, weil ein Nachfra¬ 
geboom aus China bei den Diesel- 
Nutzfahrzeugen den Rückgang kom¬ 
pensiert. 

Tui erwirbt dicke 
Flugzeuge 

Der weltgrößte Tourismuskonzern 
Tui will weitere Flugzeuge bestellen. 
Zudem plant das Unternehmen, Geld 
in neue Kreuzfahrtschiffe und Hotels 
zu investieren. 70 Großflugzeuge vom 
Typ 737-Max seien fest bestellt wor¬ 
den. Vermutlich würden sogar 90 ge¬ 
kauft werden, wird Tui-Chef Fried¬ 
rich Joussen zitiert. Joussen will auch 
mehr Geld in Kreuzfahrtschiffe und 
konzerneigene Hotels investieren. 


Trump in Davos 

Er macht jetzt so, wie er soll, und wird von den Eliten gefeiert 



Glückliche Eliten auf dem diesjährigen Weltwirtschaftsforum in Davos 


A lles ist so viel schöner als vergan¬ 
genes Jahr. Beim Weltwirtschafts¬ 
forum in Davos 2017 waren die 
Eliten verstört. In diesem Jahr sind sie 
glücklich. Im vorigen Jahr war die Welt¬ 
gemeinschaft aus Staaten und Großun¬ 
ternehmen verunsichert. Dieses Jahr ist 
die Welt wieder wie einst. Im vorigen 
Jahr war der Star der Veranstaltung ein 
gewisser Xi Jinping (Präsident der Volks¬ 
republik China), co-starring war Ange¬ 
la Merkel. In diesem Jahr wurde die 
natürliche Ordnung wieder hergestellt. 
Xi schickte aus Peking nur seinen Wirt¬ 
schaftsberater Liu He. Und Frau Merkel 
sagte zwar das Gleiche wie im vergange¬ 
nen Jahr, wurde aber kaum beachtet. Der 
führende Mann der Freien Welt, der Prä¬ 
sident der Vereinigten Staaten von Ame¬ 
rika nimmt wieder die ihm gebührende 
Rolle ein. Emmanuel Macron, der Präsi¬ 
dent Frankreichs, spielt brilliant die zwei¬ 
te Geige. Er macht alles richtig, er ver¬ 
körpert den Konsens der Eliten, spricht 
fließend englisch. Ihm flögen die Herzen 
der Großkaufleute des Globus zu, wenn 
sie denn Herzen hätten. 

Macron hat noch nie einen Fehler ge¬ 
macht. Das ist bei Donald Trump wahr¬ 
lich anders. Dieser Mann hat die Ge¬ 
schäftswelt und die ihr hörige gehobene 
Politikerkaste verunsichert. Er hat den 
Washington-Konsens in Frage gestellt. 
Er hat, um „America“ an die erste Stelle 
zu setzen und um „God‘s own country“ 
wieder groß zu machen, den Feinden die¬ 
ses Landes mit neuen Kriegen gedroht. 
Das war vielleicht ungeschickt. Er hat 
aber außerdem dem Publikum zu Hau¬ 
se versprochen, zum Wohle der heimi¬ 
schen Industrie Einfuhrzölle gegen Wa¬ 
ren aus Mexiko, China, Deutschland zu 
erheben. Das war nicht nur ungeschickt, 
sondern ein Verstoß gegen die Weltwirt¬ 
schaftsordnung. Ihre Prinzipien heißen 
(zum Vorteil der Starken und zum Nach¬ 
teil der Schwachen): Freier Warenhan¬ 
del und freier Kapitalverkehr. Trump hat 
nicht nur geredet sondern auch gehan¬ 
delt. Das gerade erst von seinem Vorgän¬ 
ger Barack Obama ausgehandelte Trans¬ 
pazifische Freihandelsabkommen (TPP) 
hat er gekündigt. 

Den Pilgern nach Davos war es vor 
Jahresfrist so vorgekommen, als kom¬ 
me die ganze schöne Globalisierung an 


ihr Ende. Die alternativlose Integration 
von Märkten, Regierungen und Handel 
sollte unterbrochen werden. Der teufli¬ 
sche Steve Bannon, der abfällig über die 
„Party von Davos“ gesprochen hatte, war 
auf dem Sprung, Chefberater im Weißen 
Haus zu werden. Diesen Job ist er jetzt 
schon wieder los. Statt dessen fuhr jetzt 
mit Trump zum ersten Mal nach dem 
ihm verhassten Bill Clinton wieder ein 
Präsident der USA zum Stelldichein 
der Reichen und Mächtigen nach Da¬ 
vos. So war die Stimmung im Schweizer 
Kur- und Skiort bestens und die Span¬ 
nung hoch, bevor der große Mann am 
letzten Tag der Veranstaltung kam und 
das Wort ergriff. 

Er sprach, wie er sollte. Nicht in ge¬ 
wählten Worten wie Emmanuel Macron, 
aber doch so, dass es gefiel. Trump lud 
die versammelten Kapitalfunktionäre 
dazu ein, im kapitalistischsten Land der 
Welt zu investieren. „Nie war die Zeit 
besser, um einzustellen, zu wachsen und 
zu investieren“, sagte der Präsident und 
fügte hinzu: „Amerika ist der Platz zum 
Geschäftemachen“. Und das ist nicht 
etwa, wie sonst bei dem Herrn üblich, 
reine Werbung und hohles Geschwätz. 
Trump konnte auf die größte Unter¬ 
nehmenssteuersenkung seit Ronald Re¬ 
agan verweisen. Sie ist nun verabschie¬ 


det. Die Steuer ist auf den Höchstsatz 
von 21 Prozent gesenkt worden. Das ist 
so schön wie im Steuerparadies der EU. 
Besonders nett ist es, dass auch rückwir¬ 
kend Gewinne aus der Vergangenheit 
entlastet werden. Ähnlich wie damals, 
als Finanzminister Hans Eichel und sein 
Kanzler Gerhard Schröder die Steuer für 
Unternehmensgewinne in Deutschland 
senkten, fallen erhebliche Rückzahlun¬ 
gen des Fiskus bei den Großkonzernen 
an. Auch deutsche Konzerne zählen zu 
den Begünstigten. 

Die deutschen Konzernchefs, die 
gern nach Davos kommen, waren schon 
vor Trumps Ankunft voll des Lobes für 
diese seine Steuerreform. Siemens-Chef 
Josef Käser (der sich als Amerikafreund 
Joe Kaeser nennt) hatte am Vorabend 
den US-Präsidenten zu seiner Steuer¬ 
reform beglückwünscht und erklärt, an¬ 
gesichts der erfolgreichen Reform habe 
Siemens entschieden, eine neue Gene¬ 
ration von Gasturbinen in den USA zu 
entwickeln. Die Gasturbinen gehören 
zur Kraftwerkssparte, in der Siemens 
weltweit wegen Nachfrageschwäche 
und Preisverfall rund 6900 Arbeitsplät¬ 
ze abbauen will, davon etwa die Hälfte in 
Deutschland. Schön für Joe war, dass er 
beim Werbedinner für den Wirtschafts¬ 
standort USA direkt neben dem super¬ 


coolen Präsidenten sitzen durfte. Die 
anderen von der Einladung begünstig¬ 
ten Spitzenmanager deutscher Konzer¬ 
ne waren SAP-Chef Bill McDermott, 
Adidas-Vorstandschef Kasper Rorsted, 
Thyssenkrupp-Chef Heinrich Hiesinger 
sowie Werner Baumann vom Chemie¬ 
konzern Bayer. 

Die UZ, sonst immer nah am Ohr der 
Reichen und Mächtigen, konnte nicht in 
Erfahrung bringen, was bei Tisch gere¬ 
det wurde. Unpassend wäre es wohl ge¬ 
wesen, wenn die Manager den Wunsch 
nach weiterer Steuersenkung für „ihre“ 
Unternehmen und deren Eigentümer 
auch in Deutschland an dieser Stelle 
vorgetragen hätten. Dafür sind andere 
Ansprechparner da, die gerade in Berlin 
um die entsprechenden Jobs verhandeln. 
Als Reagan in den 70er Jahren die Un¬ 
ternehmenssteuern senkte, wurden die 
Gewinne der Unternehmen in Deutsch¬ 
land noch mit über 50 Prozent besteu¬ 
ert. Der Wettbewerb der Staaten um die 
Gunst des Kapitals kam damals richtig in 
Schwung. Dass neuer Schwung zuguns¬ 
ten des Kapitals nun nötig sei, werden 
uns bald ökonomische Wissenschaftler, 
Verbandsvertreter, Journalisten und be¬ 
sonders kluge und folgsame Politiker er¬ 
zählen. 

Lucas Zeise 


Real SB-Warenhaus GmbH 

Nicht „nach der Pfeife tanzen“ 


Die Manager der großen Einzelhandels¬ 
konzerne sind es offensichtlich gewohnt, 
dass ihre Geschäftspartner der Lebens¬ 
mittelindustrie und andere Zulieferer 
„nach ihrer Pfeife tanzen“: Nicht die 
Hersteller der Waren bestimmen die 
Preise, zu denen sie ihre Produkte ab¬ 
geben, sondern die Einkäufer diktie¬ 
ren vielfach, was sie ein Artikel höchs¬ 
tens kosten darf, damit er ins Sortiment 
„passt“ oder - so die offene oder verhal¬ 
tene Drohung - auch jederzeit „ausge¬ 
listet“ werden kann. Es soll auch nicht 
wenige Politiker geben, welche die Wün¬ 
sche der Unternehmer vorauseilend von 
deren „Lippen“ ablesen und sie dienst¬ 
eifrig zu erfüllen versuchen. In diesem 
Zusammenhang wäre vielleicht an die 
CDU-FDP-Regierung in Nordrhein- 
Westfalen zu denken, die, kaum im Amt, 
ein neues Gesetz zur Erleichterung ver¬ 
kaufsoffener Sonntage ankündigte. 

Wie aber beispielsweise die Lieferan¬ 
ten nach einer kurzen Phase des „Aufbe¬ 
gehrens“ gegen die Einkaufsmacht des 
Einzelhandels „am Ende“ doch wieder 
„einknicken“ um keine Umsätze zu ge¬ 
fährden, das hat Real vor noch gar nicht 
langer Zeit selbst erlebt und durchge¬ 
setzt. Anscheinend hinterlassen auch 
solche Erfahrungen bei Topmanagern 
den Eindruck, so wie in diesen Fällen 
könnten sie mit allen „umspringen“. Wie 
anders lässt sich erklären, dass die Un¬ 
ternehmensleitung von Real im Juli 2016 
mit ver.di „die Aufnahme von Verhand¬ 
lungen zu einer neuen Entgeltstruktur“ - 
die Bedingungen für die Bezahlung be¬ 


stimmter Tätigkeiten - vereinbarte und 
anscheinend meinte, wie den Lieferanten 
so auch der Gewerkschaft vorschreiben 
zu können, wie deren Ergebnis auszuse¬ 
hen habe? 

Möglicherweise ist gerade jetzt der 
richtige Zeitpunkt, den Real-“Oberen“ 
solche irrigen Launen gehörig und viel¬ 
leicht sogar für eine längere Dauer aus¬ 
zutreiben. Selbstverständlich macht in 
solchen Verhandlungen jede Seite ihre 
Politik im eigenen Interesse - hier der 
Gewinne von Real, dort zur Einkom¬ 
menssicherung der Beschäftigten. Die 
Grenzen der „Gemütlichkeit“ enden 
immer da, wo versucht wird, die Beleg¬ 
schaften und ihre Angst vor dem Verlust 
ihrer Arbeitsplätze einzuspannen, um 
ver.di zur Annahme der allzu gerne dik¬ 
tierten Forderungen zu zwingen. 

Am 17. Januar 2018 fand bei Real die 
sechste Verhandlung über eine neue Ent¬ 
geltstruktur statt und brachte kein greif¬ 
bares Ergebnis. Die Real-Manager ver¬ 
breiteten daraufhin in den Märkten, ver. 
di lasse „jegliche Bereitschaft vermissen“, 
ernsthaft „über eine wettbewerbsgerech¬ 
te Entgeltstruktur“ fürs Unternehmen zu 
verhandeln. Sie begründen ihren Ärger 
mit der Behauptung, die Gewerkschaft 
versuche, die im genannten Tarifvertrag 
von 2016 „vereinbarten gemeinsamen 
Verhandlungen über eine real-individu¬ 
elle und insbesondere wettbewerbsfähi¬ 
ge Lösung systematisch zu umgehen“. 

Richtig ist, dass sich ver.di tarifver¬ 
traglich zu speziellen Verhandlungen 
bei Real verpflichtete. Doch nirgendwo 


spricht der Tarifvertrag von einer „wett¬ 
bewerbsgerechten“ Entgeltstruktur oder 
einer „wettbewerbsfähigen“ Lösung. Das 
wäre für eine Gewerkschaft tarifpolitisch 
auch reiner „Wahnsinn“! Denn wer legt 
fest, was „Wettbewerbsfähigkeit“ bei Ge¬ 
hältern und Löhnen bedeutet? Für die 
marktradikalen Real-Topmanager liegt 
diese bei einer Bezahlung von 30 Pro¬ 
zent unter Tarif, wie sie angeblich bei 
der Konkurrenz üblich sein soll. Dieses 
„Geschwätz“ wird auch nicht dadurch 
wahr, dass es immer wieder „daherge¬ 
betet“ wird. Bei den unternehmenseige¬ 
nen Geschäften von Rewe und Edeka, 
bei Kaufland und Lidl, Aldi und Tegut, 
Penny und Netto werden die Beschäftig¬ 
ten jedenfalls nach geltendem Tarifver¬ 
trag bezahlt. 

Insofern sollte es gerade bei Real, ei¬ 
nem Ableger des Metro-Konzerns, nie¬ 
manden wirklich verblüffen, dass ver.di 
auch dort nichts anderes und schon gar 
nichts Billigeres verhandelt oder „an¬ 
bietet“, als das, was auch „auf der Fläche 
zur Modernisierung der Entgelttarifver¬ 
träge“ besprochen wird. Schon jetzt liegt 
das Gehalt einer Verkäuferin bei Real 
um 6,5 Prozent unter Tarif, weil die Un¬ 
ternehmensleitung 2015 tarifflüchtig zu 
werden versuchte. Der genannte Tarif¬ 
vertrag hat dieses Vorhaben (dauerhaft 
oder nur vorerst?) gestoppt, doch fehlen 
den Beschäftigten von Real immer noch 
die Lohnerhöhungen aus drei Jahren. 

Diesen Wettbewerbsvorteil hat die 
Unternehmensleitung keinesfalls zu¬ 
sammen mit den tarifvertraglich eben¬ 


falls vereinbarten Investitionen in drei¬ 
stelliger Millionenhöhe für eine spürbare 
Erneuerung aller Filialen und damit ei¬ 
ner deutlichen Verbesserung ihrer Wett¬ 
bewerbssituation genutzt. Die Mehrzahl 
der Real-Märkte tritt weiterhin auf der 
Stelle, so dass die Geschäftsführung hin¬ 
sichtlich ihrer Zusagen immer weiter an 
Glaubwürdigkeit verliert. Deren Proble¬ 
me sind also nicht durch ver.di oder die 
Beschäftigten verursacht, sondern „haus¬ 
gemacht“ - wie die gesamte miserable 
Lage des SB-Warenhauses und damit die 
Gefährdung vieler Arbeitsplätze. 

Das scheint selbst die „Lebensmittel 
Zeitung“ nicht übersehen zu können. Sie 
schrieb am 12. Januar 2018, die Beschäf¬ 
tigten hätten in den vergangenen Jahren 
„auf erhebliche Summen verzichtet, um 
Real eine Chance zu geben, sich zu er¬ 
holen. Jetzt ist die Zeit verstrichen, und 
die Perspektiven am Markt sind nicht 
sichtbar besser geworden.“ Und sogar 
diese den Unternehmen grundsätzlich 
sehr nahestehende Zeitung betrachtet 
die Methode des Real-Managements als 
eine „Rechnung“, die „so alt wie einfach“ 
sei: „Wenn es einem Händler nicht gut 
geht, werden in der Regel Lieferanten, 
Mitarbeiter und Vermieter um finanzi¬ 
elle Zugeständnisse gebeten.“ So war es 
tatsächlich, weshalb sich ver.di bei den 
Verhandlungen über eine neue Entgelt¬ 
struktur hüten wird, diesen sich offenbar 
bei ihren Versprechungen und Vereinba¬ 
rungen zu nichts verpflichtet fühlenden 
„Absahnern“ nach „der Pfeife zu tan¬ 
zen“. Horst Gobrecht 
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Tarifstreit bei der Post 

ver.di fordert auch Arbeitszeitverkürzung 



„Mit Biss zum Tarifabschluss“, so die Forderung der IGM-Jugend Bosch Feuerbach bei der Kundgebung am 24. Januar in 
Feuerbach. Das wird nun umgesetzt. Die Ganztagesstreiks haben begonnen. 


Jetzt geht’s los 

Breite Zustimmung zu ganztägigen Warnstreiks 

Zum aktuellen Tarifkampf der IG Metall sprachen wir mit Michael Clauss, IG 
Metall-Betriebsrat im Mercedes-Benz-Werk Untertürkheim. Michael Clauss ist 
Mitglied der Tarifkommission Baden-Württemberg und Mitglied der Betriebs¬ 
gruppe „alternative“. 


UZ :Am Wochenende sind die Verhand¬ 
lungen in der Metall- und Elektroindus¬ 
trie ergebnislos abgebrochen worden. 
Was sind die hauptsächlichen Gründe 
dafür? 

Michael Clauss: Es gibt mehrere 
Gründe. Der Unternehmerverband 
will keine verkürzte Vollzeit. Die Her¬ 
ren würden viel lieber die Arbeitszeit 
verlängern. Sie wollen auch definitiv 
keinen Ausgleich irgendwelcher Art 
für Schichtarbeitende, Erziehende 
oder Pflegende. Für sozialpolitische 
Aufgaben fühlen sie sich nicht zu¬ 
ständig. Die Forderungen der IG Me¬ 
tall und das Angebot der Arbeitge¬ 
berverbände lagen vom Volumen her 
einfach sehr weit auseinander, auch 
beim Entgelt. Da war eine Einigung 
nicht möglich. 

UZ: Die IG Metall hat ja im Lau¬ 
fe der Verhandlungen ihre Forderung 
von verkürzter Vollzeit mit Teillohn¬ 
ausgleich umgewandelt, weil die Un¬ 
ternehmerverbände mit Klage gedroht 
hatten, da die Forderung diskriminie¬ 
rend sei für die, die bereits in Teilzeit 
sind und Kinder betreuen oder Ange¬ 
hörige pflegen. 

Michael Clauss: Ja, das stimmt. Um 
dem Diskriminierungsvorwurf zu ent¬ 
gehen, hat die IG Metall die Forderung 
abgeändert und vorgeschlagen, das Ur¬ 
laubsgeld zu erhöhen und den Beschäf¬ 
tigten die Wahlmöglichkeit zu geben, 
Geld oder Zeit, also Umwandlung 
des Geldes in zusätzliche freie Tage. 
So hätten alle Beschäftigten, auch die 
Teilzeiter, die Möglichkeit, einige Ur¬ 
laubstage mehr zu genießen oder mehr 
Urlaubsgeld zu erhalten. Der Diskri¬ 
minierungsvorwurf war hinfällig. Das 
hat Südwestmetall ziemlich angekotzt. 
Sie hätten es lieber gehabt, wenn die 
IG Metall bei ihrer Forderung geblie¬ 
ben wäre. 

UZ: Wie sind die Debatten um die For¬ 
derung in der Tarifkommission gelau- 
fen? 

Michael Clauss: Zu Beginn der Forde¬ 
rungsdiskussion war die Tarifkommis¬ 
sion sehr gespalten. Etwa ein Drittel 
wollten schon damals fünf Tage mehr 
Urlaub statt der verkürzten Vollzeit, 
weil es kollektiv gewirkt hätte. Mit dem 
Versprechen, dass die Themen Mitbe¬ 
stimmungsrechte bei Personal- und 
Leistungsfestsetzung im indirekten Be¬ 
reich in die Verhandlungen einfließen 
würden, konnte die Minderheit einge¬ 
fangen werden. 


UZ: Welche Gefahren und Nachteile 
birgt denn dieser neue Vorschlag mit 
dem Urlaubsgeld? 

Michael Clauss: Für das Jahr 2018 ist 
eine reine Entgelterhöhung im Ge¬ 
spräch. Das Urlaubsgeld würde dann 
erst in 2019 greifen. Da würde es dann 
aber keine zusätzliche Entgelterhö¬ 
hung geben. Wer sich für Geld entschei¬ 
det, hätte dann zwar auf das Jahr gese¬ 
hen, einen Ausgleich für z.B. die Infla¬ 
tion. Aber die Erhöhung fließt ja nicht 
in die Entgelttabelle ein. Viele andere 
Bausteine hängen aber am Monatsent¬ 
gelt, wie zum Beispiel die Rentenhöhe, 
das Krankengeld, das Weihnachtsgeld. 
Überall da gäbe es Verluste. Das ist na¬ 
türlich schwierig zu überschauen und 
die Wirkung zu berechnen, muss aber 
mit bedacht werden. Denn hier fehlt 
das Geld immer, Jahr für Jahr, und der 
Arbeitgeber spart es Jahr für Jahr. 

Wer sich für Zeit entscheidet, hat all 
diese Nachteile natürlich auch und da¬ 
rüber hinaus noch nicht einmal die In¬ 
flation ausgeglichen und bezahlt seine 
freie Zeit aus der eigenen Tasche. 

Der zuerst geforderte Teillohnaus¬ 
gleich für Schichtarbeitende, Erziehen¬ 
de und Pflegende würde bei der neuen 
Variante auch viel geringer ausfallen. 
Da waren nur noch zwei zusätzliche 
bezahlte Tage pro Jahr im Gespräch. 
Das wäre wesentlich weniger als die 
U rsprungsf orderung. 

UZ: Für die nächsten Tage wurden 
ganztägige Warnstreiks in mehr als 250 
Betrieben beschlossen. Gab es dazu in 
der Tarifkommission längere Diskussi¬ 
onen oder fand dies sofort eine breite 
Zustimmung? 

Michael Clauss: Nachdem bekannt 
wurde, wie weit Forderung und Ange¬ 
bot auseinander liegen, gab es sofort 
eine ganz breite Zustimmung. Es gab 
stehende Ovationen für die ganztägi¬ 
gen Streiks. Fast alle sind aufgestan¬ 
den. Ein gutes Gefühl. Große Ge¬ 
schlossenheit. Wir haben aber auch 
das ganze letzte Jahr über die zusätz¬ 
liche Eskalationsstufe diskutiert. Ins¬ 
besondere den Vertretern der Großbe¬ 
triebe in der Tarifkommission war dies 
sehr wichtig. In den Großbetrieben ist 
das Vertrauen in den Vorstand, dass sie 
für harte Auseinandersetzungen bereit 
sind, nicht sehr groß. Mit den Streiks 
kann die IG Metall wieder an Glaub¬ 
würdigkeit gewinnen, dass sie den In¬ 
teressensgegensatz ernst nimmt und 
kämpft. 

Die Ganztages-Warnstreiks sind 
ein wirksames Druckmittel - und zwar 


ohne dass das „Damoklesschwert“ der 
kalten Aussperrung über uns schwebt. 
Da können wir wieder üben. Auch 
Erzwingungsstreiks müssen geführt 
werden - davor ist die Organisation 
seit Jahrzehnten vor lauter Angst vor 
Aussperrung zurückgewichen. Aber 
so werden wir das Damoklesschwert 
nicht wegbekommen. Nur in einer 
Eskalation können wir kalte Aussper¬ 
rung wegkämpfen. 

UZ: Wie laufen im Mercedes-Benz- 
Werk Untertürkheim die Vorbereitun¬ 
gen auf die Streiks? 

Michael Clauss: Ab Donnerstag wird 
bei uns 24-Stunden alles still stehen. 
Wir fangen in der Nachtschicht an, 
Freitag geht es mit der Früh- und 
Spätschicht weiter. Es wird eine sehr 
begrenzte Notdienstvereinbarung ge¬ 
ben. Während der Streiks wird es kei¬ 
ne Verhandlungen geben. Die Warn¬ 
streikaktionen der vergangenen Wo¬ 
chen hatten in allen Werkteilen und 
Schichten eine hohe Zustimmung und 
Beteiligung. Auch die qualitativen For¬ 
derungen zur Arbeitszeit hatten eine 
breite Unterstützung. Die Kampfbe¬ 
reitschaft ist hoch, was auch der große 
Beifall auf der Kundgebung am 18. Ja¬ 
nuar für einen ganztägigen Streik vor 
dem Untertürkheimer Tor zeigte. 

Sollten dann Verhandlungen am 
Wochenende bis nächsten Montag 
nichts ergeben, wird aus heutiger 
Sicht vom 6. bis 8. Februar die Urab¬ 
stimmung durchgeführt und wir gehen 
dann in den Erzwingungsstreik. 

UZ: Seit vielen Jahrzehnten gab es in 
der Metallindustrie, außer im Osten, 
keine längeren Streiks mehr - zuletzt 
1984 der Kampf um die 35-Stunden wo¬ 
che. Was für besondere Herausforde¬ 
rungen sind die Streiks für euch? 

Michael Clauss: Es sind schon fast kei¬ 
ne Kolleginnen und Kollegen mehr 
im Betrieb, die den Kampf um die 
35-Stundenwoche miterlebt haben. 
Die meisten kennen ihn nur vom Hö¬ 
rensagen. Viele Kollegen haben kein 
großes Vertrauen in die Kampfbereit¬ 
schaft der IG Metall-Führung. Das 
muss sich ändern. Ich sehe die Streiks 
jetzt als eine große Chance, für die 
Menschen, die immer individualisier¬ 
ter unterwegs sind, kollektives Han¬ 
deln wieder erlebbar zu machen, die 
Stärke durch Solidarität spürbar zu 
machen, Klassenbewusstsein näher 
zu bringen. In solchen Arbeitskämp¬ 
fen gehen die Köpfe und Herzen der 
Kollegen auf. Das ermöglicht wieder, 
klarere Diskussionen über den nach 
wie vor vorhandenen Klassengegen¬ 
satz zwischen Kapital und Arbeit zu 
führen. 

Das Gespräch führte Christa Hourani 


Am 23. Januar haben die Tarifverhand¬ 
lungen zwischen der Deutschen Post 
und ver.di (Fachbereich 10, der 130 000 
Beschäftigte vertritt) begonnen. Die 
Gewerkschaft fordert 6 Prozent mehr 
Gehalt und Ausbildungsvergütung, so¬ 
wie die Möglichkeit, einen Teil davon in 
freie Zeit umwandeln zu können. (Vgl. 
Interview in der UZ vom 19.1.) Eine jähr¬ 
lich nach einer „Leistungsbeurteilung“ 
gezahlte Prämie soll künftig auf 12 Mo¬ 
nate verteilt werden. Zudem verlangt 
ver.di die Übernahme der Ergebnisse 
für die bei der Post arbeitenden 32 000 
Beamten. Obwohl die Kapitalseite die 
Forderungen kannte, kam von ihr - wie 
üblich - zunächst einmal kein Angebot. 
Ab 6. Februar soll in Berlin weiter ver¬ 
handelt werden. 

Zwar liegen die detaillierten Zahlen 
der Post AG für 2017 noch nicht vor, aber 
ein Plus gegenüber 2016 wird erwartet. 
Der Gewinn dürfte von 3,5 Mrd. Euro 
auf 3,75 Mrd. Euro weiter gestiegen sein. 
Konzernchef Appel konnte 9,93 Mio. 
Euro privat einstreichen, die Aktionä¬ 
re sich über das Dividenden-Plus von 75 
Prozent seit 2009 freuen. Die Beschäftig¬ 
ten hingegen ächzen unter zunehmender 
Arbeitsverdichtung. Einen höheren An¬ 
teil an dem allein von ihnen Erarbeite¬ 
ten sollen sie aber nicht erhalten, ver.di 
zitiert Arbeitsdirektor Ogilvie von der 


Der Beginn des Jahres 2018 könnte auch 
für die Beschäftigten der ostsächsischen 
Waggonbau-Betriebe besser aussehen. 
Nachdem bereits im Dezember die Wag¬ 
gonbau Niesky GmbH im kleinen Städt¬ 
chen Niesky in der Oberlausitz Insolvenz 
angemeldet hatte, kündigte in der ver¬ 
gangenen Woche auch der kanadische 
Konzern Bombardier an, sein Werk in 
Görlitz noch in diesem Jahr verkaufen 
zu wollen. 

Der Grund: Finanzielle Aufwen¬ 
dungen, die aus verspäteten Lieferun¬ 
gen entstanden seien. Nach Angaben 
von SZ-Online hat 2010 Bombardier 
59 Doppelstockzüge für 1,6 Mrd. Euro 
an die Schweizerischen Bundesbahnen 
verkauft. Davon wurden immerhin schon 
vier übergeben. „Nach SZ-Informatio- 
nen entstand 2017 ein Minus von fast 100 
Mio. Euro.“ 

Und wie so oft beweisen die Kon¬ 
zernleitungen in ihrem Zynismus reich¬ 
lich Sinn für Ironie: 5 Mio. Euro möchte 
Bombardier in diesem Jahr noch inves¬ 
tieren, um das Werk zu einem „Kompe¬ 
tenzzentrum für Wagenkästen aus Alu¬ 
minium“ umzubauen. Im Gespräch als 
Investor sei das Münchner Unternehmen 
Quantum Capital Partners GmbH, das 
bis Dezember auch Geschäftsführer der 

Kampf ums 

Neu gegründetes Bündnis 

Nachdem Ende vergangenen Jahres die 
Pläne der CDU/FDP-Landesregierung 
in NRW bekannt geworden waren, das 
Sozialticket ersatzlos zu streichen, for¬ 
mierte sich schnell ein landesweiter Wi¬ 
derstand, in dem sich zahlreiche Organi¬ 
sationen und Initiativen zusammenfan¬ 
den. Im Dezember vergangenen Jahres 
fand eine erste Demo in Wuppertal auf 
Initiative des Sozialvereins „Tacheles 
e.V.“ mit großer Beteiligung statt. Die 
Forderungen waren klar und unmiss¬ 
verständlich: „Für ein unbegrenztes und 
kostenloses Sozialticket in NRW!“ 

Unter dem Eindruck der starken 
Proteste rückte die Landesregierung 
schnell wieder von ihrem Vorhaben ab 
und stellte für 2018 erneut 40 Mio. Euro 
an Fördermitteln zur Verfügung. Anträge 
der Opposition, diese Mittel auf 50 Mio. 
Euro aufzustocken und bis 2021 zu ga¬ 
rantieren, wurden von der CDU/FDP- 
Mehrheit im Landtag abgelehnt. Die 
schwarz-gelbe Koalition setzte angeblich 
darauf, dass sich die Aufregung bald wie- 


Deutschen Post DHL: „Ich sehe (...) nur 
einen sehr engen Spielraum für die an¬ 
stehende Lohnrunde etwa in Höhe der 
aktuellen Inflationsquote.“ 

Auch deshalb stimmt ver.di seine 
Mitglieder schon auf Warnstreiks ein 
und beugt der üblichen Unternehmer¬ 
propaganda durch Infos über das Streik¬ 
recht der Mitglieder vor. Das Gros der 
als Beamte Beschäftigten befindet sich 
im einfachen und mittleren Dienst. Sieht 
man von ihrer Unkündbarkeit ab, unter¬ 
scheidet sich ihre Lage nicht von der der 
Tarifbeschäftigten. Für sie fordert ver.di 
auch die Fortschreibung der Postzulage. 
Sie wurde 2016 um 2,0 und 2017 um 1,7 
Prozent erhöht. 

Der ständig wachsende Arbeitsdruck 
lässt auch bei der Post, wie schon bei der 
Bahn und in der Metall- und Elektro¬ 
industrie, die Forderung nach Arbeits¬ 
zeitverkürzungen wieder auf Resonanz 
stoßen. So haben 60 Prozent der EVG- 
Mitglieder, sogar 80 Prozent jener im 
Betriebsdienst mit Schicht-, Nacht- und 
Wochenendarbeit, sich für mehr Urlaub 
statt mehr Lohn entschieden. Auch wenn 
das keine allgemeine Arbeitszeitverkür¬ 
zung mit Lohnausgleich ersetzt, kommt 
doch wieder Schwung in die diesbezüg¬ 
liche Diskussion. Deshalb ist hier auch 
mit besonderem Widerstand der Bosse 
zu rechnen. Volker Metzroth 


Waggonbau Niesky GmbH gewesen ist. 
Die 320 Kollegen in Niesky werden bis 
Ende Februar aus Insolvenzgeld bezahlt, 
bis sich vielleicht ein Käufer findet. Für 
die 1 300 Mitarbeiter in Görlitz gilt ein 
Kündigungsschutz bis 2019, der mit dem 
Betriebsrat vereinbart wurde. 

Die entscheidende Frage, die weder 
die Sächsische Zeitung noch der MDR 
beantworten, lautet aber: Wie konnte es 
zu den verlustreichen Lieferrückstän¬ 
den in beiden Werken überhaupt kom¬ 
men? IG Metall-Funktionär Jan Otto 
aus Ostsachsen sagte dem MDR: „Der 
Waggonbau Niesky habe über das Jahr 
2020 hinaus volle Auftragsbücher.“ „Zu 
viele komplexe Aufträge“, die „unter dem 
Strich defizitär abgeschlossen wurden“, 
nannte die Geschäftsleitung der Wag¬ 
gonbau Niesky GmbH gegenüber dem 
Rundfunksender als Grund der Insol¬ 
venz. Mit anderen Worten: Hohe Ge¬ 
winnerwartungen sollten auf Kosten zu 
weniger Mitarbeiter erzielt werden. Was 
die Kollegen im ostsächsischen Waggon¬ 
bau in den letzten sieben Jahren ausge¬ 
standen haben, um ihre Arbeitsplätze zu 
erhalten, lässt sich denken. Nun müssen 
sie oder einige von ihnen auch noch die 
Rechnung bezahlen für die gezielte Fehl¬ 
planung der Konzerne. Saskia Wieck 

Sozialticket 

in NRW plant Aktionen 

der legen werde. Nun fand am 27. Januar 
in Wuppertal ein Treffen von ca. 50 Teil¬ 
nehmern aus den verschiedensten Or¬ 
ganisationen und Initiativen des Landes 
statt, die mehr als vier Stunden lang über 
das weitere Vorgehen berieten. Schnell 
wurde klar, dass der Protest gegen die¬ 
se Pläne ausgeweitet werden muss, und 
dafür Bündnispartner aus den Sozialver¬ 
bänden, den Parteien und Gewerkschaf¬ 
ten sowie den Kirchen und Medien ge¬ 
wonnen werden müssen. 

Ein Aktionstag ist für das erste 
Halbjahr in der Überlegung - eventu¬ 
ell im Zusammenhang mit dem 1. Mai. 
Eine landesweite Sozialkonferenz soll 
nach der Sommerpause stattfinden. Auf 
örtlicher Ebene soll mit Info-Aktionen 
vor den Behörden und den Verkehrsbe¬ 
trieben über das Sozialticket aufgeklärt 
werden. Schließlich wurde ein Organisa¬ 
tionskreis aus sechs Personen gebildet, 
der für die Pressearbeit und die weite¬ 
re Koordination der Aktivitäten verant¬ 
wortlich ist. Jürgen Köster 


Der Zug ist voll 

Fehlplanungen im Waggonbau in Ostsachsen 
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Mahnwache 

Am 27.1.2018 trafen sich etwa 40 An- 


Zur Zeit der Verleumder 

Konferenz gegen reaktionäre Hetze gegenüber linken Juden und Israel-Kritikern 



Glänzt nicht nur auf Kuba (Foto) und bei Anne Will: unsere 93-jährige Genossin Esther Bejarano nimmt an der Konferenz teil. 


K ritische Juden, Linke und Migran¬ 
ten sehen sich zunehmend wüs¬ 
ten Antisemitismusvorwürfen 
ausgesetzt, die von bürgerlichen Me¬ 
dien, neokonservativ geläuterten Ex- 
Linken und extremen Rechten erhoben 
werden. Deutsche und israelische Mar¬ 
xisten haben daher bereits im Juli 2017 
das „Projekt Kritische Aufklärung“ ge¬ 
gründet, welches sich als „Zusammen¬ 
schluss für ideologiekritische Inter¬ 
ventionen gegen rechte Tendenzen in 
Deutschland“ versteht. Die Unterstüt¬ 
zerinnen und Unterstützer zeigen sich 
„besonders besorgt über antiemanzipa- 
tive Bestrebungen, den fortschreiten¬ 
den Verrat an kritischer Aufklärung 
und Verfall der politischen Kultur in¬ 
nerhalb linker Bewegungen, Parteien 
und Medien“ Um dem etwas entgegen¬ 
zusetzen veranstaltet das Projekt Kri¬ 
tische Aufklärung am 10. Februar in 
Berlin eine Konferenz. An dieser wer¬ 
den neben dem israelischen Historiker 
Moshe Zuckermann, dem Schauspieler 
Rolf Becker, der Musikerin Esther Be¬ 
jarano, dem britisch-israelischen Autor 
Moshe Machover auch die britisch-ja¬ 
maikanische Bürgerrechtsaktivistin Ja- 
ckie Walker teilnehmen. 

Der Rechtstrend in der westlichen 
Welt habe mittlerweile bizarre Erschei¬ 
nungsformen angenommen, schreiben 
die Unterstützer des Projekts Kritische 
Aufklärung in ihrer Konferenzankün¬ 
digung. So würden Linke als „Nazis“ 
und jüdische Antifaschisten als „Ver¬ 
räter“ diffamiert. Bereits Anfang der 
1980er-Jahre klagte der Dichter Erich 
Fried die Stigmatisierung jüdischer 
Linker als „rote Antisemiten“ an. Sei¬ 
ne von den ersten Verwerfungen des 
neoliberal radikalisierten Kapitalis¬ 
mus geprägte Gegenwart beschrieb 
er als „Zeit der Verleumder“. „Was 
damals mit wütenden Polemiken be¬ 
gann, ist heute zu einem Komplex aus 
Rufmordkampagnen und Sanktionen 
ausgewachsen, die aus den etablierten 
Parteien, von SPD, FDP, der Union 
und der AfD, von neokonservativen 
Antideutschen, Antinationalen und 
christlichen Fundamentalisten initi¬ 
iert und von den hegemonialen Medi¬ 
en propagiert werden“, stellen die Ver¬ 
anstalter klar. 


Verschiedene rassistische und ex¬ 
trem rechte Parteien wie etwa „Pro 
Deutschland“ hatten gemeinsam mit 
ihren Partnerorganisationen im euro¬ 
päischen Ausland schon im Dezem¬ 
ber 2010 die sogenannte „Jerusalemer 
Erklärung“ veröffentlicht, die unter 
anderem von der „Freiheitlichen Par¬ 
tei Österreichs“ (FPÖ) und dem bel¬ 
gischen „Vlaams Belang“ unterstützt 
wurde. Darin heißt es: „Israel als einzi¬ 
ge Demokratie im Nahen Osten ist uns 
wichtiger Ansprechpartner in dieser 
bewegten Weltregion. (...) Ohne jede 
Einschränkung bekennen wir uns zum 
Existenzrecht des Staates Israel inner¬ 
halb sicherer und völkerrechtlich aner¬ 
kannter Grenzen. Ebenso ist das Recht 
Israels auf Selbstverteidigung gegen¬ 
über allen Aggressionen, insbesondere 


gegenüber islamischem Terror, zu ak¬ 
zeptieren. (...)“. Erst vor wenigen Ta¬ 
gen hatte sich auch der österreichische 
Vizekanzler Heinz-Christian Strache 
(FPÖ) eher halbherzig dazu bequemt, 
das Thema Antisemitismus in seiner 
Partei sei aufzuarbeiten. „Wir tragen 
für die Opfer des Holocaust eine be¬ 
sondere Verantwortung“, sagte Strache 
am vergangenen Montag gegenüber 
dem „Kurier“ und behauptete, dass es 
für Antisemitismus in der FPÖ keinen 
Platz gebe. Auch die AfD hatte in der 
jüngsten Vergangenheit ihre Solida¬ 
rität mit Israel bekräftigt. Dabei han¬ 
delt es sich nicht um eine späte Liebe 
der neuen Rechten zu jüdischen Men¬ 
schen, sondern die Politik des Staates 
Israel dient ihnen als Begründung und 
Wegweiser für ihre rassistische Politik 


gegen die muslimisch geprägten Min¬ 
derheiten in Europa. Dabei ist es nicht 
hinderlich, dass die extreme Rechte in 
Israel die Regierung stellt. 

Der Plan der amtierenden Bundesregie¬ 
rung, einen „Antisemitismus-Beauftrag¬ 
ten“ zu installieren und damit die Hetze 
gegen Links und den auf allen Ebenen 
stattfindenden Rechtsruck zu institutio¬ 
nalisieren, ist dabei ein weiterer Schritt. 
Wer glaubt, es ginge um den Kampf ge¬ 
gen antisemitisch-motivierte Straftaten 
in Deutschland, die zu über 90 Prozent 
von Rechtsextremen verübt werden, 
und sich jetzt freut, dass die AfD wahr¬ 
scheinlich nicht in das dazugehörige 
Gremium kommen wird, dem wird das 
Lachen noch im Halse stecken bleiben. 

Markus Bernhardt/UZ 
Siehe Kommentar auf Seite 9 


timilitaristinnen und Antimilitaristen 
zur 23. Mahnwache vor dem Flieger¬ 
horst Jagel. 

Die Mahnwache begann mit einer 
Gedenkminute für die Opfer von Fa¬ 
schismus und Krieg, da vor 73 Jahren 
das Konzentrationslager Auschwitz be¬ 
freit wurde. 

Pastor Ingo Gutzmann von der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche hielt 
die Rede an Stelle seines leider er¬ 
krankten Kollegen Pastor Christoph 
Touche. Unter Bezug auf Bibelzitate 
erklärte er, das Gebot der Feindesliebe 
sei wesentlicher Bestandteil der Huma¬ 
nität. Familienangehörige und Freunde 
zu lieben sei nicht schwer. Er stellte dar, 
dass es immer wieder Versuche gab, die 
Verpflichtung „Liebet Eure Feinde“ zu 
relativieren, etwa auf bestimmte Teil¬ 
gruppen zu beschränken, jedoch nach 
biblischem Verständnis ist es eine For¬ 
derung an uns alle. Und wer seine Fein¬ 
de liebt, kann nicht Krieg führen und 
sie töten. 

In der anschließenden Gesprächs¬ 
runde wurde deutlich, dass leider nicht 
alle Kirchenmitglieder so denken, und 
dass die Kirche nicht klar sagt, wer 
Krieg führt, könne nicht Christ sein. 
Pastor Gutzmann sprach bedauernd 
davon, dass sich Freikirchen, die grund¬ 
sätzlich jeden Militärdienst ablehnen, 
als „Friedenskirchen“ sehen, er sehe 
sein kirchliches Engagement ebenfalls 
als friedenskirchlich, auch wenn in sei¬ 
ner evangelischen Kirche Soldaten 
sind, die Krieg führen. Denn Kirchen¬ 
mitglieder seien auch nichts anderes als 
die Gesellschaft insgesamt. 

Einigkeit bestand darin, dass es not¬ 
wendig ist, mit friedensbewegten Men¬ 
schen aus religiöser Motivation zusam¬ 
men zuarbeiten. Geplant sind Veran¬ 
staltungen in Kirchengemeinden gegen 
die Aufrüstung der Bundeswehr mit 
Drohnen. Die 24. Mahnwache am 10. 
Februar beginnt wieder um „Drei vor 
Zwölf“ 11.57 Uhr. 

Es wurde beschlossen, auch in die¬ 
sem Jahr den Ostermarsch der Frie¬ 
densbewegung am Karfreitag, dem 30. 
März 2018, vom Bahnhof Schleswig 
zum Fliegerhorst Jagel durchzuführen. 
Die Auftaktkundgebung findet um 
„Drei vor Zwölf“ 11.57 Uhr vor dem 
Bahnhof Schleswig statt. 

DFG-VK Flensburg 


Cottbus macht dicht 


Durchbeißen 


Aufnahmestopp - rechte Hetze zeigt Wirkung 


Chancengleichheit an Schulen kein Thema 


Cottbus ist inzwischen bundesweit 
bekannt geworden. Die zweitgröß¬ 
te Stadt Brandenburgs wird derzeit 
als Synonym für verfehlte Integration 
und Ausländerfeindlichkeit gehandelt. 
Nach mehrfachen gewaltsamen Zu¬ 
sammenstößen von Flüchtlingen und 
Einheimischen im Januar hat die Poli¬ 
tik reagiert und einen Zuzugsstopp für 
die Stadt verfügt, in der rund 100 000 
Menschen leben. 

Am Montag hat der Cottbuser 
Oberbürgermeister Holger Kelch 
(CDU) den Aufnahmestopp vertei¬ 
digt. Cottbus fehle es an Geld und So¬ 
zialarbeitern, um weitere Flüchtlinge 
zu versorgen, sagte Kelch im ZDF- 
“Morgenmagazin“. Bund und Länder 
hätten eine staatliche Schutzfunktion 
für die Kommunen. „Davon merke ich 
bisher zu wenig hier in Cottbus“, sagte 
er. Vergangenen Donnerstag äußerte 
sich Kelch im Innenausschuss des bran- 
denburgischen Landtags zu den Prob¬ 
lemen in der Stadt. Eltern von Flücht¬ 
lingskindern würden aufgrund der 
Sprachbarrieren teils nicht wissen, was 
in den Schulen vorgehe. „Wir haben 
schon jetzt einzelne Familien, die So¬ 
zialarbeitern den Zugang verweigern“, 
sagte er. Angestellte der Stadtverwal¬ 
tung würden nur noch respektiert, 
wenn sie in Uniform in die Familien 
gingen, behauptete Kelch und warnte 
vor rechtsfreien Räumen. Frauen wür¬ 
den generell nicht mehr ernst genom¬ 
men. Sollte es zum Familiennachzug 
von Flüchtlingen kommen, wäre die 


Stadt ihren Aufgaben nicht mehr ge¬ 
wachsen. Nach Bekanntwerden dieser 
Äußerungen übten zahlreiche Sozialar¬ 
beiter in den sozialen Netzwerken Kri¬ 
tik. Die beschriebenen Familien seien 
nur die Ausnahmen und die gäbe es 
auch unter den Deutschen. Die meis¬ 
ten Flüchtlinge seien sehr dankbar für 
Hilfen, auch sei nichts davon zu spüren, 
dass weibliche Sozialarbeiter generell 
nicht mehr respektiert würden. 

Das „Geflüchtetennetzwerk Cott¬ 
bus“ gibt der Stadtverwaltung in einem 
offenen Brief eine Mitschuld an der Si¬ 
tuation. „Aber aus unserer Sicht ist es 
unglaublich, dass die Verwaltung von 
der Stadt die angespitzte Situation hat 
eskalieren lassen, um die Zusage für 
die seit einem Jahr gewünschte Zuzugs¬ 
sperre zu bekommen“, heißt es dort. 
Die Stadt müsse endlich bestehende 
Probleme wie mangelnde Schul- und 
Kita-Plätze oder den Wohnungsmangel 
lösen. Das Geflüchtetennetzwerk weist 
auch auf die Berichterstattung der re¬ 
gionalen Tageszeitung hin, die zu einer 
Anspannung der Atmosphäre beigetra¬ 
gen hatte. 

Die Zuzugssperre hatte Kelch tat¬ 
sächlich Ende März letzten Jahres beim 
Brandenburger Innenministerium be¬ 
antragt, war aber gescheitert. Damals 
wies der Sozialdezernent Berndt Wei¬ 
ße im Sozialausschuss der Stadt auf die 
prekäre Lage am Wohnungsmarkt hin. 
Preiswerte Wohnung sind nach dem 
großangelegten Rückbauprogramm 
der letzten fast 30 Jahren kaum noch 


zu haben. Neben den seit längerem 
fehlenden Schul- und Kita-Plätzen ist 
ein anderes Problem die finanzielle 
Unterstützung der Kommune durch 
Bund und Land. Der Zuzug von Aus¬ 
ländern aus anderen Landkreisen be¬ 
lastet den kommunalen Haushalt mit 
etwa 466 000 Euro, sagte Stadtsprecher 
Jan Gloßmann letztes Jahr gegenüber 
der Lausitzer Rundschau . Das kom¬ 
me daher, dass die Finanzmittel an die 
Landkreise gehen, denen die Flücht¬ 
linge in der Erstaufnahme zugewiesen 
wurden. Weil Brandenburg bislang auf 
eine Wohnsitzauflage verzichtet, kön¬ 
nen sich Flüchtlinge nach Abschluss ih¬ 
res Asylverfahrens in Brandenburg frei 
bewegen. Das Geld wird aber nicht an 
den neuen Wohnort weitergeleitet. 

Der Medienrummel um Cottbus 
wurde auch dadurch ausgelöst, dass der 
rechtspopulistische Verein „Zukunft 
Heimat“ kürzlich rund 1 500 Menschen 
auf die Straße gebracht hat. Wären da¬ 
bei nicht auch zwei Journalisten ange¬ 
griffen worden, hätte es Cottbus wahr¬ 
scheinlich gar nicht in die überregiona¬ 
le Presse geschafft. Denn in der Lausitz 
hat sich schon lange eine gefährliche 
Mischung aus Rechtspopulisten und 
Rechtsextremen etabliert. Neben der 
vom Verfassungsschutz als „hochgradig 
gewaltbereiten“ rechtsextremen Szene 
konnte sich die Identitäre Bewegung 
und die rechtsextreme Partei „Der III. 
Weg“ in Cottbus festsetzen. AfD und 
NPD sind im Stadtparlament vertreten. 

Bernd Müller 


Am vergangenen Montag sind die Er¬ 
gebnisse der PISA-Zwischenstudie 
„Erfolgsfaktor Resilienz“ veröffent¬ 
licht worden. Und alle sind aus dem 
Häuschen. Denn laut der Studie hat 
sich der Anteil der resilienten, soll hei¬ 
ßen „widerstandsfähigen“ Schülerin¬ 
nen und Schüler in Deutschland so sehr 
verbessert wie in kaum einem anderen 
der Studienländer. Resilient meint, dass 
die Schüler trotz widriger Umstände - 
in diesem Kontext z.B. Herkunft aus 
so genannten „bildungsfernen Schich¬ 
ten“ - mindestens solide Leistungen in 
der Schule erbringen. Laut der Studie 
spielen bei der Entwicklung dieser Fä¬ 
higkeit in Deutschland vor allem Fak¬ 
toren wie ein gutes Schulklima, offene 
Kommunikation und motivierte Schul¬ 
leiter, die dafür sorgen, dass es so in den 
Schulen ist. Ob dem so ist oder doch 
eher einem Wunschdenken entspringt, 
um desolate Zustände zu verschleiern, 
muss angemerkt werden. 

Was jedoch auch in dieser Stu¬ 
die nicht ausgehebelt werden konn¬ 
te: Deutschland gehört trotzdem zu 
den Vorreitern in Fragen Chancen¬ 
ungleichheit. An der Tatsache, dass in 
kaum einem Land die Bildung so sehr 
vom sozialen Hintergrund abhängt, 
hat sich nämlich nichts geändert. Die 
vodafone-Stiftung, eine „Denkfabrik“ 
des Telekommunikationsriesen, hat¬ 
te das Projekt mitfinanziert. Sebasti¬ 
an Gallander von der Stiftung drückt 
die Synthese aus diesen beiden Tatsa¬ 
chen so aus: „Nur wenn wir die sozi¬ 


al schwächsten Schüler befähigen, die 
Leistungsstärksten zu werden, können 
wir die soziale Kluft verringern.“ Die 
Berichterstattung zu den Studiener¬ 
gebnissen zeichnet erschreckend deut¬ 
lich den zunehmenden Leistungsdruck 
im deutschen Bildungssystem ab. Nie¬ 
mand konzentriert sich darauf, dass die 
prinzipielle Chancenungleichheit sich 
kein Stück geändert hat, diese wird 
schulterzuckend akzeptiert. Alle stür¬ 
zen sich darauf, dass es immer mehr 
Schülerinnen und Schüler gibt, die das 
„Augen zu und durch“-Prinzip immer 
besser verinnerlicht haben. Kaum ver¬ 
wunderlich, dass, wenn man dafür ge¬ 
lobt wird, sich halt durchzubeißen um 
Erfolg zu haben, irgendwann der gro¬ 
ße Knall kommt: Jeder 3. Schüler fühlt 
sich überlastet. Auf 60 Schüler kommt 
einer mit Burn-Out, aber etwa jeder 5. 
ist gefährdet. Möglich, dass solche Ge¬ 
fährdungen durch engagierte Lehrer 
aufgefangen werden können. Jedoch, 
und auch das zeigt die Studie, haben 
die Lehrkräfte an deutschen Schulen 
zu viel zu tun, als sich adäquat um die 
ihnen Anvertrauten kümmern zu kön¬ 
nen und die eingangs erläuterten Fak¬ 
toren zu befördern. Es wäre also die 
eigentliche politische Aufgabe, sich 
mehr um die Bedingungen für echte 
Chancengleichheit zu kümmern, als zu 
versuchen, die Effekte der Chancen¬ 
ungleichheit zu kaschieren und dafür 
Zeit, Geld und mediale Aufmerksam¬ 
keit aufzuwenden. 

Land Durek 





m unsere zeit 


Politik 


Freitag, 2. Februar 2018 


Generalstreik gegen die Faschisten 

Mössingen, 31. Januar 1933 


E in Dorf 15 km südlich von Reut¬ 
lingen und Tübingen, am Rande 
der Schwäbischen Alb, schrieb mit 
einem Generalstreik gegen Hitler Ge¬ 
schichte. Die KPD hatte aufgerufen, 
die Machtübertragung an Hitler mit ei¬ 
nem Massenstreik zu beantworten. In 


Mössingen wurde der Aufruf tatsäch¬ 
lich befolgt. Die Beschäftigten dreier 
Textilbetriebe legten die Arbeit nieder 
und demonstrierten mit 800 Menschen 
durch den Ort. 

Am Abend des 30. Januar 1933 fand 
eine von der KPD einberufene Ver¬ 
sammlung mit 200 Beteiligten statt. 
Am folgenden Morgen wurde der Auf¬ 
ruf zum Massenstreik vor den Betrieben 
verteilt. Als erste fasste die Belegschaft 
der Firma Pausa den Streikbeschluss. 
Deren jüdische Inhaber Artur und Fe¬ 
lix Löwenstein - wenig später selbst von 
den Nazis verfolgt und vertrieben - ga¬ 
ben den Arbeiterinnen und Arbeitern 
frei. Jakob Textor (1908-2010) hisste am 
Kamin von Pausa die rote Fahne. Kurz 
nach 12 Uhr formierte sich der Demons¬ 
trationszug mit dem mehrere Meter 
breiten Transparent „Heraus zum Mas¬ 
senstreik.“ Auf der Kundgebung sprach 
der KPD-Unterbezirksleiter Fritz Wan¬ 
del (1898-1956). Der Textilfabrikant 
Merz rief die Reutlinger Schutzpolizei 
an. Sie rückte gegen die 800 Demons¬ 
trierenden mit Pistolen und Gummi¬ 
knüppeln bewaffnet vor und sperrte die 


Straße. Angesichts dieses massiven Ein¬ 
satzes der Staatsmacht und in der Er¬ 
kenntnis, dass an anderen Orten keine 
solchen Streiks stattfanden, wurde die 
Aktion am gleichen Tag beendet. 

Es folgten Verhaftungen. Gegen 98 
Männer und 4 Frauen wurde wegen 


Aufruhrs, Rädelsführerschaft, Hoch¬ 
verrats, Haus- und Landfriedensbruchs 
Anklage erhoben. Paul Ayen floh in die 
Schweiz, kämpfte in Spanien in den In¬ 
ternationalen Brigaden. Viele wurden 
verurteilt. In einem von der VVN un¬ 
terstützten Wiedergutmachungsprozess 
traf das Tübinger Landgericht 1954 die 
bemerkenswerte Feststellung, das Mit¬ 
tel des Generalstreiks, hätte es sich flä¬ 
chenweit durchgesetzt, „wäre ein geeig¬ 
netes Mittel gewesen, um die eben erst 
an die Macht gelangte Hitlerregierung 
zum Rücktritt zu zwingen.“ 

Warum gelang gerade hier die an¬ 
derswo fehlende einheitliche Akti¬ 
on der Arbeiterbewegung? Obwohl 
der Arzt, Schriftsteller Friedrich Wolf, 
(1888-1953) in seinem 1932 entstan¬ 
denen Agitprop-Stück „Wie stehn die 
Fronten?“ ausgerechnet am Beispiel ei¬ 
ner Auseinandersetzung im (etwas ver¬ 
fremdeten) Pausa-Werk in Mössingen 
die RGO-Politik propagierte? Die Ver¬ 
ankerung der KPD-Mitglieder in da¬ 
mals noch der Arbeiterbewegung zuzu¬ 
ordnenden örtlichen Vereinen, (Sport, 
Musik, Konsum usw.) spielte eine we¬ 


sentliche Rolle. Kommunist/inn/en 
waren selbstverständlich mit anderen, 
auch sozialdemokratischen, Arbeiterin¬ 
nen und Arbeitern am Bau der Turn¬ 
halle und dem genossenschaftlichen 
Wohnungsbau beteiligt. Beim Festhal¬ 
ten des Sozialismus als Ziel setzten sie 
sich konsequent für Verbesserungen 
der Arbeits- und Lebensumstände der 
Menschen vor Ort ein. Sie waren „keine 
Fremdkörper“ auf sie war Verlass. Auch 
in den Wahlergebnissen schlug sich der 
starke Einfluss der KPD nieder. 

Nach dem 2. Weltkrieg war das 
völlig anders. Die KPD war auch hier 
isoliert und erneuter Verfolgung aus¬ 
gesetzt. Jahrzehntelang war es nur die 
VVN und später auch die Tübinger 
DKP, die die Erinnerung an den Mös- 
singer Generalstreik hoch hielt. 


Doch der Mössinger Generalstreik 
besitzt weit mehr als nur lokale Bedeu¬ 
tung. 1983 bewegte sich „eine unüber¬ 
sehbare Menschenschlange quer durch 
Mössingen. ... Zehn- bis fünfzehntau¬ 
send Leute bekennen sich auf der Stra¬ 
ße zu Frieden und Demokratie, wider¬ 
setzen sich Faschismus, Aufrüstung und 
Krieg. Die Manifestation vom Samstag 
wird in die Annalen eingehen als die bis 
dahin größte politische Demonstration 
in der Steinlachgemeinde.“ Der DGB- 
Vorsitzende von Baden-Württemberg, 
Siegfried Pommerenke, wandte sich 
gegen den „Klassenkampf von oben“ 


der mit dem Klassenkampf von unten 
beantwortet werden müsse. Wer „nicht 
begreift, dass es auch in unserer Ge¬ 
schichte bereits wieder Parallelen gibt, 
macht sich erneut schuldig!“ 

Danach trat diese Erinnerung wie¬ 
der in den Hintergrund. Zum 80. Jah¬ 
restag 2013 folgten 1200 Menschen 
einem Demonstrationsaufruf „Politi¬ 
scher Streik hätte Hitler gestürzt und 
den Krieg verhindert“. Inzwischen 
hat sich auch die überregionale Ge¬ 
denkkultur des Ereignisses angenom¬ 
men. Die Trommel von Paul Ayen war 
2012/13 das zeitlich erste Exponat der 
Ausstellung „Anständig gehandelt - 
Widerstand und Volksgemeinschaft 
1933-1945“ im Stuttgarter Haus der 
Geschichte. Das regional sehr bekann¬ 
te Theater Lindenhof führte in der ehe¬ 


maligen Pausa-Halle ein Theaterstück 
dazu auf, über dessen Entstehung die 
Journalistin Katharina Thoms einen 
2015 erstmals aufgeführten Dokumen¬ 
tarfilm drehte, in dessen Mittelpunkt 
Andrea Ayen (Tochter, Enkelin und 
Nichte dreier damaliger Streikteilneh¬ 
mer) steht. Zum 85. Jahrestag, wird es 
in Mössingen am 3. Februar um 11 Uhr 
einen Stadtrundgang zu den damaligen 
Orten des Geschehens und um 13 Uhr 
am Jakob-Stotz-Platz (benannt nach 
dem damaligen Streikführer) findet 
eine Kundgebung statt. 

Lothar Letsche 



Nur als Etappe 

Bei den Grünen dominieren die, die mit rechts koalieren (wollen) 


Eine erneute Regierungsbeteiligung 
im Bund wäre so schön gewesen. Dann 
hätte man wieder mitgemischt. Doch 
die Sondierungsgespräche für eine Ja¬ 
maika-Koalition scheiterten bekannt¬ 
lich im November nicht an widerstän¬ 
digen Grünen - schließlich hatte man 
sich ja mehr als nur kompromissbe¬ 
reit gezeigt -, sondern am „Nein“ von 
FDP-Chef Lindner. Vielleicht klappt’s 


aber ja beim nächsten Mal. Auch da¬ 
für haben sich die Grünen offenbar am 
Freitag und Sonnabend der vorigen 
Woche auf ihrem Parteitag in Hanno¬ 
ver unter dem Slogan „... und das ist 
erst der Anfang“ neu aufgestellt. Ge¬ 
wählt wurden die neuen Parteivorsit¬ 
zenden und der Vorstand. 

Doch zunächst musste am Freitag¬ 
abend die Satzung geändert werden. 


Robert Habeck, der sich zur Wahl für 
die Doppelspitze der Grünen stellen 
wollte, ist ja Minister für Umwelt¬ 
schutz, Landwirtschaft, Energie und 
Digitalisierung der Jamaika-Koalition 
in Schleswig-Holstein. Das wäre er, im 
Falle einer Wahl, gern noch ein Jahr 
geblieben. Und so brauchten die De¬ 
legierten am Freitagabend lange, ehe 
sie sich einigten, dass der Kandidat 
noch acht Monate Minister sein darf. 
Zum Schluss reichte es für eine Zwei- 
Drittel-Mehrheit. Zuvor hatte Habeck 
jedoch noch gedroht: „Wenn die acht 
Monate nicht durchkommen, kann ich 
morgen nicht kandidieren.“ Eine Er¬ 
pressung. Doch ausgerechnet Jürgen 
Trittin warb dafür, Habeck die acht 
Monate zu gewähren: „Wir müssen 
aufhören so zu tun, als gebe es eine un¬ 
befleckte Tätigkeit in der Partei, und 
alles was Regierung ist, ist falsch oder 
kompromisslerisch.“ 

In der „Zeit“ hieß es: „Der Be¬ 
schluss, die strikte Unvereinbarkeit 
von Amt und Mandat zu lockern, ist 
viel mehr als Paragrafenreiterei. Heute 
sind Grüne Minister mit ganzem Her¬ 
zen - und Habeck ist dafür das Para¬ 
debeispiel.“ 

Bei der Wahl am Sonnabend setzte 
sich die in Brandenburg lebende An- 
nalena Baerbock mit 64,5 Prozent der 
Stimmen gegen die Kandidatin des 
linken Parteiflügels, die niedersächsi¬ 


sche Fraktionschefin Anja Piel, durch. 
Baerbock und Habeck lösten Simone 
Peters und Cem Özdemir an der Spit¬ 
ze ab, die nicht wieder kandidierten. 
Auch hier wurde am Wochenende ein 
Grundprinzip aufgegeben, angeblich 
um die „Flügelkämpfe“ in der Partei 
zu beenden. In „Die Welt“ bewertete 
Dietmar Bartsch am Montag Habecks 
Beteuerungen, Kapital und Vermögen 
müssten härter besteuert werden, als 
unglaubwürdig: „Man hat in den Son¬ 
dierungen gesehen, dass nichts von ei¬ 
ner stärkeren Besteuerung für Wohl¬ 
habende übrig geblieben ist. Im Ge¬ 
genteil, mit dem Soli-Abbau hätten die 
Jamaika-Grünen die Bestverdiener 
am meisten entlastet.“ „Die Grünen 
hätten spätestens mit der Öffnung für 
Jamaika und ihrer Einigung mit der 
CSU gezeigt, dass sie im Kern nicht 
mehr links sind“, so Bartsch. Aber ist 
das nicht auch eine Illusion? Waren 
das nicht immer nur Teile der grünen 
Partei? Denn wie war es zum Beispiel 
1999 mit der Zustimmung grüner Mi¬ 
nister wie Joschka Fischer zum An¬ 
griffskrieg gegen Jugoslawien, als nur 
ein Teil der Parteimitglieder mit auf 
die Straße ging, um gegen den Krieg 
zu protestieren? Oder im Zusammen¬ 
hang mit der Agenda 2010, als die Par¬ 
tei im Jahr 2003 Motor war und nicht 
Bremser bzw. Verhinderer? 

Nina Hager 



Die neuen „Hoffnungsträger“ Annalena Baerbock und Robert Habeck 


Immer mehr 

Die Akkumulation von Kapital in 
den Händen von immer wenige¬ 
ren Monopolisten ist voll im Gan¬ 
ge. Laut dem Millionärsbericht 
„Reward work, not wealth“ für 
2017 der NGO Oxfam gab es 2017 
eine neue Rekordzahl an Millionä¬ 
ren weltweit. 82 Prozent des produ¬ 
zierten Vermögens eignete sich das 
reichste Prozent der Weltbevölke¬ 
rung an. Oxfam sieht als Gründe 
für diese sich weiter verschärfen¬ 
de Entwicklung Erbe, Monopole 
und die „engen Beziehungen“ der 
Superreichen zu den Regierungen. 
Alleine 200 Milliarden US-Dollar 
fließen jährlich durch Steuerver¬ 
meidung und -hinterziehung in die 
Taschen der „1 Prozent“. Oxfam 
gibt jedes Jahr zum Start des Welt- 
wirtschaftsforums in Davos einen 
Millionärsbericht heraus. 

Mehr Müll 

Deutschland präsentiert sich gerne 
als Vorreiter beim Recycling, den¬ 
noch verdoppelte sich die Menge 
des Plastikmülls von 1994 bis 2015 
und beläuft sich derzeit auf rund 6 
Millionen Tonnen pro Jahr. 61 Pro¬ 
zent Plastikmüll wird zur Energiege¬ 
winnung verbrannt. Nur 38 Prozent 
werden recycelt. Davon werden 38,2 
Prozent des recycelten Materials im 
Bau und nur 25,2 Prozent für Ver¬ 
packungen verwendet. Ein Großteil 
des Rests wird ins Ausland verkauft. 
Die Empfängerländer kämpfen mit 
den ökologischen und sozialen Fol¬ 
gen der Müllimporte. Die VR China 
hat Anfang des Jahres die Einfuhr 
von Plastikabfällen gestoppt. 

Mehr Asche 

Die Bundesrepublik ist das wald- 
und holzreichste Land in der EU. 
Ein Drittel Deutschlands besteht 
aus Waldfläche. Der aktuelle Wald¬ 
bericht der Bundesregierung kons¬ 
tatiert, dass es dem deutschen Wald 
wieder gut geht. Jährlich entlastet er 
die Atmosphäre um 120 Millionen 
Tonnen Kohlendioxid, was 14 Pro¬ 
zent der deutschen Treibhausgas¬ 
emissionen entspricht. 

Nach Plänen der EU-Kommis- 
sion sollen die Forstbestände viel 
stärker als Energieträger genutzt 
werden. Die Neufassung der Richt¬ 
linie für erneuerbare Energien sieht 
vor, dass bis 2030 über 30 Prozent 
der in der EU produzierten Ener¬ 
gie aus nachwachsenden Ressour¬ 
cen stammen soll. 

Umweltorganisationen und Kli- 
maforscher warnen davor. Beim 
Verbrennen von Holz wird sogar 
mehr C0 2 je erzeugter Kilowatt¬ 
stunde ausgestoßen als bei der 
Kohleverbrennung. Zudem müss¬ 
ten gezielt schnell wachsende Mo¬ 
nokulturen angepflanzt werden, um 
sie dann zu verbrennen. Monokul¬ 
turen sind anfälliger und schädigen 
den Boden nachhaltig. 

Mehr Waffen 

Die schwarz-rote Bundesregierung 
hat 2017 mehr Rüstungsausfuhren 
in Länder außerhalb der Nato ge¬ 
nehmigt als im Jahr zuvor. Sie gab 
grünes Licht für Exporte außerhalb 
der NATO im Volumen von 3,795 
Milliarden Euro, 127 Millionen Euro 
mehr als im Vorjahr. Spitzenreiter 
unter den Empfängern ist Algerien 
mit 1,359 Milliarden Euro. Rheinme¬ 
tall wird eine Panzerproduktionsfa¬ 
brik in Algerien bauen und es sollen 
980 Fuchs-Panzer produziert werden. 
In Entwicklungsländer wurden Waf¬ 
fen und Waffen-Zubehör im Wert 
von 1,05 Milliarden Euro geliefert, 
fast doppelt so viel wie im Vorjahr. 

Kein Verbrechen mehr 

Die Bundesregierung sieht den Ver¬ 
nichtungskrieg gegen die Sowjetuni¬ 
on nicht mehr als insgesamt verbre¬ 
cherisch an, sondern man müsse 
Einzelfälle prüfen. Das ergab die 
Antwort auf eine kleine Anfrage 
im Bundestag von Sevim Dagde- 
len (Die Linke). Der Krieg forderte 
auf sowjetischer Seite nach aktuel¬ 
len Schätzungen rund 28 Millionen 
Opfer. 
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Die Verdammung des Lula da Silva 

Putsch-Beihilfe aus der Justiz 


Vereidigung 

Begleitet von Massenprotesten 
wurde in Honduras Juan Orlando 
Hernändez für seine zweite Amts¬ 
zeit vereidigt. Im Umkreis von ei¬ 
nem halben Kilometer um das Sta¬ 
dion der Hauptstadt Tegucigalpa, in 
dem Hernändez seinen Eid ableg¬ 
te, waren Demonstrationen verbo¬ 
ten. Hernändez und dem Obersten 
Wahlgericht (TSE) wird Wahlbe¬ 
trug vorgeworfen. Seit der Wahl im 
Dezember reißen die Proteste nicht 
ab, bei denen bisher 30 Menschen 
getötet und über 800 verhaftet wor¬ 
den sind. Ex-Präsident Manuel Zel- 
aya warnte vor einem „Volksauf¬ 
stand“. „Wir sind bereit, dafür zu 
kämpfen, dass der Wille des Volkes 
durchgesetzt wird.“ 

Migrations-Inspektoren 

Israel hat beschlossen bis zum März 
38 000 illegale Migranten auszuwei¬ 
sen. Diejenigen, die freiwillig aus- 
reisen, sollen ein Flugticket und 
umgerechnet 2 900 Euro bekom¬ 
men, diejenigen, die nicht freiwillig 
ausreisen wollen, sollen in Haft ge¬ 
nommen werden. Um die Migran¬ 
ten auch pünktlich zu finden, stellt 
Israel jetzt sogenannte „Migrations- 
Inspektoren“ ein, die laut Stellenbe¬ 
schreibung eine „Aufgabe von na¬ 
tionaler Wichtigkeit“ erfüllen sol¬ 
len: Illegale Migranten aufspüren, 
überwachen und gegebenenfalls 
festnehmen. Militärische Vorkennt¬ 
nisse seien „von Vorteil“, weitere 
Qualifikationen werden nicht ver¬ 
langt. Nach UN-Schätzungen leben 
in Israel ungefähr 27 500 Eritreer 
und 7 800 Sudanesen ohne Aufent¬ 
haltsstatus, seit 2009 wurden nur 10 
Menschen aus diesen Ländern als 
Flüchtlinge anerkannt. 

Gesetzesänderung 

Einen Tag vor dem Holocaust-Ge¬ 
denktag am 27. Januar billigte das 
Parlament in Warschau ein Gesetz, 
das es unter Strafe stellt, deutsche 
Vernichtungslager auf polnischem 
Boden als „polnische Lager“ zu be¬ 
zeichnen. Es droht eine Geldstrafe 
oder bis zu drei Jahren Haft. Israel 
forderte eine Änderung des Geset¬ 
zes, das die Mitverantwortung pol¬ 
nischer Staatsbürger am Genozid 
leugne. 

Auch Israels Ministerpräsident 
Benjamin Netanjahu forderte die 
Rücknahme des Gesetzes: „Ge¬ 
schichte kann nicht geändert wer¬ 
den, und der Holocaust darf nicht 
geleugnet werden.“ 

Landtagswahl 

Die konservative ÖVP hat die 
Landtagswahl in Niederösterreich 
gewonnen. Sie verteidigte mit 49,6 
Prozent knapp die absolute Mehr¬ 
heit im Parlament, die Sozialde¬ 
mokraten der SPÖ kamen auf 23,9 
Prozent. Die rechtspopulistische 
FPÖ schnitt mit 14,8 Prozent fast 6 
Prozentpunkte besser ab als bei der 
Wahl 2013. FPÖ-Spitzenkandidat 
Landbauer war Vize-Vorsitzender 
einer Burschenschaft, die ein Lie¬ 
derbuch mit Nazitexten herausge¬ 
geben hat. Einer der Texte rief zum 
Mord an Juden auf. Landbauer be¬ 
stritt bis zur Wahl, Kenntnis über 
das Buch gehabt zu haben. 

Präsidentschaftswahl 

Bei den Präsidentschaftswahlen in 
Zypern hat der unabhängige Kan¬ 
didat Stavros Malos, der auch von 
der Fortschrittlichen Partei des 
werktätigen Volkes (AKEL) un¬ 
terstützt wird, mit 30,24 Prozent der 
Stimmen die zweite Runde erreicht. 
Der rechtskonservative Amtsinha¬ 
ber Nicos Anastasiadis erhielt 35,51 
Prozent der Stimmen, der Vorsit¬ 
zende der Demokratischen Partei 
DIKO, der unter anderem auch von 
den Sozialdemokraten unterstützt 
wurde, kam mit 25,83 Prozent der 
Stimmen auf Platz drei. Die faschis¬ 
tische ELAM-Partei, Schwester¬ 
partei der griechischen „Goldenen 
Morgenröte“, erhielt 5,65 Prozent. 
Am kommenden Sonntag findet 
die Stichwahl zwischen Malos und 
Anastasiadis statt. 


N ach der Bestätigung und Ver¬ 
schärfung des ersten Urteils 
gegen den ehemaligen brasilia¬ 
nischen Präsidenten Lula da Silva am 
24. Januar, geriet die Wall Street in Ver¬ 
zückung: Die Aktien des von der frag¬ 
würdigen Regierung Temer zur völligen 
Privatisierung und Verschleuderung an 
US- und EU-Interessenten bestimmten 
brasilianischen Volkseigentums legten 
drastisch zu: 8,63 Prozent bzw. 11,55 
Prozent im Falle der Öl- und Energie¬ 
riesen Petrobras und Eletrobras. 

„Positiv“ nannte auch Alberto Ra- 
mos, Lateinamerika-Chef von Gold- 
man-Sachs, die Entscheidung der drei 
Berufungsrichter, die Lulas Gefängnis¬ 
strafe von 9 auf 12 Jahre aufstockten, 
„eine große Farce“ dagegen der Diplo¬ 
mat und ehemalige Chef der Nationa¬ 
len Wahrheitskommission (CNV), Pau¬ 
lo Sergio Pinheiro: Er bescheinigte dem 
brasilianischen Rechtswesen die Rolle 
des „Putsch-Beihelfers“ der jetzigen 
Regierung. Landesweit gab es in Brasi¬ 
lien aber Verzweiflung und bittere Trä¬ 
nen, wie ich am Tag des Urteilsspruchs 
auf dem Platz der Republik in Säo Pau¬ 
lo beobachten konnte. Krokodiltränen 
weint die „New York Times“, die plötz¬ 
lich Brasiliens Demokratie im Abgrund 
sieht („BraziPs Democracy Pushed Into 
the Abyss“, 23.1.18). Also dort, wo die 
US-amerikanische Regime-Change- 
Masche störende Demokratien zu ent¬ 
sorgen pflegt und wo schon am 31. Au¬ 
gust 2016 die letzte legal gewählte bra¬ 
silianische Regierung der Präsidentin 
Dilma Rousseff deponiert worden ist. 

Der britisch-australische Menschen¬ 
rechtler Geoffrey Robertson präsen¬ 
tiert die juristische Verfolgung Lulas 
seit 2016 vor der UNO und konstatiert 
die „traurige Erfahrung, internationa¬ 
le Rechtsnormen und das Recht auf 
ein korrektes Verfahren vom brasilia¬ 
nischen System nicht befolgt zu sehen“. 

Sachverständige stellen die Zustän¬ 
digkeit der bisher befassten Gerichte 
ohnehin infrage. Und sie registrieren 
seit der grotesken Amtsenthebung von 
Lulas Nachfolgerin und Parteigenossin 
Dilma Rousseff mittels gekaufter Hin¬ 
terbänkler eine wachsende Einfluss¬ 
nahme der Regierung auf die Justiz, die 
dritte Gewalt im Staate. Beispielswei¬ 
se durch taktische Neubesetzungen va¬ 
kanter Posten und eine für europäische 


In Venezuela soll noch vor dem 1. Mai 
entschieden werden, ob Nicoläs Madu- 
ro auch in den kommenden sechs Jah¬ 
ren Präsident des südamerikanischen 
Landes bleibt. Die Verfassunggebende 
Versammlung beschloss am 23. Januar 
die Einberufung der Präsidentschafts¬ 
wahlen bis „spätestens zum 30. April“. 
Damit findet die Abstimmung rund ein 
halbes Jahr vor dem regulären Ende 
von Maduros Amtszeit statt. Das Vor¬ 
ziehen begründete Diosdado Cabello, 
der Vizechef der regierenden Verein¬ 
ten Sozialistischen Partei Venezuelas 
(PSUV), mit den am Tag zuvor von der 
Europäischen Union gegen das Land 
verhängten Strafmaßnahmen. „Je mehr 
Sanktionen sie verhängen, desto mehr 
Wahlen führen wir durch“, erklärte er. 

Schon in den vergangenen Wochen 
war in Venezuela allgemein davon aus¬ 
gegangen worden, dass die Wahlen vor¬ 
gezogen werden würden. Der genaue 
Termin war offenbar Gegenstand der 
Verhandlungen zwischen Vertretern 
von Regierung und Opposition in der 
Dominikanischen Republik. Diese wa¬ 
ren am 18. Januar jedoch vorläufig ge¬ 
scheitert, weil die Regierungsgegner 
nicht zu den Gesprächen erschienen. 

Durch den vorgezogenen Termin 
will das Regierungslager die aktuelle 
Schwäche der intern zersplitterten Op¬ 
position ausnutzen. Derzeit erscheint 
es wenig wahrscheinlich, dass sich die 
Rechtsparteien rechtzeitig auf einen 


Verhältnisse kaum vorstellbare medi¬ 
enwirksame Einbindung der befassten 
Richter. Der Tod des gradlinigen Bun¬ 
desrichters Teori Zavascki bei dem omi¬ 
nösen Absturz eines Kleinflugzeugs am 
4. Januar 2017 hat weitere Fragezeichen 
gesetzt. 

Angesehene brasilianische Juris¬ 
ten bemängeln, dass sich Lulas Ver¬ 
urteilung nicht auf Fakten, sondern 
auf „Überzeugungen“ bzw. ungeprüf¬ 
te Kronzeugen-Aussagen stütze. Auf 
Kronzeugen nämlich beruht im Wesent¬ 
lichen der Anti-Korruptions-Feldzug 
namens „Waschstraße“: Wer den meis¬ 
ten Dreck am Stecken hat, kann über 
die kontroverse „dela^äo premiada“ 


(sinngemäß: „belohnte Kronzeugen- 
Aussage“) erhebliche Strafminderung 
erreichen. Besonders dann, wenn sich 
der Inhalt gegen Lula da Silva richtet. 
Die Aussage eines schwer belasteten 
Direktionsmitglieds des Baukonzerns 
OAS unterstellte dem Präsidenten Lula 
die unbezahlte Annahme einer gro¬ 
ßen Eigentumswohnung. Der Konzern 
sollte damit an Großaufträge kommen. 
Fakt ist jedoch, dass sich Lula und Frau 
zwar einmal für den Kauf der Wohnung 
interessiert, davon aber längst wieder 
Abstand genommen hatten, während 
die Baufirma ohne Auftrag, aber hoff¬ 
nungsvoll schon mal eine teure Re¬ 
novierung in Angriff nahm. Lula hat 


gemeinsamen Kandidaten einigen kön¬ 
nen. Eine ganze Reihe ihrer Politiker 
sieht sich schon als künftiger Staats¬ 
chef, während andere erneut die Wah¬ 
len boykottieren wollen. 

Die PSUV ihrerseits will am 4. Fe¬ 
bruar Maduro als ihren Kandidaten 
nominieren und hat dazu auch die ver¬ 
bündeten Parteien zu einem „Kongress 
des Heimatlandes“ in Caracas eingela¬ 
den. Die Kommunistische Partei Vene¬ 
zuelas (PCV) hat aber bereits angekün¬ 
digt, zunächst bei einer Nationalkon¬ 
ferenz zu entscheiden, ob sie Maduro 
erneut unterstützen oder mit einem 
eigenen Kandidaten ins Rennen ge¬ 
hen will. In den vergangenen Monaten 
hatten sich die Meinungsverschieden¬ 
heiten zwischen den Bündnispartnern 
zugespitzt. Die Kommunisten fordern 
radikale Maßnahmen gegen die Hyper¬ 
inflation und Warenverknappung und 
lehnen Abkommen mit dem rechten 
Lager ab. 

Die meisten Meinungsumfragen 
prognostizieren dem Oppositionsbünd¬ 
nis MUD (Tisch der demokratischen 
Einheit) einen haushohen Vorsprung 
gegenüber der PSUV und ihren Ver¬ 
bündeten. Bei einem genaueren Blick 
zeigt sich jedoch, dass das Rennen noch 
nicht entschieden ist. So sah das Institut 
Datincorp am 11. Januar Maduro bei 
19 Prozent und damit klar vor den bis¬ 
herigen Oppositionsführern Leopoldo 
Lopez mit 9 und Henrique Capriles 


diese Wohnung niemals betreten, eine 
notarielle Eigentumsübertragung gibt 
es nicht. Die Immobilie wurde wenige 
Tage vor dem Urteilsspruch gerichtlich 
als Eigentum des verschuldeten Kon¬ 
zerns gepfändet. Trotzdem ist sie für Lu¬ 
las erst- und zweitinstanzliche Richter 
Beleg seiner „Bestechlichkeit“. 

Sechs weitere Prozesse nach 
„Waschstraße“-Muster werden gegen 
Lula vorbereitet. Der Regierungschef, 
so heißt es, muss ja von jedwedem Un¬ 
recht gewusst haben. Die bürgerlichen 
Medien schreien inzwischen nach Ver¬ 
haftung. Nach einer zweitinstanzlichen 
Verurteilung ist sie trotz weiterer Be¬ 
rufungsmöglichkeiten möglich. Lulas 


Pass wurde schon kassiert. Der siebte 
Sohn analphabetischer Landarbeiter 
und ehemalige Dreher bei VW durfte 
der Einladung der Afrikanischen Uni¬ 
on nach Äthiopien nicht mehr folgen, 
wo Ende Januar die Ernährungslage 
der ärmeren Staaten diskutiert wurde. 
Ausgerechnet Lula, der nach den Wor¬ 
ten von Enrique Yeves, Chef der Er- 
nährungs- und Landwirtschaftsorgani¬ 
sation der Vereinten Nationen (FAO), 
„mit der Umverteilung des Reichtums 
in weniger als 10 Jahren 36 Millionen 
Brasilianer aus der Armut geholt, die 
Kindersterblichkeit um 45 Prozent ver¬ 
ringert und die Unterernährung um 82 
Prozent vermindert [...] hat“. 


Radonski mit 2 Prozent. In Front lag 
in dieser Prognose allerdings ein neu¬ 
er Aspirant: Lorenzo Mendoza käme 
demnach auf 40 Prozent. 

Mendoza ist der Eigentümer des 
Lebensmittelmultis Polar, der in Ve¬ 
nezuela eine Monopolstellung bei der 
Versorgung u. a. mit Maismehl und Er¬ 
frischungsgetränken einnimmt. Zwar 
hat er bislang nicht offiziell erklärt, 
sich um die Präsidentschaft bewer¬ 
ben zu wollen, doch de facto hat sein 
Wahlkampf schon begonnen. Er prä¬ 
sentiert sich als ein „Macher“, dem es 
in den vergangenen Jahren gelungen 
sei, seinen Konzern durch die Krise zu 
steuern. Offenbar verfängt bei vielen 
Menschen die Hoffnung, dass ihm dies 
dann auch mit dem ganzen Land ge¬ 
lingen könnte. Allerdings ist Mendoza 
selbst mitverantwortlich für die Prob¬ 
leme, denn auch Polar ist aktiv an der 
Warenverknappung und Preissteige¬ 
rungen beteiligt. 

Die Kommunisten verlangen des¬ 
halb die Enteignung Mendozas und die 
Nationalisierung aller Nahrungsmittel¬ 
und Handelsunternehmen des Landes. 
Vor einem solchen Schritt schrecken 
Maduro und seine Regierung jedoch 
bisher zurück. Stattdessen versuchen 
sie, die Unternehmer mit Krediten und 
der Zuteilung von Devisen zu Vorzugs¬ 
kursen zu besänftigen. 

Der Oberste Gerichtshof (TSJ) 
hat unterdessen am 26. Januar die Zu- 


Selbst Rechtslastige räumen ein, 
dass mit einer Gefängnisstrafe einzig 
und allein Lulas Kandidatur für die 
Präsidentschaftswahlen am 7. Oktober 
verhindert werden soll. Wählerumfra¬ 
gen zufolge würde er schon im ersten 
Wahlgang mehr als 38 Prozent erzielen. 
Und das gilt auch für „seinen“ Kandida¬ 
ten bzw. seine Kandidatin einer linken 
Parteienfront, die Lula nun für den Fall 
des Verlusts seiner Freiheit und seiner 
politischen Rechte anstrebt. 

Lulas Arbeiterpartei kann dabei auf 
mindestens drei weitere Parteien zäh¬ 
len. Vor allem auf die Solidarität der 
Kommunistischen Partei von Brasilien 
(PCdoB) und ihre couragierten Vor¬ 


kämpferinnen im Parlament. Die jun¬ 
ge, überparteilich beliebte und respek¬ 
tierte Präsidentin des PCdoB, Manuela 
dÄvila, gilt als Hoffnungsträgerin der 
brasilianischen Linken, genau wie ihr 
Parteigenosse Flävio Dino, derzeit Gou¬ 
verneur des Bundesstaats Maranhäo. 

Unerwarteter Zuspruch kommt 
selbst von ver.di, IG Metall und von ei¬ 
nigen US-Abgeordneten. Dennoch gilt 
unterm Strich und angesichts der Tatsa¬ 
che, dass in Brasilien fast die Hälfte al¬ 
ler Südamerikaner leben, das Fazit des 
portugiesischen Soziologen Boaventura 
de Sousa Santos: „Lula war inakzepta¬ 
bel für den US-Imperialismus.“ 

Wolf Gauer 


lassung der MUD zu den Präsident¬ 
schaftswahlen untersagt. Die Opposi¬ 
tionsallianz sei von mehreren anderen 
Parteien gegründet worden, die ihre 
Registrierung allerdings gleichzeitig 
aufrechterhalten hätten. Damit versto¬ 
ße die MUD gegen das gesetzliche Ver¬ 
bot der doppelten Parteimitgliedschaft. 

So sind die Oppositionsparteien ge¬ 
zwungen, mit eigenen Listen zur Wahl 
anzutreten. Trotzdem könnten sie sich 
auf einen gemeinsamen Kandidaten 
einigen, die Stimmen der einzelnen 
Parteien würden dann zusammenge¬ 
zählt. So halten es auch die Linkspar¬ 
teien, die immer mit einzelnen Listen 
angetreten sind. Für die MUD würden 
die Parallelkandidaturen aber bedeu¬ 
ten, dass deutlich würde, wie viel Un¬ 
terstützung die einzelnen Parteien bei 
den Wählern genießen. Das könnte die 
fragile Ämterverteilung im Bündnis in 
Frage stellen. 

Nach den Buchstaben der venezo¬ 
lanischen Parteiengesetze ist die Ent¬ 
scheidung des TSJ nachvollziehbar - 
der Zeitpunkt ist jedoch auffällig. Be¬ 
reits bei den Parlamentswahlen 2015 
hatten die Oppositionsparteien ge¬ 
meinsam unter dem Label MUD kan¬ 
didiert, ohne dass die Richter etwas da¬ 
gegen einzuwenden hatten. So sieht das 
Urteil eher nach einem bewussten Ma¬ 
növer aus, um die Spaltungstendenzen 
im rechten Lager zu befördern 

Manuela Tovar 


Riskante Manöver in Venezuela 

Präsidentschaftswahlen sollen bis zum 30. April stattfinden. Opposition gespalten 



Solidaritätsdemonstration mit Lula am 24. Januar 2018 Porto Alegre 
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Repressionen gegen Kommunisten in Polen 

Regierung erhebt Antikommunismus zur Staatsdoktrin 


In Polen ist die kommunistische Partei akut vom Verbot bedroht. UZ sprach mit 
der Kommunistischen Partei Polens (KPP) über die aktuelle Situation. 


UZ: In welcher Situation ist die KPP 
jetzt? Welchen konkreten Repressionen 
durch den polnischen Staat seht ihr euch 
gerade ausgesetzt? 

KPP: Die Situation ist für die KPP mo¬ 
mentan schwierig. Drei Mitglieder der 
KPP, darunter zwei Mitglieder der Re¬ 
daktion unserer Parteizeitung „Brzask“ 
stehen unter Anklage für „Propaganda 
für ein totalitäres System“. Der nächste 
Verhandlungstag ist am 1. Februar. Un¬ 
sere Partei steht auch unter der Bedro¬ 
hung verboten zu werden. Nach Medi¬ 
enberichten hat der Generalstaatsanwalt 
das Generalstaatsanwaltsbüro angewie¬ 
sen, Beweise zu sammeln, dass kommu¬ 
nistische Aktivitäten gegen die Verfas¬ 
sung verstoßen, besonders gegen Artikel 
13, nach dem Parteien, die sich auf die 
totalitären Praktiken von Kommunis¬ 
mus und Faschismus beziehen, verboten 
sind. Das ist Unsinn, denn die KPP ist 
eine registrierte, anerkannte Partei und 
es gibt keine „totalitären“ Elemente in 
unserem Programm und Statut. 

UZ: Was hat sich geändert in der polni¬ 
schen Politik? Warum ist - eurer Analy¬ 
se nach - eure Partei zurzeit mit diesen 
Repressionen konfrontiert? Ist das etwas 
Neues? 

Suche nach 
Sicherheit 

Präsidentschaftswahlen 
in Tschechien 

Der alte ist auch der neue Präsident. 
Der 73-jährige Milos Zeman erhielt die 
Stimmen von 51,4 Prozent der Wahlbe¬ 
teiligten. An der Wahl beteiligten sich 
66,5 Prozent der knapp 8,4 Millionen 
Stimmberechtigten. Auch die Kommu¬ 
nistische Partei Böhmen und Mährens 
(KSCM) rief zu seiner Wahl auf. 

Schon die Parlamentswahl im 
Herbst 2017 zeigte eine wachsende 
Kluft zwischen der Mehrheit der Be¬ 
völkerung und den bestehenden ka¬ 
pitalistischen gesellschaftlichen und 
politischen Verhältnissen. Wie schon 
bei den vorherigen Wahlen beteiligten 
sich auch an der Parlamentswahl nur 
rund 60 Prozent der Wahlberechtig¬ 
ten. Stärkste Gruppierung wurde mit 
knapp 30 Prozent die vom Multimilli¬ 
ardär Andrei Babis geführte „Aktion 
unzufriedener Bürger“ (ANO). Insge¬ 
samt sind neun Parteien im Parlament 
vertreten. Die KSCM hat 7,8 Prozent 
der Wählerstimmen erhalten. Sie rech¬ 
nen mit wechselnden Ad-hoc-Koaliti- 
onen. Bei der Vertrauensfrage haben 
sie Regierungschef Babis nicht unter¬ 
stützt. 

Babis, der eine Minderheitsregie¬ 
rung anführt und in der vorherigen 
Regierung schon Finanzminister war, 
erklärte, er sei kein Politiker und wolle 
das Land wie eine Firma zum Erfolg 
führen. Er gilt als zweitreichster Mann 
Tschechiens, besitzt ein Konglomerat 
von 250 Firmen in 18 Ländern und ver¬ 
fügt über ein eigenes Medienimperium 
mit drei Tageszeitungen, Radiosendern 
und zwei Wochenzeitungen. Eine von 
ihm geführte Regierung hat Aussich¬ 
ten, ihre Vorhaben durchzusetzen, weil 
das Parlament insgesamt politisch zer¬ 
splittert ist, da keine Partei, außer sei¬ 
ner ANO, bei den Parlamentswahlen 
mehr als 12 Prozent erreicht hat. Au¬ 
ßerdem weichen ihre Programme be¬ 
trächtlich voneinander ab. 

Die Wiederwahl von Milos Zeman 
dürfte für die Regierung die günstigen 
Aussichten auf die Verwirklichung ih¬ 
rer Ziele verbessern. Zeman, ehemali¬ 
ger Sozialdemokrat, ist seit 2013 tsche¬ 
chischer Staatspräsident. Er hat eine 
wichtige befürwortende Rolle bei der 
Bildung der Babis-Regierung gespielt. 

Anton Latzo 


KPP: Die Repressionen gegen Kom¬ 
munisten in Polen sind keine neue Er¬ 
scheinung. In den vergangen Jahren gab 
es viele Versuche unsere Partei zu ver¬ 
bieten. Die strafrechtliche Verfolgung 
wurde jedoch in den letzten zwei Jah¬ 
ren unter der neuen Regierung inten¬ 
siviert. Antikommunismus ist Teil der 
Ideologie dieser Regierung und sie zielt 
darauf ab, sämtliche kommunistischen 
Aktivitäten zu eliminieren. Es wur¬ 
den auch Gesetze geschaffen, Straßen 
umzubenennen, deren Namen mit der 
Geschichte der Arbeiterbewegung as¬ 
soziiert werden, und antifaschistische 
Denkmäler aus dem öffentlichen Raum 
zu verbannen. Diese Entscheidung trifft 
auf Widerstand vieler Kommunalregie¬ 
rungen und -behörden, auch von denen, 
die nicht links sind. 

UZ: Könnt ihr noch wie gewohnt arbei¬ 
ten? 

KPP: Die KPP ist eine legale, registrier¬ 
te politische Partei und arbeitet normal 
weiter mit der Durchführung von Ver¬ 
sammlungen, der regelmäßigen Heraus¬ 
gabe von „Brzask“ und der Weiterfüh¬ 
rung der Aktivitäten im Internet. Wir 
sind bereit, den Repressionen ins Auge 
zu sehen. 


Die türkische Aggression gegen das 
kurdische Gebiet Afrin im Norden Sy¬ 
riens geht weiter. Syrische Medien spra¬ 
chen am Sonntag von 86 getöteten Zivi¬ 
listen und 200 Verletzten. Infrastruktur 
und Gebäude wurden beschädigt, der 
Verkehr kommt aufgrund der Angrif¬ 
fe zum Erliegen. Wie üblich sind die 
jeweils gemeldeten Verlustzahlen der 
gegnerischen und eigenen Truppen voll¬ 
kommen widersprüchlich. Mit Sicher¬ 
heit sind sie hoch. 

Erdogans Anhänger unterstützen 
ihn in seinem Feldzug gegen die Kur¬ 
den. Die Medien tun alles, um den 
Feldzug erfolgreich erscheinen zu las¬ 
sen. Und Opposition darf es nicht ge¬ 
ben. Die kemalistische Republikani¬ 
sche Volkspartei (CHP) unterstützt 
den Krieg. „Türkei an erster Stelle“ und 
„Wir unterstützen die Aktion“ sagt der 
Parteivorsitzende Kemal Kilicdaroglu. 
Soweit es überhaupt Stimmen gegen 
den Krieg gibt, werden sie unterdrückt. 
Dutzende Menschen, die sich in sozia- 


UZ: Wie ist heute die Situation der Ar¬ 
beiterklasse in Polen? 

KPP: Durch die große polnische Migra¬ 
tion nach Westeuropa werden viele so¬ 
ziale Probleme verschleiert, zum Bei¬ 
spiel liegt die Arbeitslosigkeit im Mo¬ 
ment unter 10 Prozent und es sieht so 
aus, als würden die Auswirkungen der 
Krise des Kapitalismus etwas zurück 
gehen. Aber die meisten Menschen, 
die weggegangen sind, wollen nicht 
zurückkommen. Löhne und Gehälter 
sind in Polen immer noch sehr niedrig 
im Vergleich zu Deutschland oder an¬ 
deren westeuropäischen Ländern. Die 
Lebenshaltungskosten steigen langsam, 
aber beständig. 

Die Regierung beruhigt die Men¬ 
schen, indem sie ein bisschen soziale 
Hilfe verteilt, so zum Beispiel 500 Zlo¬ 
ty (120 Euro) für jedes zweite und wei¬ 
tere Kind in jeder Familie mit mehr als 
einem Kind. Das hat die extreme Ar¬ 
mut ein bisschen verringert und wird 
von großen Teilen der Gesellschaft un¬ 
terstützt. 

Aber es gibt sehr große Unterschie¬ 
de zwischen dem Einkommen in den 
großen Städten und in ländlichen Re¬ 
gionen. Arbeitslosigkeit ist, obwohl auf 
nationaler Ebene niedrig, immer noch 
ein großes Problem in den weniger ent¬ 
wickelten Gegenden. Manche Städte 
haben immer noch mehr als 20 Prozent 


len Medien gegen den Krieg ausspra- 
chen, wurden verhaftet. 

Es sollte ein sehr kurzer Feldzug 
sein - doch im Moment sieht es nicht 
danach aus. Erdogan aber hat noch grö¬ 
ßere Ziele als Afrin. Manbidsch ist im 
Visier der türkischen Armee - obwohl 
dort Einheiten des NATO-Verbünde- 
ten USA stationiert sind. Und Erdogan 
fordert die USA sogar auf, ihre Truppen 
aus Manbidsch abzuziehen. 

Medien wie die „New York Times“ 
beschworen noch beim Kampf um 
Raqqa in lyrischen Worten die Waffen¬ 
brüderschaft mit den Kurden, den „engs¬ 
ten Verbündeten der USA vor Ort“, die 
unterstützt von US-Artillerie und -luft- 
waffe den IS bekämpften. Heute fragen 
sie: „Wer sind die kurdischen Kämpfer - 
Verbündete oder Terroristen?“. Für die 
USA sind sie beides: die Türkei und die 
USA betrachten die PKK als terroristi¬ 
sche Organisation - und die engen Ver¬ 
bindungen zwischen der PKK und den 
YPG sind kein Geheimnis. 


Arbeitslosigkeit. Premierminister Mo- 
rawiecki, der über sich selbst sagt: „Ich 
bin ein Banker, ich bin ein Antikommu¬ 
nist“, hat angekündigt, dass das gesam¬ 
te Land eine spezielle Wirtschaftszone 
werden soll. Das würde Steuergeschen¬ 
ke für Investoren und eine Flexibilisie¬ 
rung von Arbeitsverträgen bedeuten, 
und damit eine größere Ausbeutung 
der Arbeiterklasse. 

UZ: Welchen politischen Schwerpunkt 
habt ihr in eurer täglichen Arbeit? 

KPP: Momentan konzentrieren wir uns 
auf den Kampf gegen politische Repres¬ 
sionen und antikommunistische Pro¬ 
paganda. Gemeinsam mit Anwohnern 
verteidigen wir die Straßennamen und 
die Denkmäler. 

Wir sind die einzige klassenorien¬ 
tierte Partei in Polen. Deswegen sind 
Arbeiterrechte und die Situation der 
Arbeiterklasse unsere Schwerpunkte. 
Wir unterstützen Proteste und Streiks, 
aber beteiligen uns auch am Kampf der 
Mieter für bezahlbaren Wohnraum, ge¬ 
gen steigende Mieten und schlechte Le¬ 
bensbedingungen. 

UZ: Wie reagiert die polnische Arbei¬ 
terklasse und der Rest der Gesellschaft 
auf die Repressionen gegen eure Partei? 
Bekommt ihr Unterstützung? Wer unter¬ 
stützt euch und wer arbeitet gegen euch? 


Was Afrin betrifft, so sind die USA 
bemüht, sich zu distanzieren. General 
Kenneth F. McKenzie, ein Sprecher des 
Pentagon, erklärte gegenüber Medien¬ 
vertretern: „Wir haben den Kurden in 
Afrin weder Ausrüstung geliefert, noch 
sie trainiert... Unsere Aufmerksamkeit 
richtet sich nur auf den Euphrat ...“ 
Damit erhielt die Türkei freie Hand für 
ihre Aggression gegen Afrin. 

Mehrmals gab es Medienberichte, 
die Verwaltung von Afrin hätte die syri¬ 
sche Regierung um Hilfe gebeten. In ei¬ 
ner Klarstellung hieß es schließlich, die 
Verwaltung von Rojava habe nicht um 
die Unterstützung durch syrische Trup¬ 
pen gebeten, sondern um Anerkennung 
der „Demokratischen Föderation Nord¬ 
syrien“ - und um eine Flugverbotszone. 

Militärstellungen bei Damaskus wur¬ 
den von der US-amerikanischen und is¬ 
raelischen Luftwaffe bombardiert - ohne 
Folgen. Syrien wird jetzt nicht Krieg ge¬ 
gen die Türkei führen. Und die „Aner¬ 
kennung der Demokratischen Föderati- 


KPP: Die polnische Arbeiterklasse ist 
momentan nicht organisiert. Die Ge¬ 
werkschaften sind schwach, klassen¬ 
orientierte Gewerkschaften sind klein. 
Die Anzahl an Streiks und Protesten 
ist drastisch gefallen. Die Situation 
ist weit von einer revolutionären ent¬ 
fernt. 

Wir werden von vielen Organisati¬ 
onen unterstützt, aber auch von Men¬ 
schen, die unserer Partei beitreten 
wollen, nachdem sie von der Verfol¬ 
gung gehört haben. Die Masse der So¬ 
lidaritätsaktionen war eine angenehme 
Überraschung. In vielen Ländern, auch 
in Deutschland, protestierten Men¬ 
schen zur Verteidigung der KPP. 

Unsere Feinde sind die Regierungs¬ 
behörden mit ihrer nationalistischen 
und antikommunistischen Politik. Wäh¬ 
rend sie Kommunisten unterdrücken, 
ignorieren sie die wachsende extreme 
Rechte und die Neofaschisten. 

UZ: Was können wir deiner Meinung 
nach in Deutschland tun, um euch zu 
unterstützen? 

KPP: Proteste und Informationen über 
die Situation in Polen sind sehr wichtig. 
Wir begrüßen auch Solidaritätsaktio¬ 
nen vor diplomatischen Vertretungen 
Polens und Proteste gegen die Politik 
der polnischen Behörden. 

Die Fragen stellte Seta Radin 


on Nordsyrien“ kann allenfalls Teil einer 
politischen Lösung sein. So richtet sich 
die Aufmerksamkeit in Damaskus auf 
die Verhandlungen in Sotschi. Auch für 
diesen Kongress ist die Zusammenarbeit 
Russlands mit der Türkei unverzichtbar. 
Wie 1 600 andere Syrer sind Vertreter 
kurdischer Parteien zu diesem Treffen 
eingeladen, um über die Neugestaltung 
Syriens zu debattieren. 

Die USA werden wegen Afrin keine 
Flugverbotszone gegen ihren NATO- 
Partner errichten und Erdogan wird 
sein Ziel, die YPG aus Afrin zu vertrei¬ 
ben, erreichen - wenn auch nicht in ei¬ 
nem kurzen Feldzug. 

Jenseits von Afrin werden die USA 
ihre Stützpunkte in Rojava nicht we¬ 
gen Erdogan aufgeben. Und man darf 
das Bündnis zwischen USA und Kur¬ 
den noch nicht abschreiben. Schließlich 
könnten die Kurden für die USA noch 
einmal nützlich sein: Um den Einfluss 
des Iran in Syrien zurückzudrängen. 

Manfred Ziegler 


Kein kurzer Feldzug 

Türkische Aggressionen gegen Afrin gehen weiter 



Seit Beginn der Angriffe auf Afrin gab es bundesweit Solidaritätsaktionen wie hier am vergangenen Samstag in Köln 
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Die Deutschen 
haben sich ergeben!“ 

Am 2. Februar 1943 endete die Schlacht um Stalingrad 


M itte Juli 1942 begannen die Truppen der faschistischen Wehrmacht 
und ihrer Verbündeten den Sturm auf Stalingrad Es entbrannte die 
entscheidende Schlacht des zweiten Weltkrieges. Trotz pausenlo¬ 
sen Einsatzes neuer Kräfte konnten die Faschisten die Stadt, die von ihnen 
vollständig zerstört wurde, infolge des heldenhaften Widerstandes ihrer Ver¬ 
teidiger nicht nehmen. Nach riesigen Verlusten mussten sie Mitte Oktober 
zur Verteidigung übergehen. Mitte November 1942 setzte nach sorgfältiger 
Vorbereitung und der Heranziehung neuer Kräfte die sowjetische Gegen¬ 
offensive ein, die zur Einschließung der bei Stalingrad stehenden 330000 
Mann starken Gruppierung der faschistischen Wehrmacht führte. Seit dem 
22. November waren die 6. Armee der Wehrmacht und rumänische Einhei¬ 
ten völlig von sowjetischen Truppen eingekesselt. Entlastungsangriffe der 
Okkupanten führten nicht zum Erfolg. Ab 24. November mussten die Ra¬ 
tionen der Eingeschlossenen halbiert, später noch weiter reduziert werden. 

In seiner dokumentarischen Geschichte über die Arbeiterin Plastikowa, 
die Anfang der 30er Jahre in Stalingrad das erste sowjetische Traktorenwerk 
mit aufbaute, während der Schlacht um Stalingrad in der Stadt blieb und 
nach dem Krieg am Wiederaufbau beteiligt war, beschrieb Josif Gümmer 
die Situation in den letzten Wochen der Schlacht. Nicht nur die kämpfenden 
Soldaten gehörten zu den Helden, sondern auch Zivilisten, wie die Arbeite¬ 
rinnen und Arbeiter der Panzerfabrik, die die Produktion so lange wie mög¬ 
lich in Gang hielten, dann andere Aufgaben übernahmen: „(...) dennoch 
wurde es von Tag zu Tag etwas leichter. Die Kräfte der Deutschen ließen 
nach, ihre Angriffe waren nicht mehr so wütend wie früher, die Feuerkraft 
hatte abgenommen. Manchmal waren sogar ganz stille Stunden. Dann sam¬ 
melten die Komsomolzen Kinder ein und brachten sie in ihren Unterstand. 
Und da kamen viele Kinder zusammen: Sie waren von ihren Eltern getrennt 
worden, oder sie hatten Vater und Mutter für immer verloren. 

(...) Gar nicht weit vom Ufer entfernt war der steinerne Keller irgend 
eines Gebäudes erhalten geblieben. Chupawyj, Schekowetz und Kusnetzow 
steckten verbranntes Eisen in die Einschlaglöcher. Die anderen Komsomol¬ 
zen brachten Reste von Matratzen und allerhand alte Sachen zusammen. 
Und schon hatten sie einen akzeptablen und - was das Wichtigste war - si¬ 
cheren Kindergarten mit dicken Steinmauern, die gegen Gewehrfeuer und 
Granatsplitter schützten. 

Es ging auf Neujahr zu (...) 

,Die Soldaten haben gesagt, dass im Garten zwei Fichten heil geblie¬ 
ben sind. Wollen wir‘s probieren? 4 Zu dritt krochen sie los: die Plastikowa, 
Chupawyj und Schekowetz. 

Es dunkelte bereits. Die Schießereien hatten fast aufgehört. Manchmal 
ging eine Mine hoch, und Geschosse pfiffen durch die Luft. Ohne den Kopf 
hochzurecken, krochen die drei über das zerschossene Niemandsland zu 
dem dunklen Garten. (...) Jetzt musste man ein paar ordentliche Zweige 
abreißen und dann nichts wie zurück. 

Chupawyj erhob sich, und im selben Augenblick ertönte ein Schuss. Eine 
Kugel pfiff über seinen Kopf hinweg. 

,Leg dich hin 4 , flüsterte die Plastikowa. 

Der Schuss konnte zufällig sein. Hauptsache, man rührte sich jetzt nicht 
und verriet mit keiner Regung seine Anwesenheit. So, schon gut. Noch ein 
bisschen warten. Jetzt konnte man 4 s nochmal versuchen.,Pf ... pfff ... Oh, 
großer Mist. Sie haben uns bemerkt. Nur gut, dass sie bloß ein MG haben. 
Wenn sie eine Mine werfen, ist es aus. - Was machen wir jetzt? Unmöglich, 
nach so einer gefährlichen Exkursion mit leeren Händen zurückzukommen. 4 
Chupawyj stieß die Plastikowa an und zeigte ihr den Bindfaden, den er 
mitgenommen hatte. 

,Wirf ihn da hin. Nur steh nicht allzu hoch auf. 4 

Als sie ziemlich viel Zweige beieinander hatten, krochen sie zurück. 
Der Rest war dann ein Kinderspiel: sie banden die Zweige zusammen, be¬ 
festigten sie an einem hölzernen Untergestell. Es fragte sich jetzt nur noch, 
wie man diesen Weihnachtsbaum schmücken sollte. Ein Soldat schaute zu 
ihnen in den Unterstand. ,Ich hab gehört, ihr macht für die Kinder einen 
Weihnachtsbaum? Na, vielleicht passen da meine Sächelchen dazu? 4 
Er brachte Patronenhülsen an, in denen Holzstöckchen staken und darauf 
Papierfiguren: ein Hahn mit grünem Kamm, ein Huhn mit drei Beinen und 
ein Hund ohne Schwanz. (...) 

Abends am 31. Dezember brachte man durch Gräben und Verbindungswege 
die Kinder in den Keller. (...) 

Hinter den steinernen Wänden des Kellers trommelten die Einschläge von 
MG-Feuer, das Rattern von Maschinenpistolen war zu hören und das helle 
Pfeifen von Gewehrkugeln ... 

Am 2. Februar hörte man neben dem Unterstand eine laute Schießerei. Es 
wurde in die Luft geschossen. Von allen. 

,Was ist denn los? 4 verwunderte sich die Plastikowa. 

,Schluss! Aus! Die Deutschen haben sich ergeben! 4 

Irgendwer umarmte sie. Dann umarmte auch sie jemanden. Sie sah ihre 
Komsomolzen mit den Soldaten zusammenstehen, dabei die herumsprin¬ 
genden Kinder. Etwas weiter entfernt Chupawyi und Sehekowetz ... Und 
wie im Traum ging sie zur Fabrik. Dorthin, wo sie ihre Jugend verbracht hat¬ 
te, wo viele Freunde und Genossen ihr Leben verloren hatten, wo Tage und 
Nächte lang die Kämpfe gewütet hatten ... 44 (WassilBykow/Josif Gümmer, 
Alarm, Kleine Arbeiterbibliothek, München 1977) 


Am Morgen des 31. Januar waren Truppen der Roten Armee in das Kaufhaus „Univermag 44 eingedrungen, in dessen Keller sich das Hauptquartier der 6. Armee 
befand. Nach weiteren Angriffen der Roten Armee auf die noch verbliebenen deutschen Stellungen gab Generalmajor Roske, Kommandeur der 71. Infanterie- 
Division, im Südkessel auf. Im Hauptquartier der 6. Armee begannen die Übergabeverhandlungen. Am gleichen Tag kapitulierte auch der von Generaloberst Heitz 
befehligte Mittelkessel. Die Reste der deutschen und rumänischen Truppen im Nordkessel ergaben sich am 2. Februar 1943. Damit endete die Schlacht um Stalingrad 
mit dem vollständigen Sieg der Roten Armee. Viktor Nekrassow, der die gesamte Schlacht um Stalingrad als stellvertretender Kommandeur eines Pionierbataillons 
an vorderster Front durchlebt hatte, schrieb in einem Buch, das er gleich nach Kriegsende - von schwerer Verwundung gezeichnet - ohne alle schriftstellerischen 
Vorkenntnisse - verfasste: „Wir kamen nach Stalingrad als fast Zerschlagene und haben trotzdem fünfeinhalb Monate ausgehalten. (...) Sicher, wir waren schwä¬ 
cher, auch technisch schlechter ausgerüstet. (...) Aber verteidigt haben wir unsere Häuser, unsere Familien. 44 (Viktor Nekrassow, Stalingrad, Berlin 1954) UZ 


Das Denkmal „Mutter-Heimat 
ruft!“ wurde 1967 nach einem 
Entwurf des Bildhauers Jewgeni 
Wutschetitsch errichtet und 
erinnert an die Schlacht von 
Stalingrad. 


Foto: AlexxxiQ79 / wikimedia / CC BY-SA 4.0 
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Olaf Matthes über den offiziellen Kampf gegen Antisemitismus 

Antifa mit AfD 


A m vergangenen Sonntag bat Anne 
Will zum Talk über den Antisemi¬ 
tismus in Deutschland gebeten. 
Die eingeladene Vorzeigemuslima, Staats¬ 
sekretärin Sawsan Chebli (SPD),Tochter 
palästinensischer Flüchtlinge, erklärte 
uns in der Sendung, dass es bei der Er¬ 
innerung an die „nationalsozialistischen“ 
Verbrechen um den Kern unserer - selbst¬ 
verständlich wunderbaren - Demokratie 
gehe. Cheblis Patentrezept, um den Anti¬ 
semitismus zu bekämpfen, heißt: Pflicht¬ 
besuche in KZ-Gedenkstätten. 

Auch eingeladen war Esther Bejarano, 
Musikerin, DKP-Mitglied, die Auschwitz 
überlebt hat. Ihre Lebensgeschichte gab 
ihr die Autorität, zu sagen, was im deut¬ 
schen Fernsehen sonst nicht zu hören ist: 
Dass es alte Nazis waren, die diese wun¬ 
derbare Demokratie aufgebaut haben, 
dass diese Tradition unseres Staates der 
Grund dafür ist, dass der Antisemitismus 
nie weg war. „Man muss sich nicht nur 
über den Antisemitismus Gedanken ma¬ 
chen, sondern auch über den Rassismus.“ 


Bei der hochoffiziellen Staats-Anti¬ 
fa gilt das nicht. Hier darf jeder mitma¬ 
chen - zum Beispiel Beatrix von Storch. 
Vor zwei Wochen beriet der Bundestag 
darüber, wie er „Antisemitismus ent¬ 
schlossen bekämpfen“ will. Von Storch 
lobte an dem Antrag, dass bei Auslän¬ 
dern, die „zu antisemitischem Hass auf- 
rufen“, ein besonders schwerwiegendes 
Ausweisungsinteresse festgestellt wer¬ 
den soll - Abschiebung gegen Antisemi¬ 
tismus. Die AfD stimmte gemeinsam mit 
allen anderen Parteien für den Antrag. 
Nur die Linksfraktion enthielt sich, sie 
lehnt ein solches „Sonderrecht“ für Aus¬ 
länder ab. 

Der politisch korrekte Kampf der 
Minister gegen Judenhass richtet sich 


vor allem gegen Migranten: Als im 
Dezember tausende von ihnen gegen 
Trumps Jerusalem-Entscheidung pro¬ 
testierten, verbrannten einige von ihnen 
auch Israelfahnen. Springers „Welt“ em¬ 
pörte sich über „antisemitische“ Sprech¬ 
chöre wie „Israel - Kindermörder“. 
CDU-Politiker entdeckten den Begriff 
des „importierten Antisemitismus“ als 
Keule gegen Flüchtlinge aus muslimi¬ 
schen Ländern. 

Der offizielle Kampf gegen Antisemi¬ 
tismus dient dazu, den demokratischen 
Kampf gegen die israelische Apartheid- 
Politik auf eine Stufe mit Höckes Ge¬ 
schichtsfälschung zu stellen. Und er bie¬ 
tet den Vertretern des Staatsapparates, 
der den NSU-Terror möglich gemacht 


hat, die Gelegenheit, sich als blitzsaube¬ 
re Demokraten zu präsentieren. 

Natürlich ist es gut, dass der deutsche 
Imperialismus noch nicht alle Hemmun¬ 
gen ablegen konnte, die ihm der Sieg über 
den Faschismus auf gezwungen hat. Na¬ 
türlich ist die politische Korrektheit der 
Staats-Antifa verglichen mit dem Anti¬ 
semitismus des ultrarechten AfD-Flügels 
das kleinere Übel. Aber wenn die Regie¬ 
renden vom Kampf gegen Judenhass 
reden, meinen sie alles mögliche: Den 
Kampf gegen Rechts, die parlamentari¬ 
sche Taktik gegen die AfD, die rassisti¬ 
sche Stimmungsmache gegen Flüchtlinge 
und den Kampf gegen Linke. 

Die offiziellen Verlautbarungen ge¬ 
gen Antisemitismus behaupten, dass 


Antisemitismus nicht rechts sei, er fin¬ 
de sich in allen politischen Lagern - ob¬ 
wohl selbst die offiziellen Statistiken an¬ 
geben, dass 90 Prozent der antisemiti¬ 
schen Straftaten von Rechten begangen 
werden. Ist es dasselbe, wenn Faschisten 
ihre faschistische Tradition pflegen, oder 
wenn Migranten den israelischen Regie¬ 
rungsterror durch die Brille reaktionärer 
islamistischer Ideologie sehen? Die Ur¬ 
sachen des Antisemitismus liegen darin, 
dass bis heute faschistische Kräfte ganz 
legal ihre Hetze verbreiten dürfen, sie 
liegen in einem Gesellschaftssystem, das 
Menschen entwurzelt und ihnen Angst 
vor dem sozialen Abstieg macht. Regie¬ 
rungsbeauftragte und Pflichtgedenken 
werden nichts erreichen, um den Anti¬ 
semitismus zu bekämpfen. Das geht nur, 
wenn mehr Menschen hinter der poli¬ 
tischen Korrektheit die asoziale Politik 
der Regierung erkennen und im solida¬ 
rischen Kampf die Tradition des anti¬ 
faschistischen Widerstandes am Leben 
halten. 



Keine Kassierer, keine Schlangen: 
Mit „Amazon Go“ hat der Handels¬ 
konzern einen ersten Supermarkt 
ohne Kasse in Seattle eröffnet. 
Einfach Waren aus dem Regal 
nehmen und rausgehen, Amazon 
weiß dann schon, was du aus dem 
Regal genommen hast und bucht 
automatisch von deinem Konto ab. 
Ein Teil der Amazon-Beschäftigten 
in den USA wird nicht bei „Amazon 
Go“ einkaufen, weil sie so wenig 
verdienen, dass sie Lebensmittel¬ 
karten beziehen - in Ohio sollen 
es z.B. rund 10 Prozent sein. Diese 
Lebensmittelkarten sind für den 
Einkauf im Supermarkt vorge¬ 
sehen, bei „Amazon Go“ werden 
sie als Zahlungsmittel aber nicht 
anerkannt. 

Monopolisten wie Amazon profitie¬ 
ren von staatlichen Subventionen, 
auch von den Lebensmittelmarken 
für ihre Angestellten, weil sie nur so 
weiter ihre Dumpinglöhne zahlen 
können. Steuern zahlt der Konzern 
selten und wenig, die Politik lässt 
da gerne mal ein paar milliarden¬ 
schwere Schlupflöcher offen. 


Der Laden 

SPD 2021 oder schon jetzt am Ende? • Kolumne von Georg Fülberth 


Auf dem Sonderparteitag der SPD im 
Dezember 2017 hatte der Juso-Vorsit¬ 
zende Kevin Kühnert ausgeführt: Seine 
Generation müsse in ca. 15 Jahren die 
Führung der Partei übernehmen. Des¬ 
halb dürfe sie nicht zulassen, dass der 
„Laden“ - so sprach er wirklich - vor¬ 
her durch den neuerlichen Eintritt in 
eine Große Koalition an die Wand ge¬ 
fahren werde. Auf dem nächsten Par¬ 
teitag, am 21. Januar 2018, rechnete die 
SPD-Führung vor, dass sie in den Son¬ 
dierungen mit der Union einiges her¬ 
ausgeholt habe: eine „Grundrente“ für 
Geringverdiener (innen), die immerhin 
etwas über der Mindestsicherung liege, 
paritätische Einzahlungen in die Kran¬ 
kenkassen, eine Mindest-Ausbildungs¬ 
vergütung. Gehe man nicht in eine 
Groko, sei das alles wieder futsch und 
bei Neuwahlen drohe eine vernichten¬ 
de Niederlage. 

Damit bekam Kühnert ein Problem. 
Das von ihm befürchtete Auseinander¬ 
fliegen des „Ladens“ droht nicht erst 
2021 zu kommen, nachdem die SPD 
sich in eine Große Koalition begab, 
sondern schon bei einer Neuwahl 2018. 

Katarina Barley, Ministerin für 
Arbeit und Soziales, führte aus: Ein 
Problem der SPD bestehe darin, dass 
ihre akademisierte Führung nicht in 
demselben sozialen Milieu lebe wie 
die ärmeren Menschen, von denen sie 
gewählt werden wolle. Das sei dann 
nicht weiter schlimm, wenn sie deren 
Interessen gut vertrete. Frau Barley ist 
Juristin. Sie meint: die Partei habe ein 
advokatorisches Verhältnis zu den Un¬ 
terschichten. Das ist ehrlich und rea¬ 
listisch. Bei den bürgerlichen Parteien, 


vor allem der FDP, atmet das politische 
Personal dasselbe Parfüm wie das öko¬ 
nomische. Den Führungen von sich als 
links verstehenden Parteien - nicht nur 
der SPD - fehlt der Stallgeruch einer 



Georg Fülberth 


Basis. Die bourgeoise Leitung der AfD 
schmiert ihn sich künstlich ins Gesicht, 
damit ihre dumpfbackige Gefolgschaft 
nicht merkt, wie sie hinters Licht ge¬ 
führt wird. 

Überraschenderweise argumentier¬ 
te das SPD-Establishment auf dem Par¬ 
teitag sozialpolitisch inhaltlich, wenn¬ 
gleich wohl vor allem zu dem Zweck, 
seine Haut zu retten. Kevin Kühnert 
dagegen vertrat letztlich Apparat-In¬ 
teressen: der „Laden“ dürfe sich nicht 
selbst zerstören. Andrea Nahles wies 
darauf hin, genau das aber passiere bei 
dem „Scheitern“, von dem der Juso- 
Vorsitzende einige Tage später sagte, es 
müsse eine „Option“ sein. Jetzt konnte 
ihm vorgehalten werden, er wähle den 
sofortigen Selbstmord statt des lang¬ 
samen Siechtums, gegen das bis 2021 


ja vielleicht noch eine Wundermedizin 
gefunden werde. 

Der Sache nach besteht kein Ge¬ 
gensatz zwischen Schulz/Nahles einer¬ 
seits, Kühnert und den Jusos anderer¬ 
seits. An der Agenda 2010 wird nicht 
gerüttelt, trotz einiger durchaus sinn¬ 
voller Nachbesserungen. Der militäri¬ 
sche und außenpolitische Kurs der SPD 
kam noch nicht einmal zur Sprache, of¬ 
fenbar haben die Jusos nichts dagegen 
einzuwenden. Worin die Erneuerung 
der Partei bestehen soll, die sie for¬ 
dern, bleibt unklar. Vielleicht ist es ein 
eher optisches Problem. Als Redner für 
die Groko trat der Zombie Scharping 
auf. Der DGB-Vorsitzende Hoff mann 
wirkte wie ein alt gewordener Säugling, 
berief sich auf vieljährige Erfahrung in 
Brüsseler Einrichtungen und konnte 
so als Repräsentant jener Abgehoben- 
heit durchgehen, die einer wachsenden 
Zahl von Mitgliedern offenbar höchst 
zuwider ist. 

Tapeten- und Gesichterwechsel: ja. 
Aber die Richtung eines Kurswechsels 
wurde nicht einmal im Ansatz sichtbar. 
So könnte es am Ende bei einem Ge¬ 
nerationen- und Karrierekampf um die 
Kommandobrücke auf einem leckge¬ 
schlagenen Schiff bleiben. Die Main¬ 
stream-Medien machen Kühnert gera¬ 
de zum Star. Mehrheitlich sind sie für 
die Große Koalition. Noch. Eine schö¬ 
ne bürgerliche Mehrheit nach Neu¬ 
wahlen, kombiniert mit einem Absa¬ 
cken der SPD auf das Stimmenniveau 
ihrer französischen und niederländi¬ 
schen Schwesterparteien, wäre ihnen 
wohl lieber. 

Vielleicht geht da noch was. 


Manfred Ziegler zum türkischen Angriff auf Syrien 


Imperialismus first 


Im Mai 2017, kurz vor dem Besuch von 
Erdogan in Washington, fragte die Ver¬ 
treterin von Rojava im Ausland, Sinam 
Mohamad, in der „New York Times“: 
„Wenn wir den Krieg gegen den IS ge¬ 
wonnen haben - werden die USA dann 
dem Druck von Erdogan nachgeben und 
uns verlassen, trotz der Opfer, die wir ge¬ 
bracht haben?“ Als Antwort gaben die 
USA der Türkei grünes Licht für den 
Einmarsch in Afrin. 

Der Hilferuf von Mohamad, als sie 
jetzt in Washington von einer „mora¬ 
lischen Verpflichtung der USA sprach, 
Afrin und die Demokratie in Rojava zu 
schützen“, ist nicht von dieser Welt. Der 
Krieg gegen Syrien in all seinen Facet¬ 
ten ging nie um „Demokratie“. Es ging 
immer um regionale und globale Macht. 
Und die kurdischen Kämpfer der YPG 
ließen sich gerne von der US-Armee un¬ 
terstützen, um Gebiete weit über Roja¬ 
va hinaus zu kontrollieren. Raqqa wurde 
von US-Armee und - Artillerie bis auf die 
Grundmauern zerstört, bevor das Bild 
von Öcalan auf einem Transparent prä¬ 
sentiert wurde. Den Wettlauf nach Deir 
Ezzor verloren die SDF (zu denen die 
kurdische YPG gehört) gegen die syri¬ 
sche Armee - dafür gewannen sie die Öl¬ 
felder der Region. 

Russland hatte versucht, in Verhand¬ 
lungen zwischen Damaskus und Rojava 
zu einer Übereinkunft zu kommen. Syri¬ 


sche und russische Truppen an der Gren¬ 
ze hätten die Türkei von einem Angriff 
abgehalten. Mit dem Partner USA an der 
Seite schien den Kurden eine Einigung 
nicht nötig. Gott befohlen ... 

Dann kam die Provokation der USA: 
Der Aufbau einer starken kurdischen Ar¬ 
mee von 30 000 Männern und Frauen zur 
„Grenzsicherung“ - als Gegengewicht 
gegen Damaskus und im Grunde für die 
Spaltung Syriens. 

Für die Türkei war diese kurdische 
Armee nicht hinnehmbar. Für ihre Un¬ 
terstützung der US-Politik hätten die 
YPG gewiss Hilfe gegen Erdogan ver¬ 
dient, aber: „America First“. Das ist nicht 
das Motto von Trump, sondern das des 
US-Imperialismus. Und die NATO und 
die Türkei als NATO-Partner sind für die 
USA eben wichtiger als die YPG. 

So ließ Erdogan seine Armee in Afrin 
einmarschieren. Und das Machtspiel, in 
dem Menschen abgeschlachtet werden, 
geht weiter: Nächster Stopp: Manbidsch? 

Ist damit das Projekt einer „Demo¬ 
kratischen Föderation Nordsyrien“ been¬ 
det? Vergessen wir nicht: Ohne US-Artil¬ 
lerie und -Luftwaffe, ohne Hubschrauber 
und Tausende US-Soldaten, ohne Trai¬ 
ning und Geld hätte es dieses Projekt so 
nie gegeben. Wem es aber um Emanzi¬ 
pation geht: Das ist ein Projekt, das ohne 
Regime-Change ä la USA in den Städten 
Syriens, in Damaskus beginnt. 


Dokumentiert 


Stoppt den Krieg in Syrien! 

DKP-Stellungnahme zum Angriff auf Syrien 


Die DKP verurteilt den Einmarsch des 
türkischen Militärs in Syrien. Die fort¬ 
gesetzten Angriffe stellen eine eklatante 
Verletzung der staatlichen Souveränität 
Syriens dar und sind eine erneute Eska¬ 
lation des seit 2011 andauernden Krie- 
ges.(...) 

Von Anfang an wurde die Eskalation 
vom US-Imperialismus und seinen regi¬ 
onalen und europäischen Verbündeten 
von außen angeheizt: Durch die politi¬ 
sche, finanzielle und militärische Unter¬ 
stützung von bewaffneten Gruppen und 
dschihadistischen Terrororganisationen 
sollte Syrien zerteilt werden. Einige je¬ 
ner Milizen wie die sogenannte „Freie Sy¬ 
rische Armee“ kämpfen nun an der Seite 
des türkischen Militärs gegen die nordsy¬ 
rischen Kurden in Afrin. (...) 

Die deutsche Bundesregierung ver¬ 
folgt gemeinsam mit der US-Regierung 
bis zum heutigen Tage das Ziel, unter 
Verletzung der nationalen Souveränität 
die syrische Regierung zu stürzen. In die¬ 
sem Zusammenhang sind auch die Bun¬ 
deswehreinsätze in Jordanien und dem 
Mittelmeer zu sehen. Sie müssen been¬ 
det, die deutschen Soldaten abgezogen 
werden. 

Die DKP stimmt nicht in den Chor 
derjenigen ein, die der Russischen Fö¬ 


deration die Schuld am türkischen Ein¬ 
marsch zuweisen. Von der russischen 
Regierung zu verlangen, das NATO- 
Mitglied Türkei zu Lande oder in der 
Luft militärisch aufzuhalten und damit 
die Ausrufung eines NATO-Bündnisfal- 
les zu riskieren, ist politisches Abenteu¬ 
rertum. Die Bemühungen Russlands um 
eine Friedenslösung für Syrien bei Wah¬ 
rung seiner territorialen und staatlichen 
Integrität unter Einschluss der nordsyri¬ 
schen Kurden haben bislang erfolgreich 
die Pläne des US-Imperialismus und der 
EU in der Region durchkreuzt. 

Währenddessen haben die USA völ¬ 
kerrechtswidrig über ein Dutzend Mili¬ 
tärstützpunkte in Nordsyrien errichtet. 
(...) 

Wir fordern 

den sofortigen Rückzug des türkischen 
Militärs aus Syrien und den Stopp al¬ 
ler Angriffe, den sofortigen Abzug des 
US-Militärs und die Schließung der US- 
Militärbasen, das Ende der „Regime- 
Change“-Politik der EU und der Bun¬ 
desregierung gegenüber Syrien, den so¬ 
fortigen Abzug der deutschen Soldaten 
aus dieser Region, den Stopp der Bundes¬ 
wehreinsätze in Jordanien und dem Mit¬ 
telmeer, den Stopp der deutschen Waffen¬ 
exporte insbesondere in die Türkei. 
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Späte Einsicht 

Wie es in der Bundesrepublik zum 27. Januar als Gedenktag für die Opfer des Faschismus kam • Von Ludwig Elm 


N ach der Konstituierung des 13. 
Deutschen Bundestages am 
10. November 1994 richtete 
sich mit dem Jahreswechsel der Blick 
auf ein international bevorstehen¬ 
des, herausragendes Jubiläum, den 
50. Jahrestag der Befreiung vom Fa¬ 
schismus und des Endes des Zweiten 
Weltkrieges in Europa. Mit Jahres¬ 
beginn nahm eine Arbeitsgruppe für 
die Initiativen der PDS im Bundestag 
und ihrer Abgeordneten die Arbeit 
auf. Hauptsächliche Vorhaben waren 
ein internationales Treffen mit Über¬ 
lebenden und Widerstandskämpfe¬ 
rinnen, eine Broschüre und ein Ge¬ 
setzentwurf zum Gedenken an die 
Opfer der faschistischen Diktatur. 

Zum zeitgeschichtlichen Kontext 
gehörte, dass es ein halbes Jahrhundert 
nach 1945 weder einen Gedenktag für 
Millionen Opfer des Faschismus noch 
eine Gedenkstättenkonzeption des 
Bundes für entsprechende Orte und 
Anlässe gab. Weit über vierzig Jahre 
nach der Gründung der Bundesrepu¬ 
blik hatten wechselnde Regierungsko- 
alitionen und Mehrheiten des Bundes¬ 
tages keinen Anlass gesehen, solchen 
elementaren historisch-politischen und 
moralischen Verpflichtungen nachzu¬ 
kommen. Ein Vergleich verrät Wesent¬ 
liches über Herkunft, Grundlagen und 
Selbstverständnis des westdeutschen 
Staates: Der „Feiertag“ 17. Juni war 
trotz parlamentarischer Sommerpau¬ 
se 1953 binnen weniger Wochen ver¬ 
einbart und beschlossen worden. Die 
berüchtigte Mischung von Antikom¬ 
munismus und Nationalismus sollte die 
durch die Restauration bedingte geis¬ 
tige Krise überwinden helfen und zu 
massenwirksamer Sinngebung beitra¬ 
gen. Der 1950 kreierte „Nationale Ge¬ 
denktag“ 7. September - Tag des Zu¬ 
sammentritts des ersten Bundestages 
1949 - war mangels Widerhall in der 
Bevölkerung bereits verblichen. 

Neue Erfordernisse nach 1990 

Seit der staats- und völkerrechtlich 
gültigen Eingliederung der DDR und 
Westberlins in die BRD 1990 sowie 
mit deren nunmehr größerem Ge¬ 
wicht und gewachsener Handlungs¬ 
fähigkeit in der internationalen Are¬ 
na, waren die Bedürfnisse nach his¬ 
torisch-politischer Identitätsfindung 
und deren Ausdrucksformen dringli¬ 
cher geworden. Die Einweihung der 
„Neuen Wache“ in Berlin, Unter den 
Linden, am 14. November 1993 war 
eine auffällige Äußerung dieses Be¬ 
strebens. Die Inschrift „Den Opfern 
von Krieg und Gewaltherrschaft“ so¬ 
wie die Texte der zwei Granittafeln im 
Eingangsbereich verrieten das zwie¬ 
spältige Bemühen, weiterhin den Ver¬ 
brecherstaat von 1933 bis 1945 sowie 
die Dimensionen seiner Schuld nicht 
erkennbar zu benennen. Kurz zuvor, 
am 9. November 1993, erinnerte der 
Bundestag in einer Sitzung an die Op¬ 
fer der Reichspogromnacht am 9. No¬ 
vember 1938. 

Der Bundestag gedachte am 
26. Januar 1995 mit einer Ansprache 
seiner Präsidentin, Rita Süssmuth, 
der Opfer von Auschwitz sowie wei¬ 
terer KZ und Vernichtungslager. Am 
28. April fand in Bonn ein Gedenken 
von Bundestag und Bundesrat an das 
Ende des Zweiten Weltkrieges und 
der nationalsozialistischen Gewalt¬ 
herrschaft statt. Hauptredner war 
Wladyslaw Bartoszewski, Minister 
für Auswärtige Angelegenheiten der 
Republik Polen. Die Gedenkveran¬ 
staltung mit Repräsentanten der Sie¬ 
germächte im Schauspielhaus Berlin 
am 8. Mai verdeutlichte, dass sich die 
Bundesrepublik in ihrer Gedenk- und 
Erinnerungspolitik westeuropäischen 
und weltweiten Mindesterwartungen 
nicht mehr entziehen konnte. Nach 
der Ansprache von Bundespräsident 
Roman Herzog ergriffen der Präsi¬ 
dent Frankreichs, Frangois Mitter¬ 
rand, der Vizepräsident der USA, Al 
Gore, der Premierminister Großbri¬ 
tanniens, John Major, sowie der Mi¬ 
nisterpräsident der Russischen Föde¬ 


ration, Viktor S. Tschernomyrdin, das 
Wort. 

Initiative der PDS 
für Gedenktag 

Die Gruppe der PDS/Linke Liste 
hatte am 29. September 1993 im 12. 
Deutschen Bundestag einen Gesetz¬ 
entwurf über „den Tag der Mahnung 
und Erinnerung an die jüdischen Op¬ 
fer des Massenmordes während der 


Nazidiktatur zwischen 1933 und 1945 
in Deutschland“ eingereicht. Es wur¬ 
de dafür der 9. November vorgeschla¬ 
gen. Er besäße Symbolcharakter und 
solle zum offiziellen Gedenktag er¬ 
klärt werden. ( Drucksache 12/5781) 
Es kam nicht mehr zu einer Plenarbe- 
ratung des Antrags und er verfiel mit 
dem Ende der Wahlperiode. 

Die geschichtspolitisch wichtigs¬ 
te Initiative der Gruppe der PDS er¬ 
folgte im 13. Deutschen Bundestag mit 
dem Gesetzentwurf vom 15. März 1995 
„über den Tag der Mahnung und Er¬ 
innerung an die jüdischen Opfer des 
Massenmordes während der Nazidikta¬ 
tur zwischen 1933 und 1945 in Deutsch¬ 
land“. Er enthielt den Vorschlag: „Der 
27. Januar wird zu einem gesetzlichen 
Gedenktag erklärt.“ ( Drucksache 
13/810) Das war noch zum 50. Jahres¬ 
tag der Befreiung vom Faschismus der 
einzige parlamentarische Antrag für 
einen solchen längst überfälligen Ge¬ 
denktag in der Bundesrepublik. 

Aus den Fraktionen kam die Anfra¬ 
ge, ob wir auf der Plenardebatte zum 
Antrag bestehen, falls zugesichert 
wird, dass demnächst über einen sol¬ 
chen Schritt interfraktionell beraten 
und beschlossen werde. Der Hinter¬ 
grund war offensichtlich: Angesichts 
des internationalen Ranges dieses 
Jubiläums sollte der wachen Öffent¬ 
lichkeit des In- und Auslandes keine 
Ablehnung vorgeführt werden. Zu¬ 
mindest die damalige Regierungskoa- 
lition (CDU/CSU und FDP) - jedoch 
wahrscheinlich auch SPD - waren un¬ 
abhängig vom Inhalt weder bereit noch 
fähig, einem Antrag der PDS zuzustim¬ 
men. Andererseits wollten sie vor die¬ 
sem weltpolitischen Gedenkereignis 
vermeiden, im Parlament eine solche 
Initiative abzulehnen, ohne eigene an¬ 
gemessene Vorschläge einzubringen. 

Es kam zu einem interfraktionel¬ 
len Kompromiss: Die PDS-Gruppe 
verzichtete auf Plenardebatte und Be¬ 
schlussfassung, da zugesagt wurde, un¬ 


verzüglich in eine parteienübergrei- 
fende Verständigung über Schritte zu 
einem solchen Gedenktag der Bun¬ 
desrepublik einzutreten. Längst lagen 
Forderungen des Zentralrats der Ju¬ 
den, der VVN-BdA e.V. sowie ande¬ 
rer Organisationen und Persönlichkei¬ 
ten für einen solchen Gedenktag vor. 
Schließlich kam es zu einem Konsens 
und Bundespräsident Roman Herzog 
(CDU) dekretierte Anfang Januar 1996 


den 27. Januar - den Tag der Befrei¬ 
ung des Vernichtungslagers Auschwitz 
durch die Rote Armee - als „Tag des 
Gedenkens an die Opfer des National¬ 
sozialismus“. Wenig später, am 19. Janu¬ 
ar 1996, wurde dieser Tag in Bonn mit 
einer Rede von ihm erstmalig repräsen¬ 
tativ begangen. Bei Erörterungen über 
jenen Schritt in der bundesdeutschen 
Gedenkpolitik bleibt die Initiative der 
PDS von 1995 seither meist unerwähnt. 
Gelegentlich wird dem damaligen 
Bundespräsidenten fälschlicherweise 
die maßgebliche Rolle zugeschrieben. 
Der CDU-Politiker hatte jedoch ledig¬ 
lich von Amts wegen dem Ergebnis der 
Meinungsbildung der Parteien auf dem 
verfassungsmäßig gebotenen Weg Ge¬ 
setzeskraft verliehen. 

Anfang Juni 1995 hatte unsere 
Gruppe ein Schreiben von Henri Al¬ 
leg aus Frankreich erreicht. Der seit 
1939 in der Kolonie Algerien leben¬ 
de, französisch-algerische kommu¬ 
nistische Journalist war 1958 durch 
sein Buch „La Question“, deutsch 
„Die Folter“, international bekannt 
geworden. Es war die schonungslo¬ 
se Schilderung der erlebten sadisti¬ 
schen Quälereien durch französische 
Militärs in Algier, nachdem er 1957 
im antikolonialen Befreiungskrieg 
verhaftet worden war. Er überlebte 
Folter und Haft nach der Flucht 1961. 
Alleg beglückwünschte uns zu unse¬ 
rem Antrag: „J‘espere vivement que 
le Bundestag adoptera vos proposi- 
tions.“ Seine Hoffnung, dass der Bun¬ 
destag unseren Vorschlag annehme, 
erfüllte sich insofern, als vereint mit 
gleichgerichteten Bemühungen an¬ 
derer Kräfte das Anliegen ab Januar 
1996 verwirklicht wurde. 

Für Würdigung des 8. Mai 

Im folgenden Jahr reichte die Gruppe 
der PDS einen Gesetzentwurf „über 
den Tag des Gedenkens an die Befrei¬ 
ung vom Nationalsozialismus“, also für 
einen Gedenktag 8. Mai, ein. (Druck¬ 


sache 13/7287) In der ersten Lesung 
am 24. April 1997 äußerte ich bei der 
Begründung des Antrags u.a.: „Der ei¬ 
gentliche Beweis, dass der Bruch und 
das Neubeginnen nach 1945 radikal ge¬ 
nug waren, ist von der größer gewor¬ 
denen Bundesrepublik mit ihrer ge¬ 
wachsenen Verantwortung und mit ih¬ 
ren neuen Handlungsspielräumen erst 
noch zu erbringen.“ {Deutscher Bun¬ 
destag, 13. Wahlperiode, 172. Sitzung, 


S. 15574) Im Lichte seitheriger Erfah¬ 
rungen erweist sich die darin erkenn¬ 
bare Skepsis bezüglich der Außen- und 
Sicherheitspolitik der Bundesrepu¬ 
blik als begründet. In der damaligen 
Debatte hatte Erika Steinbach - seit 
2017 Sympathisantin der AfD - die 
Ablehnung seitens der Unionspartei¬ 
en grobschlächtig zu rechtfertigen ver¬ 
sucht. Die DDR sei nahtlos eine zwei¬ 
te Diktatur, „wiederum mit KZs“ wie 
Buchenwald. Zwischenruf laut Pro¬ 
tokoll: ,,{Dr. Uwe-Jens Heuer: Das ist 
eine Unverschämtheit!)''; für Millionen 
Deutsche wären Kriegsgefangenschaft, 
Flucht und Vertreibung gefolgt sowie 
das „Vaterland“ geteilt und in Schutt 
und Asche. Erlöst „von allen Diktatu¬ 
ren“ sei Ostdeutschland erst mit dem 
Fall der Mauer 1989. Unser Antrag 
wurde an den Innenausschuss verwie¬ 
sen. Er empfahl die Ablehnung, die 
von der Mehrheit beschlossen wurde. 

Namens der Gruppe der PDS gab 
ich am 7. Mai 1998 eine Erklärung 
gegen diese Beschlussempfehlung 
zu Protokoll. {Ebenda, 235. Sitzung, 
S. 21 643) Dem 8. Mai gebühre „der 
ihm zukommende Platz in der deut¬ 
schen und europäischen Gedenkkul¬ 
tur, die vom bewussten und radika¬ 
len Bruch mit allem, was zu Drittem 
Reich und Zweitem Weltkrieg führte, 
ausgeht und sich dieses Standpunkts 
immer wieder zu vergewissern be¬ 
strebt ist.“ Dieses Gedenken erübrige 
sich nicht durch den Gedenktag 27. Ja¬ 
nuar: „Vielmehr ergänzt er diesen mit 
der besonderen Würdigung der Leis¬ 
tungen der Antihitlerkoalition und al¬ 
ler Ströme des weltweiten antifaschis¬ 
tischen Widerstands- und Befreiungs¬ 
kampfes. Es ist damit auch ein wirklich 
internationaler Gedenktag, der im eu¬ 
ropäischen Einigungsprozess und ei¬ 
nem nicht auf Kapitalverwertung re¬ 
duzierten Globalismus seinen selbst¬ 
verständlichen Platz haben sollte.“ 

Die Fraktionen der Partei „Die Lin¬ 
ke“ brachten im Bundestag sowie - ge¬ 


meinsam mit SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen - im Thüringer Landtag inzwi¬ 
schen wiederum Anträge zur Einfüh¬ 
rung eines gesetzlichen Gedenktages 
„8. Mai“ ein. Während sie im Bundes¬ 
tag routinehaft abgelehnt wurden, folg¬ 
te Thüringen 2015 dem Beispiel von 
Mecklenburg-Vorpommern und Bran¬ 
denburg und erklärte den 8. Mai zu ei¬ 
nem Gedenktag des Landes. Allerdings 
bedarf es dazu kritischer Anmerkungen. 
Der Begründung im Antragstext fehlt 
eine Würdigung der Leistungen und 
Opfer der Antihitlerkoalition sowie des 
europaweiten antifaschistischen Wider¬ 
standes einschließlich der Partisanenbe¬ 
wegungen. Darüber hinaus wäre es an¬ 
gesichts der erheblichen Verzerrungen 
in der Geschichts- und Gedenkpolitik 
dieses Landes unabdingbar gewesen, die 
seit Beginn der dreißiger Jahre aus der 
Arbeiterbewegung kommenden Wider¬ 
standskräfte als früheste, breiteste und 
opferreichste Hauptkraft des deutschen 
Widerstands zu benennen. 

Schließlich wird in jenem Text be¬ 
merkt, dass des 8. Mai „in Ost- und 
Westdeutschland sehr verschieden ge¬ 
dacht“ wurde. Wie wahr! Den Aussa¬ 
gen zufolge gab es jedoch anscheinend 
nach 1949 jahrzehntelang in der BRD 
keine verantwortlichen politischen 
Kräfte, keine Politiker und Parteien, 
nach deren Rolle in der Geschichts- 
und Gedenkpolitik zu fragen und die 
doch zumindest zu erwähnen wären. 
Die Kehrseite war und ist die feindseli¬ 
ge Grundhaltung zum Antifaschismus, 
die bloß zeitgemäß bedingte Modifika¬ 
tionen seit 1949/50 erfuhr und bis heu¬ 
te zu beobachten ist. Unsäglich ist of¬ 
fene Diskriminierung des bayerischen 
Landesverbandes der VVN-BdA e.V. 
durch einen Verfassungsschutz, der 
von der CSU, der Nachfolgepartei der 
rechtsextremen Bayerischen Volkspar¬ 
tei (BVP), im Geiste dieses Erbes ge¬ 
leitet und geprägt wird. Deren Koaliti¬ 
onspartner in Berlin üben sich auch in 
diesem Fall in frag- und kritikwürdiger 
Zurückhaltung. 

Im Gegensatz zu diesem peinlich 
großmütigen Wegsehen hinsichtlich ge- 
schichtspolitischer Verantwortung im 
Fall der alten Bundesrepublik wurde 
im erwähnten Antrag aus heutiger ge¬ 
schichtsideologischer Massenware ent¬ 
nommen, was die DDR mit üblichen 
Klischees denunziert und ihre antifa¬ 
schistische Herkunft herabsetzt. Dort 
sei der 8. Mai „ein zentraler Strang der 
geschichtspolitischen Untermauerung 
der SED-Herrschaft - verankert im 
kommunistischen Widerstand und mit 
Bezug auf die Rolle der Sowjetunion“ 
gewesen. Anderer Widerstand und die 
Shoah hätten „wenig Erwähnung gefun¬ 
den“. Woraus erklären sich die Fragwür¬ 
digkeiten in einem für sich sehr begrü¬ 
ßenswerten geschichtspolitischen Be¬ 
schluss von Mitte-Links im Thüringer 
Landtag? Liegt es an Unkenntnis und 
Unterschätzung, an Vorurteilen und 
Opportunismus oder wirkt sich aus, was 
fast ausnahmslos und mit hohem staat¬ 
lichen Aufwand seit rund einem Vier¬ 
teljahrhundert weithin einseitig, selek¬ 
tiv und apologetisch als „Geschichte“ im 
öffentlichen Raum dominiert? 

Wahrscheinlich wirken die ange¬ 
deuteten ursächlichen Aspekte in indi¬ 
viduell unterschiedlicher Verflechtung 
zusammen und treten dann geschichts- 
politisch in Erscheinung. Sie unkritisch 
hinzunehmen und nicht um Verständi¬ 
gung und angemessene Positionen in¬ 
nerhalb der deutschen Linken und bis 
in die Mitte der Gesellschaft hinein zu 
ringen, wäre mit dem Sinn der Gedenk¬ 
tage 27. Januar und 8. Mai sowie unseren 
Bekenntnissen zum antifaschistischen 
Erbe und Vermächtnis und zu den da¬ 
raus stets neu erwachsenden Verpflich¬ 
tungen nicht vereinbar. 

Der Autor gehörte der Gruppe der 
PDS im 13. Deutschen Bundestag an 
und leitete Anfang 1995 eine Ad-hoc- 
Arbeitsgruppe für Aufgaben anläss¬ 
lich des 50. Jahrestages der Befreiung 
vom Faschismus und des Ende des 
Zweiten Weltkrieges in Europa 



In vielen Städten der Republik fanden auch in diesem Jahr Veranstaltungen - wie hier in Berlin - zum „Holocaust- 
Gedenktag“ statt. In der Regel von breiten Bündnissen getragen, wurde überall vor einem weiteren Rechtsruck und vor der 
Diskriminierung von Antifaschistinnen und Antifaschisten gewarnt. 
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Kultursplitter 


Drehbuch 

Vor Verleihung des Deutschen Fern¬ 
sehpreises vor wenigen Tagen forder¬ 
ten Drehbuchautoren bessere Ar¬ 
beitsbedingungen: Wenn deutsche 
Sender mehr stark erzählte Serien 
wollten, müsse es ein Umdenken ge¬ 
ben, erklärte Christian Lex vom Ver¬ 
band Deutscher Drehbuchautoren. 
Wer kreative Kräfte freisetzen will, 
sollte nicht nur die besten Bedingun¬ 
gen schaffen, sondern auch die Öf¬ 
fentlichkeit darauf aufmerksam ma¬ 
chen, wer hinter den Filmen und Se¬ 
rien steht, welche die Existenz unseres 
Mediums sichern. Oft werde gesagt, es 
gebe keine guten Autoren in Deutsch¬ 
land. „Ich kann es wirklich nicht mehr 
hören. Es gibt einfach zu wenig gute 
Bedingungen“, sagte Lex. Den Auto¬ 
ren geht es um mehr Zeit, mehr Geld 
und mehr Vertrauen bei der Entwick¬ 
lung von Stoffen. Jedem Fernsehver¬ 
antwortlichen muss angesichts der 
Erfolge der amerikanischen, briti¬ 
schen und skandinavischen Anbieter 
klar sein: Die Zukunft des Erzählens 
sind die Erzähler! Nur in Deutsch¬ 
land mit seiner großen TV-Industrie 
leistet man sich weiterhin den Luxus, 
Programm vielfach mehr zu verwalten 
als neu zu gestalten. Gerne zitiert wird 
Billy Wilder auf die Frage, was einen 
guten Film ausmache: Ein gutes Dreh¬ 
buch, ein gutes Drehbuch, ein gutes 
Drehbuch. 

Gedicht 

Mit der Entscheidung der Alice-Sa- 
lomon-Hochschule, das Gedicht des 
Schweizer Lyrikers Eugen Gomringer 
an ihrer Fassade zu überstreichen, wird 
eine Ignoranz deutlich, die man nicht 
für möglich halten mag. Das Gedicht 
in deutscher Übersetzung aus dem Spa¬ 
nischen: 

Alleen 

Alleen und Blumen 
Blumen 

Blumen und Frauen 
Alleen 

Alleen und Frauen 

Alleen und Blumen und Frauen und 

ein Bewunderer 

Der AstA stellte die Forderung, weil 
es sexistisch sei, die Hochschulleitung 
kam dem nach. Diesen Text so zu ver¬ 
stehen - es ist unschuldig-schön, jedes 
der wenigen Worte muss ernst genom¬ 
men werden, die Wörter untereinan¬ 
der sind wie „Sterne eines Sternbil¬ 
des“ - ist erschreckend. Kunst wie ei¬ 
nen Sachtext zu lesen ist schon traurig 
genug. Dass sie aber dann auch noch 
die an sich wertschätzende männliche 
Bewunderung für Frauen als etwas 
Bedrohliches empfinden, dokumen¬ 
tiert auf erschreckende Weise, was für 
einen verkrampft-kruden Blick die¬ 
se Studierenden auf die Welt haben. 
Dass Bettina Völter, die Prorektorin 
der Alice-Salomon-Hochschule, be¬ 
hauptet, Gomringer könne sich doch 
freuen, weil die Debatte seinem Ge¬ 
dicht zu einer „generationenübergrei- 
fenden Wirkung“ verholten habe, ist 
eine bodenlose Unverschämtheit. Die 
Hochschule sollte sich deshalb umbe¬ 
nennen. In Hochschule für angewand¬ 
te Ignoranz. 

Theater 

Die Ruhrfestspiele legen ihr Programm 
für 2018 vor, Start ist traditionell am 
1. Mai. Der scheidende Intendant 
Frank Hoffmann erklärt das Motto 
„Heimat“ damit, dass Menschen fra¬ 
gen, wo sie sich zuhause und wo sie 
sich fremd fühlen. Was bleibt von der 
gerne gepflegten Kohlenpott-Roman¬ 
tik, wenn die letzte Zeche im Herbst 
2018 geschlossen wird, was bedeutet 
es für die Festspiele, wenn von ihrem 
Gründungsmythos „Kunst für Kohle“ 
nur noch die Kunst bleibt? Das Pro¬ 
gramm mit vielen Produktionen deut¬ 
scher und internationaler Theater ver¬ 
sucht sich an diesen Fragen, es kann 
spannend werden. Dürrenmatts „Be¬ 
such der alten Dame“, Shakespeares 
„König Lear“ oder Brechts „Kaukasi¬ 
scher Kreidekreis“ können auch so in¬ 
terpretiert werden, dass diese Stücke 
und viele weitere Abende dem Motto 
und den Fragen nachgehen und Ant¬ 
worten versuchen. 

Herbert Becker 


Spannende Warnung vor dem Krieg 

Zu Daniel Kehlmanns Roman „Tyll“ 


E s ist ein fesselnder Roman, der 
manchmal zum Thriller, manch¬ 
mal zum Kriminalroman wird, 
ohne darin zu verharren. Doch hat der 
Roman eine andere Ebene, die Leser 
anspricht, die in guter Literatur das 
Gedächtnis einer Nation sehen und 
ihr den Charakter eines Vermächt¬ 
nisses zusprechen. Dabei erreicht der 
Roman Aktualität, einen literarischen 
Kanon nutzend. Das gilt für eine 
Handlung im Dreißigjährigen Krieg, 
die mit verschiedenen punktuellen 
Ausschnitten und Gruppen die Stoff¬ 
fülle bewältigt, Glauben und Aber¬ 
glauben und rücksichtsloses Macht¬ 
streben beschreibt. Schreckliche 
Kriegsszenarien erscheinen als Reise¬ 
bericht wie im Kapitel „Zusmarshau- 
sen“ Ziviles und Friedliches versinken 
in Gestank oder im Gemetzel - z.B. 


es ist Warnliteratur im besten Sinne 
und dadurch aktuell. Es ist ein Ge¬ 
sellschaftsroman mit sozialer Inten¬ 
sität, in ihm agieren dominierend ne¬ 
ben Tyll der sogenannte Winterkönig 
Friedrich V. von der Pfalz, der für den 
Ausbruch des Dreißigjährigen Krie¬ 
ges mitverantwortlich war, und der Je¬ 
suit und weltweise Universalgelehrte, 
vor allem aber Scharlatan Anastha- 
sius Kircher, der die Wissenschaften 
mit Wundern und Erfindungen, Lügen 
und Betrug für die Macht der katho¬ 
lischen Kirche in Anspruch nimmt; 
heute wird er wegen der von ihm be¬ 
haupteten Wunder und unglaublichen 
Erscheinungen wieder aktuell und ge¬ 
fährlich. Wie das Machtstreben des 
Winterkönigs für den Krieg, so waren 
die Täuschungen und Behauptungen 
Kirchers, stabilisiert durch Folter, für 



Der Lothringer Zeichner Jacques Callot hielt die Schrecken des Dreißigjährigen 
Krieges fest. 


in der Schilderung eines Kriegslagers 
Gustav Adolfs von Schweden. Nichts 
Heroisches bleibt. Tyll Ulenspiegel, 
das ist Till Eulenspiegel, ist in allen 
Episoden zu finden, auch mit einigen 
seiner bekanntesten Eulenspiegelei¬ 
en wie dem Seiltanz oder dem spre¬ 
chenden Esel; aber aus dem Narren 
wird ein vernunftbegabter, unabhän¬ 
gig handelnder, teils rücksichtsloser 
Kommentator von Mord, Folter, Un¬ 
menschlichkeit und Massengemetzel. 

Till Eulenspiegel, ursprünglich ein 
fahrender Handwerksgeselle aus dem 
14. Jahrhundert, hat mit seiner mehr¬ 
schichtigen biografischen Herkunft 
unterschiedliche Auftritte zu verschie¬ 
dener Zeit gehabt - als ungebunde¬ 
ner Schelm gegen die Beschränkung 
frühbürgerlicher Enge über den flä¬ 
mischen Volkshelden bei Charles de 
Coster - den Kehlmann in Tylls Kind¬ 
heit ebenso nutzt wie Carlo Ginzburgs 
„Der Käse und die Würmer“ (1979) 
über einen Müller um 1600 - und 
Erich Kästners Nacherzählung bis 
zum Kampfflieger im Ersten Welt¬ 
krieg in Gerhart Hauptmanns Epos 
von 1927. Kehlmanns Tyll ist wiederum 
anders, er handelt im Dreißigjährigen 
Krieg als Tänzer und Komödiant, auch 
als Narr, der Zeit gewachsen durch 
seine brutale, manchmal fast bösartige 
Veranlagung, der Charakter des Dau¬ 
ernden begleitet ihn, zumal er sich für 
unsterblich erklärt und so lebt. 

Nicht über ihn ist zu lachen, son¬ 
dern er lacht über die missbrauchten 
Menschen, die auch seine Opfer sind. 
Das hat Ursachen: Der Roman be¬ 
ginnt zeitlos mit dem Satz „Der Krieg 
war bisher nicht zu uns gekommen.“ 
Um ihn fernzuhalten werden christli¬ 
che und heidnische Götter und Heili¬ 
ge beschworen, doch die Gebete sind 
vergeblich, nur Tyll kommt. Der Ort 
geht im Krieg unter, der dabei als 
Dreißigjähriger Krieg erkennbar ge¬ 
worden ist, aber gleichzeitig zum Ex¬ 
empel für Krieg wird. Krieg wieder¬ 
um ist Teil des „Chaos im Menschen¬ 
leben“, das Kehlmann schon 2005 als 
das Thema seiner Bücher und seines 
Lebens bezeichnete. 

Aus dem zu Beginn des Romans 
untergegangenen Ort stammt der viel¬ 
stimmige Erzähler, ein Wir, das sich 
nicht damit abfindet, „nicht zu sein“, 
denn „die Dinge der Lebenden sind 
uns nicht gleichgültig“. Aus dieser Hal¬ 
tung heraus wird erzählt. Es ist ein Ro¬ 
man über die Bestialität des Krieges, 


die Legitimation des Krieges verant¬ 
wortlich. 

Der Literatur- und Geschichtsin¬ 
teressierte findet Bekanntes aus dem 
literarischen Kanon, mit dem sich die¬ 
ser Roman in Beziehung setzt: Aus 
der heroischen Eröffnung von Rilkes 
„Die Weise von Liebe und Tod des 
Cornets Christoph Rilke“ „Reiten, rei¬ 
ten, reiten“ ist ein schmerzhafter Vor¬ 
gang geworden: „Sie ritten und ritten, 
und sie ritten und ritten immer noch“. 
An das Zitat aus Hölderlins Briefro¬ 
man „Hyperion“ „So kam ich unter 
die Deutschen“ erinnert die Überle¬ 
gung Kirchers, „wie viel Schmerzen es 
machte, unter Deutschen zu sein“ und 
bezieht sich auf deren unfreundliches 
Auftreten ihm gegenüber. In der trost¬ 
losen Einsamkeit, die dem Winterkö¬ 
nig bleibt, stellt der seinen letzten Be¬ 
gleitern, dem Koch und Tyll, die Fra¬ 
ge „Wohin gehen wir?“ und der Koch 
antwortet „Nach Hause“. Die Frage 
des Heinrich von Ofterdingen in No¬ 
valis 4 gleichnamigem Roman bringt 
ihm Ruhe und Sicherheit, in Hermann 
Hesses „Die Morgenlandfahrt“ wird 
diese Frage in der Zeit „nach dem gro¬ 
ßen Kriege“ wiederholt, für den Win¬ 
terkönig beginnt mit ihr sein Ende in 
Eis und Schnee. Das können Zufälle 
sein oder unbewusst verwendete Erin¬ 
nerungen des Autors, aber alle Bezüge 
betreffen den Krieg: Hyperion kommt 
aus einem Krieg, der ihn ernüchtert 
hat, der Cornet lebt ein heroisches 
Soldatenleben und den zugehörigen, 
letztlich sinnlosen Tod - Rilkes Text 
wurde zum Sinnbild des soldatischen 
„Heldentodes“ - und auch in „Tyll“ ist 
es ein Krieg, der alles Heldische ver¬ 
loren hat. Tyll hat nur sein Überleben 
im Sinn. 

Die Kriegsschilderungen beschrei¬ 
ben Töten und Gestank „nach Wun¬ 
den und Geschwüren, nach Schweiß 
und nach allen Krankheiten, welche 
die Menschheit kannte“. Die histori¬ 
schen Gestalten werden aller pseudo¬ 
historischen Würde entäußert; sie sind 
ebenso schmutzig und brutal wie der 
Krieg. Statt des Ideals des protestanti¬ 
schen Retters Gustav Adolf erscheint 
ein „kleiner feister Mann“, der streng 
roch, ein „Fettwanst mit den Speise¬ 
resten im Bart“. Seine Armee besteht 
aus ausländischen Landsknechten, die 
kämpfen, um zu gewinnen, von heh¬ 
ren Zielen ist keine Rede. Gescha¬ 
chert wird wie bei Sondierungsge¬ 
sprächen, nur nicht über Großes wie 


„Gott und die Sache des Glaubens 44 
sondern „Wenn ich sie (die Pfalz, 
R.B.) erobere, gehört sie mir“, ohne 
Rücksicht auf den sozialen Zustand. 
Den gesamten Sinn des Dreißigjähri¬ 
gen Krieges bringt Gustav Adolf auf 
zwei Sätze: „Du hast mit hohem Ein¬ 
satz gespielt, das ist gut, das mag ich. 
Dann hast du verloren, und nebenbei 
hast du diesen ganzen tollen Krieg 
ausgelöst.“ Das mutet in der geistigen 
Schlichtheit aktuell an, anwendbar 
auf die Gegenwart. Mit dem Maß der 
Aktualität steigt die Kriegsgefahr; ein 
Krieg aber bringt den Untergang, für 
die einfachen Menschen, für unbetei¬ 
ligte Völker, für Landstriche. 

Das entstandene Panorama des 
Krieges entstammt zwar einer konkre¬ 
ten historischen Situation, bietet aber 
das Muster für andere und warnt vor 
einem Krieg in der Gegenwart. Die¬ 
se Thematisierung ist ähnlich der in 
Werken Christoph Heins. Beide Au¬ 
toren haben in ihren zuletzt erschiene¬ 
nen Romanen Modelle von Zeiträu¬ 
men entworfen, Hein in „Trutz“ das 
20.Jahrhundert, in dem er am Ein¬ 
zelschicksal Prinzipien und Grund¬ 
sätzliches bildhaft werden lässt und 
ein Jahrhundert des Krieges und der 
anhaltenden Verbrechen analysiert. 
Kehlmanns Roman „Tyll 44 entwirft 
das Modell des Krieges, gewählt wur¬ 
de der Dreißigjährige, hinter dem sich 
der achtzigjährige Krieg der Nieder¬ 
lande mit Spanien verbirgt, vermittelt 
wird die Struktur eines Krieges. Hein 
und Kehlmann lehnen sich an Grim¬ 
melshausen an: Heins Name „Trutz“ 
verweist auf Grimmelshausens „Trutz 
Simplex“ (1670), die Biografie der 
„Landstörzerin Courasche“; dieser 
Roman Grimmelshausens hat Kehl¬ 
mann nach eigener Aussage „beein¬ 
flusst“. Eines dürfte zudem kein Zu¬ 
fall sein: Tyll schenkt der Königin von 
Böhmen, der Frau des Winterkönigs, 
„ein Bild ... Eine weiße Leinwand“. 
Wer ehrlich, klug und gut ist, sieht ver¬ 
meintlich Himmel, Schloss und Frau 
auf dem Bild, die anderen sehen nichts. 
Kaum einer am Hof des Winterkönigs 
entsprach den Vorgaben, aber keiner 
wollte zugeben, nichts zu sehen. So 
wird das Bild, das nicht vorhanden 
ist, zu einem Bild der Wahrheit, ähn¬ 
lich wie im Märchen „Des Kaisers 
neue Kleider“. Ein solches Bild ist be¬ 
reits in Christoph Heins Roman „Frau 
Paula Trousseau“ (2007) vorhanden. 
Paula will die unberührte Fläche, das 
Weiß malen als Utopie der Vollkom¬ 


menheit, die nicht zu erreichen ist, das 
Bild der „nicht gelebten Leben“ und 
der „verlorenen Möglichkeiten“, „eine 
Welt hinter der Welt“ (Hein). Ähnlich 
wirkt das Bild bei Kehlmann: Eine 
Vollkommenheit gibt es nicht, also ist 
nichts zu sehen, aber zu wünschen und 
zu erträumen. Die weißen Bilder der 
Autoren sind die mögliche Zukunft ei¬ 
ner Menschheit, nicht gestaltbar, aber 
zu erahnen. Die Unfähigkeit, Utopi¬ 
en zu denken, ermöglicht Kriege und 
historische Verbrechen bis in die Ge¬ 
genwart. 

Schließlich gibt der Roman jenen 
Lesern Raum, die eine Erkenntnis su¬ 
chen, denn er gehört zu jener Litera¬ 
tur, die um der in ihr aufgefangenen 
historischen Einsichten willen nicht 
nur Unterhaltungsbedürfnisse befrie¬ 
digen, sondern den denkenden Leser 
verlangen. 

Die Sprache des Romans ist va¬ 
riationsreich und weist die lakonisch 
nüchterne Beschreibung von Ge¬ 
walt und brutalen Vernichtungsorgi¬ 
en ebenso auf wie die fast hymnische 
Beschwörung eines erstrebenswerten 
Zustandes, der mit dem Krieg unver¬ 
einbar und Utopie ist, noch. 

Es ist auch ein Roman zum Jubiläum 
an den Dreißigjährigen Krieg, der vor 
400 Jahren begann. Nicht feiern will 
der Roman das Jubiläum, sondern vor 
Wiederholung warnen. 

Rüdiger Bernhardt 
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Friedenskampf im Mittelpunkt 

Parteivorstand der DKP tagte in Vorbereitung des Parteitages 


Am 27. und 28. Januar fand in Essen die 12. und letzte Tagung des Parteivorstan¬ 
des der DKP vor dem Parteitag im März statt. Das einleitende Referat des Vor¬ 
sitzenden Patrik Köbele stellte die Friedensarbeit der DKP in den Mittelpunkt. 


I n dem Referat (wir dokumentieren 
es auszugsweise auf dieser Seite) be¬ 
nannte er als Hauptansatz die Initiati¬ 
ve „Abrüsten statt aufrüsten“ und warb 
für deren Unterstützung. 

In der lebhaften Diskussion wurden 
unterschiedliche regionale Ansatzpunkte 
der Friedensbewegung und die Beiträge 
der DKP darin dargestellt. In Branden¬ 
burg wird die Kampagne gegen Truppen¬ 
transporte weitergeführt. In Schleswig- 
Holstein geht es um den Transport mi¬ 
litärischer und Rüstungsgüter, um den 
Fliegerhorst Jagel und um die Vorberei¬ 
tung auf die Kieler Woche. Die hessische 
Bezirksorganisation der DKP bereitet 
sich stärker als in der Vergangenheit auf 
den Hessentag vor. In den Bundeslän¬ 
dern werden die Ostermärsche vorbe¬ 
reitet. Dass auch kleine lokale Friedens¬ 
bündnisse in einer Kleinstadt das Infor¬ 
mationsmonopol erkämpfen können, 
wurde am Beispiel der Friedensfreunde 


Dülmen deutlich. Mehrere Diskussions- 
rednerinnen und -redner betonten die 
Notwendigkeit für die Argumentation 
der Kommunisten, den Zusammenhang 
zwischen Aufrüstung und Sozialabbau 
herzustellen. 

Einhellig wurde der Einmarsch des 
türkischen Militärs in Syrien verurteilt. 
Dabei wurde der Versuch, Russland eine 
Mitschuld für die neuerliche Eskalation 
zu geben zurück gewiesen. Die Rolle 
Russlands war es, die territoriale Inte¬ 
grität Syriens zu erhalten. Dem entge¬ 
gengesetzt sei die anhaltende Stoßrich¬ 
tung des Imperialismus für die Destabi¬ 
lisierung der Region. Frieden für Syrien 
könne nur erreicht werden, so der Tenor, 
wenn die territoriale und staatliche Inte¬ 
grität Syriens gewahrt und ein friedliches 
und selbstbestimmtes Zusammenleben 
aller Volks- und Religionsgruppen garan¬ 
tiert werde. Dies erfordere den soforti¬ 
gen Abzug aller sich völkerrechtswidrig 


in Syrien befindlichen Einheiten, insbe¬ 
sondere der der Türkei und der USA 
samt ihrer Verbündeten. Deutsche Sol¬ 
daten und Waffen müssen sofort aus der 
Region abgezogen werden. Das Sekreta¬ 
riat wurde beauftragt, eine entsprechen¬ 
de Erklärung zu verfassen. 

Die eintreffende Information, dass 
in der laufenden Tarifrunde der IG Me¬ 
tall die Verhandlungen abgebrochen 
worden sind und die Streikvorbereitun¬ 
gen anlaufen, wurde erfreut zur Kennt¬ 
nis genommen In diesem Bereich täti¬ 
ge Genossen berichteten von der guten 
Stimmung und Kampfbereitschaft der 
Kolleginnen und Kollegen, die sich in 
Warnstreiks der vergangenen Tage ge¬ 
zeigt habe. 

In Zusammenhang mit der partei¬ 
internen Auseinandersetzung in der 
DKP wurde ein Gespräch von Mitglie¬ 
dern des Sekretariats und Vertretern 
des „Netzwerks kommunistischer Poli¬ 
tik“ am 17. Februar vereinbart und die 
Gesprächsziele formuliert. 

Mit der Verabschiedung des ausge¬ 
glichenen Finanzrahmenplans der DKP 


für das Jahr 2018 wurde der Samstag ab¬ 
geschlossen. 

Am Sonntag wurde nach einer ent¬ 
sprechenden Diskussion ein Personal¬ 
vorschlag für den neuen Parteivorstand 
an den Parteitag der DKP beschlossen. 
Der neue Parteivorstand soll 32 Mitglie¬ 
der umfassen, davon mindestens 37 Pro¬ 
zent Frauenanteil. Patrik Köbele, Wera 
Richter und Hans-Peter Brenner sollen 
als Vorsitzender bzw. Stellvertreter die 
Partei auch weiterhin repräsentieren. 

Mit der Präsentation des neuen Vi¬ 
deoclips zum 20. UZ-Pressefest, das vom 
7. bis 9. September in Dortmund stattfin¬ 
den soll, wurde der letzte Tagesordnungs¬ 
punkt eingeleitet. Wera Richter berichte¬ 
te von einer gut besuchten Beratung mit 
den Bezirken am Rande des Luxemburg- 
Liebknecht-Wochenendes in Berlin. Die 
meisten Bezirke sind in die Planung ihrer 
Beiträge eingestiegen und guter Dinge, 
ein tolles Fest auf die Beine zu stellen. 
Die Nordlichter werden mit ihrer Kog¬ 
ge kommen, die Bezirke Hessen und 
Baden-Württemberg denken über den 
Aufbau eines alternativen Krankenhau¬ 


Im Widerspruch zur Kriegspolitik 

Aus der Rede des DKP-Vorsitzenden Patrik Köbele auf der 12. PV-Tagung 


Bezüglich der Hochrüstungspläne halten 
sich die Sondierer zwischen CDU, CSU 
und SPD relativ bedeckt. Das führte 
direkt zu einem Aufschrei des Bundes¬ 
wehrverbands und des Wehrbe auf frag¬ 
ten, der aus der SPD kommt. Der Auf¬ 
schrei dürfte Theaterdonner gewesen 
sein, denn die Kürze der Aussagen be¬ 
deutet mit Sicherheit nicht, dass Hoch¬ 
rüstungspläne zurückgenommen werden, 
sondern eher, dass man sich in dieser Fra¬ 
ge ohnehin einig ist. 

Im Vorfeld hatte es aus der CSU getönt, 
dass der Rüstungshaushalt auf 2 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts angehoben 
werden soll, wie es auch Beschlusslage 
der NATO ist. Der SPD-Wehrbeauftrag¬ 
te hatte prompt die Rolle der Sozialde¬ 
mokratie gespielt und eine Erhöhung 
auf nur 1,5 Prozent vorgeschlagen. Bei¬ 
des würde eine drastische Erhöhung des 
Rüstungsetats bedeuten. 

Offiziell wird das BIP für die BRD im 
Jahr 2016 mit 3,47 Billionen US-Dollar 
angegeben, das entspricht 2,84 Billionen 
Euro, ein Rüstungshaushalt von 2 Pro¬ 
zent entspräche also 56 Milliarden Euro, 
ein Rüstungshaushalt von 1,5 Prozent 
entspräche 42,6 Milliarden Euro. Der 
offiziell ausgewiesene Rüstungshaushalt 
liegt bei 36 Milliarden Euro, das ent¬ 
spricht etwas mehr als 1,2 Prozent des 
BIP. 

Es ist deshalb mit Sicherheit davon 
auszugehen, dass bei den derzeitigen 
Kräfteverhältnissen unabhängig von 
derzeit möglichen Regierungskonstel¬ 
lationen eine gewaltige Hochrüstung 
droht. Das ergibt sich auch daraus, dass 
der deutsche Imperialismus eine Dreier¬ 
strategie fährt: 

Man setzt auf die NATO und akzep¬ 
tiert dort die Dominanz des US-Imperi- 
alismus. Gleichzeitig orientiert man auf 
den Aufbau und die Stärkung militäri¬ 
scher Strukturen im Rahmen der EU. 
Zuletzt sei hier auf die Ende vergange¬ 
nen Jahres geschlossenen PESCO-Ver- 
träge verwiesen. Drittens entwickelt man 
die eigene militärische Stärke und milita¬ 
risiert die deutsche Gesellschaft. 

Die NATO ist für den deutschen Im¬ 
perialismus derzeit und auf längere Sicht 
unverzichtbar. Die NATO ist das Instru¬ 
ment, mit dem die gemeinsame Strate¬ 
gie der Imperialisten, die Umzingelung 
Russlands und der VR China, umgesetzt 
wird. Die NATO ist der Platz, auf dem 
die innerimperialistischen Konflikte „zi¬ 
vilisiert“ ausgetragen werden. Dafür ist 
die Vorherrschaft des US-Imperialismus 
zu akzeptieren, die sich auch aus der ge¬ 
waltigen Überlegenheit der Rüstungs¬ 
ausgaben ergibt. Der Rüstungshaushalt 
der USA lag 2016 bei 611 Milliarden US- 
Dollar, das entspricht knapp 500 Milli¬ 
arden Euro. 


Konflikte, auch innerimperialistische, 
können aus militärischen, ökonomischen, 
politischen und ideologischen Optionen 
bestehen bzw. stellen sich in der Regel 
als ein Gemenge der vorgenannten Op¬ 
tionen dar. Das erleben wir gerade auch 
in Davos und wir erleben auch, wie dy¬ 
namisch die Bildung von Koalitionen, 
das Aufbrechen neuer Widersprüche in 
der Tat ist. 

Nimmt man alle NATO-Staaten zu¬ 
sammen, so haben sie nach offiziellen 
Angaben gemeinsam Rüstungsausgaben 
in einer Größenordnung von 921 Milli¬ 
arden US-Dollar, die USA also deutlich 
mehr als die Hälfte. Damit wird aber 
auch die Gefährlichkeit der NATO deut¬ 
lich. Die VR China gibt 215,7 Milliarden 
US-Dollar für Rüstung, die Russische 
Föderation 69,2 Milliarden US-Dollar 
aus. Zusammen sind das 31 Prozent des 
Rüstungshaushalts der NATO-Staaten 
und knapp 43 Prozent des Rüstungshaus¬ 
halts der USA. 

Natürlich setzt der deutsche Impe¬ 
rialismus seinen Kurs fort, eigenständig 
eine größere Bedeutung zu spielen - 
auch in Konkurrenz zum US-Imperia- 
lismus. Dazu gehört auch das „Lernen“ 
im Rahmen der NATO und das „Ler¬ 
nen“ militärischer Fähigkeiten im Rah¬ 
men von Auslandseinsätzen. Ein neuer 
Schwerpunkt ist hier eindeutig Afrika. 
In Afrika geht es um das gemeinsame 
Interesse, den Einfluss der VR China 
zurückzudrängen, es geht um die ei¬ 
gene neokoloniale Verankerung auf 
diesem Kontinent, den der US-Impe- 
rialismus derzeit noch relativ frei lässt 
und es geht um einen Wettlauf mit dem 
Partner und Konkurrenten in Europa, 
dem französischen Imperialismus. Die¬ 
se Afrikaorientierung und die Orien¬ 
tierung auf Partnerschaft und Konkur¬ 
renz mit Frankreich, auch was die Wei¬ 
terentwicklung der EU angeht, findet 
sich sehr deutlich in den Ergebnissen 
der Sondierungsgespräche formuliert. 
Im Konkurrenzkampf mit Frankreich 
ist der deutsche Imperialismus ökono¬ 
misch überlegen, das führt auch zu ei¬ 
ner Dominanz innerhalb der EU. Er hat 
allerdings ein Problem, der Rüstungs¬ 
haushalt Frankreichs ist wesentlich 
höher, er lag 2016 bei 45,7 Milliarden 
Euro, und Frankreich hat Atomwaffen. 
Wir sollten deshalb nicht unterschätzen, 
dass die Unkalkulierbarkeit von Trump 
ausgenutzt wird, um die atomare Auf¬ 
rüstung Deutschlands in die Diskussion 
zu bringen. Einzelne Vordenker gehen 
davon aus, dass die nukleare Teilhabe, 
also die Nutzung von hier stationierten 
US-Atomwaffen, deren Einsatz aller¬ 
dings nur auf Anordnung der USA er¬ 
folgen kann, perspektivisch nicht aus¬ 
reicht. 


Deshalb ist diese nukleare Teilha¬ 
be, also an den in Büchel stationierten 
Atomwaffen, an sich zu bekämpfen, weil 
sie die Kriegsgefahr erhöht. Sie „nor¬ 
malisiert“ aber auch die Existenz von 
Atomwaffen auf deutschem Boden, die 
wesentliche Teile des führenden militä¬ 
risch-industriellen Komplexes in Pers¬ 
pektive auch im eigenen Waffenarsenal 
des deutschen Imperialismus für nötig 
halten. Darum wollen wir auch dieses 
Jahr wieder einen Beitrag zu den Akti¬ 
vitäten der Friedensbewegung in Büchel 
und Ramstein leisten. Wir wollen Büchel 
wieder dichtmachen. Dieses Jahr müssen 
wir auch deswegen besser mobilisieren, 
weil wir davon ausgehen müssen, dass 
die Staatsorgane besser darauf vorbe¬ 
reitet sein werden. 

Unser Büchel-Termin ist in diesem 
Jahr der 18. bis 22. Juli. Wir bedanken 
uns schon mal beim Bezirksvorstand 
und den Genossinnen und Genossen in 
Rheinland-Pfalz, die die Vorbereitung 
übernommen haben, und wir werden so 
bald wie möglich die Info an die Partei 
geben, wann es besonders wichtig ist da 
zu sein. 

Sicherlich spielt in diesem Zusam¬ 
menhang auch Pesco eine Rolle, wenn 
auch die Nichtbeteiligung von Groß¬ 
britannien durch den EU-Austritt eine 
Schwächung der EU-Potenzen an Atom¬ 
waffen darstellt. Militärisch bleibt oh¬ 
nehin abzuwarten, welche Rolle das 
NATO-Land Großbritannien spielen 
wird - realistisch könnte ein engeres 
Zusammenspiel mit den USA die Per¬ 
spektive sein. 

Beim 21. Parteitag haben wir festge¬ 
stellt, dass wir auf eine steigende Aggres¬ 
sivität des deutschen Imperialismus nach 
innen und außen zusteuern. 

Zu dieser Aggressivität gehört auch 
der Kampf der deutschen Rüstungsin¬ 
dustrie um Marktanteile und um Rüs¬ 
tungsexport. Hier konnte die etwas 
überraschte Öffentlichkeit nun fest¬ 
stellen, dass eine Koalition aus CDU 
und SPD dem Rüstungsexport sogar 
förderlicher sein kann als eine CDU/ 
FDP-Regierung. In der Zeit der letz¬ 
ten Bundesregierung von 2014 bis 2017 
lag der Rüstungsexport nach Angaben 
der „Rheinischen Post“ bei 25,1 Milli¬ 
arden Euro und damit um 21 Prozent 
über den Zahlen der vorhergehenden 
CDU/FDP-Regierung. Die Lieferungen 
in Drittstaaten, außerhalb von EU und 
NATO, nahmen sogar um 47 Prozent 
auf 14,48 Milliarden Euro zu. Vor al¬ 
lem die Sozialdemokratie argumentiert 
nun, dass viele Geschäfte bereits unter 
Schwarz-Gelb beschlossen und unter 
SPD/Schwarz nur ausgeführt worden 
wären. Selbst, wenn das stimmt, besser 
ist das auch nicht. 


Wer hat ein Interesse an dieser Hoch¬ 
rüstungspolitik, an der NATO-Integrati- 
on, an der Militarisierung der EU unter 
deutscher Führung, an der Entwicklung 
neuer Waffentechnologien? 

Interesse daran hat der militärisch-in¬ 
dustrielle Komplex, also die Bündelung 
aus Rüstungsindustrie, Militär, die mili- 
tär- und rüstungsindustrienahe Politik, 
Forschung und die Träger militärnaher 
öffentlicher Infrastruktur - sie leben ja 
davon. 

Interesse daran hat das Monopolka¬ 
pital, weil seine Interessen aufs Engs¬ 
te verbunden sind mit der Stärke des 
deutschen Imperialismus, und dazu ge¬ 
hört die militärische Stärke und dafür 
auch die NATO-Integration. Hier kann 
es zwar mal Risse geben - als Beispiel 
sei Siemens-Chef Kaesers kurzfristiges 
Ausreißen in der Russland-Politik ge¬ 
nannt -, es ist aber Aufgabe des Staates 
als ideeller Gesamtkapitalist, diese Ris¬ 
se zu kitten, und natürlich erkennt Mo¬ 
nopolkapital dann den vereinheitlich¬ 
ten Willen der herrschenden Klasse als 
„Primat der Politik“ wieder an. Mehr als 
kurzfristige Risse sind im Monopolka¬ 
pital nicht zu erwarten. Die muss man 
nutzen, ohne sich Illusionen zu machen. 
Die Interessen von militärisch-indus¬ 
triellem Komplex und Monopolkapital 
an dieser kriegstreibenden Politik kann 
man durchaus als objektive Interessen 
bezeichnen. 

Andere Teile der Bevölkerung haben 
objektiv kein Interesse an solch einer 
kriegstreiberischen Politik. Ihnen wird 
aber vorgegaukelt, dass diese Politik in 
ihrem Interesse läge, sie sollen also sub¬ 
jektiv gewonnen werden bzw. werden es. 

Das ist natürlich zuvorderst die Ar¬ 
beiterklasse, deren Klasseninteressen in 
völligem Widerspruch zu dieser Kriegs¬ 
politik stehen. Für sie gibt es Standortlo¬ 
gik, Nationalismus, Chauvinismus, Spal¬ 
tung, Bundeswehrwerbung, Bundeswehr 
als Weg aus Arbeitslosigkeit und Per¬ 
spektivangst, die Medien, AfD bis Grü¬ 
ne und Teile der Linken, die den deut¬ 
schen Imperialismus verharmlosen oder 
Aspekte, wie NATO-Mitgliedschaft oder 
Komplizenschaft mit den Herrschenden 
in Israel zur Staatsräson zu erklären. 

Aber nicht nur die Arbeiterklasse hat 
objektiv kein Interesse an dieser Kriegs¬ 
politik. Auch die Intelligenz, die Bauern, 
die Mittelschichten, kleine Gewerbetrei¬ 
bende stehen objektiv in einem Interes¬ 
senwiderspruch dazu. Natürlich wirken 
auch auf sie die vorgenannten Faktoren 
der Beeinflussung und zusätzlich sind sie 
in unterschiedlichem Maße mit Mono¬ 
polkapital und militärisch-industriellem 
Komplex verbunden. 

Trotzdem sind sie für den Friedens¬ 
kampf gewinnbar. Sie zu gewinnen muss 


ses nach, die ostdeutschen Bundeslän¬ 
der und Berlin bereiten den Leninplatz 
am See vor. Natürlich wird es den Ro¬ 
ten Marktplatz NRW mit der Perle am 
Borsigplatz geben. Die Genossinnen und 
Genossen aus Süd- und Nordbayern neh¬ 
men sich des Cafe K an und Rheinland- 
Pfalz berät über ein Filmzelt. Der Par¬ 
teivorstand beriet über das politische 
Programm im Jubiläumsjahr: 50 Jahre 
DKP und SDAJ, 100 Jahre KPD und No¬ 
vemberrevolution, 200 Jahre Karl Marx 
geben Stoff für spannende Programm¬ 
punkte. Der Friedenskampf, das Ringen 
um demokratische Rechte und gegen die 
Rechtsentwicklung sollen ebenso ihren 
Platz im Programm haben wie gewerk¬ 
schaftliche und betriebliche Kämpfe. 

Tütenweise gingen die Soli-Buttons 
für 5 und 10 Euro und die roten Spen¬ 
denfäuste zur Finanzierung des Festes 
an die Bezirke. 40 000 Euro bis zum 22. 
Parteitag sind die Voraussetzung für den 
noch zu fassenden Beschluss. Bei einem 
Stand von knapp 30 000 Euro ist das zu 
schaffen. Ein Klacks ist es nicht. 

Werner Sarbok 


zentrales Anliegen der Bündnispoli¬ 
tik der Arbeiterklasse sein. Erst durch 
dieses Bündnis ist ein Kräfteverhältnis 
vorstellbar, das eine Minderung der Ag¬ 
gressivität des deutschen Imperialismus 
erzwingen kann. 

Solch eine Bündnispolitik der Arbei¬ 
terklasse kann umso besser gelingen, je 
mehr die Arbeiterklasse Einigkeit, da¬ 
durch Stärke, dafür Aktionsfähigkeit 
ausstrahlt. Deswegen wird diese Bünd¬ 
nispolitik in dem Maße realistischer, je 
besser es um die Aktionseinheit der Ar¬ 
beiterklasse steht. 

Dabei dürfen wir natürlich an Ak¬ 
tionseinheitspolitik, also die Bündnis¬ 
politik im Rahmen der Klasse und die 
Bündnispolitik mit anderen Klassen und 
Schichten, weder schematisch noch seri¬ 
ell rangehen. Unsere Aufgabe ist es, um 
beides zu ringen und dabei ein Höchst¬ 
maß an Dialektik in der Praxis umzu¬ 
setzen. Eine Schlüsselrolle kommt da¬ 
bei der Arbeit in den Gewerkschaften 
zu. Sie sind die größte Organisation der 
Interessenvertretung im Maßstab der 
Klasse und sie sind der Ort, an dem ge¬ 
rade in der Friedensfrage die Politisie¬ 
rung der Interessenvertretung stattfin¬ 
den kann. 

Wir müssen dabei die Erinnerung 
an die 80er Jahre des vergangenen Jahr¬ 
hunderts wachhalten. Damals gelang die 
Zusammenführung von Arbeiter- und 
Friedensbewegung, konkreter, die Zu¬ 
sammenführung des Kampfes gegen die 
Stationierung der US-Mittelstreckenra¬ 
keten mit dem Kampf um die 35-Stun- 
den-Woche bei vollem Lohnausgleich. 
Das war eine Situation, in der die Arbei¬ 
terbewegung Ansätze einer Magnetwir¬ 
kung auf andere Klassen und Schichten 
entwickeln konnte. Es war eine Zeit, in 
der eine Wende zu einer Politik des Frie¬ 
dens, des demokratischen und sozialen 
Fortschritts in greifbare Nähe rückte. 

Letzteres hatte natürlich auch mit 
der Stärke des realen Sozialismus zu tun. 
Aber die damals genutzten nationalen 
Bündnismöglichkeiten sind doch heute 
auch da. Und auf sie müssen wir orientie¬ 
ren. Dabei werden wir oft auf Falsches im 
Richtigen stoßen. Gerade die Intelligenz, 
die Mittelschichten, die Bauern, Klein¬ 
gewerbetreibenden, aber auch Teile der 
Arbeiterklasse oder ausgegrenzte Tei¬ 
le der Arbeiterklasse haben in solchen 
Zeiten neben Richtigem auch Chaos im 
Kopf. Dabei dürfen wir uns mit dem Fal¬ 
schen im Richtigen nicht abfinden oder 
arrangieren, wir wissen aber auch, dass 
man Falsches nicht immer zurückdrängt, 
wenn man erstmal am härtesten dagegen 
koffert. Uns nützt da weder Prinzipien¬ 
losigkeit, aber auch keine Prinzipienfes¬ 
tigkeit ohne Fingerspitzen, mit Dogma, 
aber ohne Überzeugungskraft. 
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Kleine Zeitung - große Wirkung 
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Öffentlichkeitsarbeit ist wichtig. Wer wieder eine Klein-Zeitung machen wil 
dem kann man helfen. Anfragen an info@dkp-mw.de 


Informationen der 

Deutschen Kommunistischen Partei 

Mörfelden 


Nr. 1 • November 1969 



Liebe Leser 

Zum ersten Mal halten Sie heute eine 
Ortszeitung der Deutschen Kommu¬ 
nistischen Partei in den Händen. Bitte, 
werfen Sie sie nicht gleich in den Pa¬ 
pierkorb. Sicher werden Sie das eine 
oder andere Problem anders sehen — 
dann aber kann man darüber diskutie¬ 
ren. 

Ortszeitungen der Mörfelder Kommu¬ 
nisten haben Tradition. Vor 1933 und 
nach 1945 erschien das „Mörfelder 
Echo", abgezogen auf einem Verviel¬ 
fältigungsapparat. Jetzt haben wir es 
etwas leichter. Wir haben mehr Druck¬ 
fachleute in unseren Reihen und eine 
eigene Druckmaschine, die wir im Ge¬ 
rümpel eines alten Kellers fanden und 
in vielen Freizeitstunden reparierten. 
So müssen wir für die Zeitung nur die 
Papierkosten aufbringen. 

Warum machen wir uns aber diese Ar¬ 
beit? Einmal deswegen, weil die Mei¬ 
nung der Kommunisten bei uns kaum 
Aufnahme in den Publikationsorganen 
findet. Wir meinen aber, es ist gut. 
wenn man Gelegenheit hat, die große 
und die kleine Politik von verschiede¬ 
nen Seiten zu betrachten. Wir werden 


in diesen Informationen unsere Mei¬ 
nung sagen, aber auch andere zu Wort 
kommen lassen. 

Kommunale Probleme werden natür¬ 
lich Vorrang haben. Unsere Freunde, 
die beiden Stadtverordneten der SDO, 
Heinz Hechler und Artur Siegel, wer¬ 
den in jeder Ausgabe zu solchen Fra¬ 
gen Stellung beziehen. Damit wollen 
wir einen besseren Kontakt zu den 
Bürgern unserer Stadt auch zwischen 
den Wahlen erreichen. 

Sollte Sie irgendwo der Schuh 
drücken, dann schreiben Sie uns. Soll¬ 
ten Sie irgendein Problem haben — un¬ 
sere beiden Stadtverordneten stehen 
Ihnen gern zur Verfügung. 

Und noch etwas: schon in dieser Aus¬ 
gabe sind Artikel von Mörfelder Bür¬ 
gern abgedruckt, die nicht der DKP 
angehören. So wollen wir's auch in der 
Zukunft halten. 

Jeder kann mitarbeiten! 

Mit freundlichen Grüßen 

Deutsche Kommunistische Partei 
Mörfelden 


A m 26. September 1968 - es war 
ein Donnerstag - gab es den ers¬ 
ten Schritt an die Öffentlichkeit. 
Im Frankfurter Restaurant „Kanne“ 
stellten Kurt Bachmann, Kurt Erlebach, 
Sepp Mayer, Ludwig Müller und Georg 
Polikeit die neue Partei DKP vor. 

Am Sonntag, 29. September 1968 - 
drei Tage später - gründeten wir in ei¬ 
ner Mörfelder Gaststätte einen Orts¬ 
ausschuss der DKP. Ein wichtiger Neu¬ 
beginn. Bis dahin gab es bei uns nur auf 
Wachsmatritzen geschriebene und in 
einem Kohlenkeller gedruckte Blätter 
der illegalen KPD. 

Als wir im Novem¬ 


Leserinnen und Leser bekommen da¬ 
bei einen Einblick in die Stadtgeschich¬ 
te. Es ist eine Geschichte von links, die 
auch für Neubürger interessant ist. 

Der „blickpunkt“ - die Zeitung der 
DKP für Mörfelden-Walldorf - ver¬ 
steht sich als außerparlamentarische 
Begleitung der DKP/LL-Fraktion im 
Stadtparlament unserer Stadt mit un¬ 
seren heute sieben Mandatsträgern, 
die zum Teil parteilos, sich bemühen 
als Kommunisten aufzutreten. 

Unsere Zeitung kommt in fast je¬ 
des Haus. Wir drucken regelmäßig acht 


Seiten DIN A 4 und monatlich 15 500 
Exemplare. 

Finanziert wird die Zeitung im We¬ 
sentlichen durch unsere Mandatsträger, 
die ihre Sitzungsgelder dafür zur Verfü¬ 
gung stellen. Wir erhalten aber zuneh¬ 
mend und sehr oft Spenden von interes¬ 
sierten Leserinnen und Lesern. 

Von Fall zu Fall sagen es auch 
die politischen Konkurrenten: Der 
„blickpunkt“,, ist die kleine Zeitung 
mit großer Wirkung! Oder wie es der 
ehemalige Bürgermeister B. Brehl aus¬ 
drückte: Der „blickpunkt“ ist eine In¬ 
stitution in unserer Stadt. Gefreut hat 
uns kürzlich die Aussage einer Frau: 
„Der ,blickpunkt’ ist schon eine Kult¬ 
zeitung.“ 

Routine und lange Erfahrung 

Wer die einzelnen Ausgaben am Bild¬ 
schirm durchblättert, der merkt, wie 
sich die Technik rasant entwickelt hat. 
Früher am Leuchttisch gebastelt - heu¬ 
te schneller, aktueller und genauer am 
Computer. 

Im Stadtteil Mörfelden wurde die 
„blickpunkt“-Idee geboren - aber auch 
im Stadtteil Walldorf wurden bis zum 
Januar 1990,175 eigene Ausgaben her¬ 
ausgegeben. Es gab in den Jahren we¬ 
nige Layoutänderungen - am Inhalt hat 
sich nichts geändert. 

Mit der Zeitung bereiten wir die 
Stadtverordnetensitzungen vor und 
bearbeiten sie nach. Ganz wichtig: Wir 
stellen jede Ausgabe in Mörfelden und 
Walldorf an einem Infostand vor. Die 
Gespräche mit den Menschen sind 
nicht zu ersetzen. 

Eigentlich eine Erfolgsgeschichte. 
Im Zeitungskopf steht: Zeitung der 
DKP. Aber er ist schon im¬ 
mer mehr als eine Partei¬ 


rinnen und Austräger, von denen man¬ 
che parteilos oder bei der Partei „Die 
Linke“ sind. 


Freitag, 2. Februar 2018 


Unsere Öffentlichkeitsarbeit 
zeichnet allerdings kein realistisches 
Bild unserer Organisation. Auch wir 


ber 1969 zum ersten Mal 
den „blickpunkt“ her¬ 
ausbrachten betraten wir 
Neuland. Auf den ers¬ 
ten 12 Seiten (noch DIN 
A5) brachten wir Berich¬ 
te über den Ärztemangel 
und das US-Munitionsde- 
pot in unserem Wald. Wir 
forderten ein Jugendzen¬ 
trum und berichteten über 
ein Bürgerkomitee gegen 
neue Nazis. 

Das Prinzip - die „gro¬ 
ße“ und die „kleine“ Politik 
zu behandeln - haben wir 
durchgehalten. Heute ist 
gerade die Februar-Ausga¬ 
be vor der Fertigstellung - 
Nummer 566. 

Der „blickpunkt“ 
gehört zur Stadt 

Auf unserer Webseite (dkp- 
mw.de) kann man alle Aus¬ 
gaben seit 1969 lesen. Die 


Ortsausschuß Mörfelden der Deutschen 
Kommunistischen Partei gegründet 

Am 29. September 1968 wurde in Mörfelden 
von 21 Versammelten ein Ausschuß für die 
Neukonstituierung der „Deutschen Kommu¬ 
nistischen Partei“ gebildet. Damit erhalten 
erstmals nach 12 Jahren Mörfelder Bürger mit 
kommunistischer Weltanschaung ein legales 
politisches Betätigungsfeld. 

Der Ortsausschuß Mörfelden der DKP ruft alle 
Sozialisten und Marxisten auf, sich in dieser 
Partei zusammenzuschließen. Wir werden es in 
diesem Staat nicht leicht haben. Aber es ist ge¬ 
rade jetzt notwendig, gemeinsam mit den Ge¬ 
werkschaften und den Sozialdemokraten, mit 
Liberalen und Christen der Immer stärker wer¬ 
denden Rechtsentwicklung entgegenzuwirken. 
Die NPD darf nicht durchkommen. Es darf kein 
zweites 1933 geben! 

Ausschuß für die Neukonstituierung einer 
Deutschen Kommunistischen Partei Mörfelden, 
i. A. Rudi Hechler. 

Auskünfte erteilt: Rudi Hechler. 6082 Mörfel-J 
den, Hochstraße » 

7 /96J 


zeitung. 

Im „blickpunkt“ kann 
man vieles nachlesen, was 
in unserer Stadt und ihren 
Stadtteilen in den letzten 
vierzig Jahren passiert ist. 
Und dazu vieles, was die 
Geschichte der Stadt und 
ihre Arbeitertraditionen 
betrifft. Stadtgeschichte 
eben. Ich will vor allem 
auch auf die letzte Sei¬ 
te hinweisen. Hier gibt es 
seit vielen Jahren das Foto 
„Stadtgeschichte“ und eine 
Beschreibung, die intensiv 
gelesen und besprochen 
wird und die uns mit vie¬ 
len Leserinnen und Lesern 
verknüpft. 

Aber was wäre die Zei¬ 
tung ohne die, die organi¬ 
sieren, den Versand erle¬ 
digen, die Zeitung zu den 
Austrägern fahren, und na¬ 
türlich ohne die Austräge- 


Publikationen helfen 
uns auch selbst 

Wenn wir heute unsere Artikel in alten 
„blickpunkt“-Ausgaben lesen, merken 
wir: wir haben wenig geschrieben, was 
wir heute korrigieren müssten. Selbst 
die „schwierigen“ Zeiten 1989/90 konn¬ 
ten wir gut bewältigen, 

Immer noch gut zu lesen unsere Be¬ 
gleitung der Startbahn/West-Auseinan¬ 
dersetzungen und unser Einsatz in der 
Friedensbewegung. Bemerkenswert un¬ 
sere Begleitung über viele Monate bei 
Erhöhungen der Grundsteuer B oder 
der Einführung von Straßenbeiträgen. 

Ganz wichtig: Mit der monatlichen 
Herausgabe der Zeitung und unserer 
anderen Publikationen (www.dkp-mw. 
de/publikationen) helfen wir uns auch 
selbst. Wir lernen richtig zu schreiben. 
Wir helfen, damit Faschismus nicht ver¬ 
gessen wird, dass antikapitalistische 
Gedanken sich vermehren. 

15 500 Monatsauflage! Unser mo¬ 
natlicher Beweis: Hier gibt es die DKP. 


in Mörfelden-Walldorf haben unsere 
großen Organisations- und Überalte¬ 
rungsprobleme. Aber immerhin steht 
fast jeden Tag der Name DKP/LL in 
den „bürgerlichen“ Zeitungen die hier 
erscheinen. 

Natürlich: Wir müssen auf der 
Grundlage unseres Programms eine 
politische Alternative entwickeln, die 
mehrheitsfähig wird in der Bevölke¬ 
rung. Aber daran müssen wir alle ar¬ 
beiten. Das heißt vor allem auch, alle 
in unserer Partei mitzunehmen. 

Hauptinhalte greifen wir ständig 
auf: die Forderungen nach Frieden, so¬ 
zialer Sicherheit, Umweltschutz, mehr 
Demokratie, Antifaschismus, Bildung, 
Kultur. Verengungen und Sektierertum 
dürfen nicht sein. (Bei einer Zeitung 
die sich an die „Leute vor Ort“ wendet, 
wäre das sowie so nicht zu machen.) 

So wollen wir jedenfalls weiter auf- 
treten. Wir haben dazu eine Verpflich¬ 
tung. In unserem Zeitungstitel steht: 
Zeitung der DKP Mörfelden-Walldorf. 

Rudi Hechler 


Wem gehört die Stadt? 

Diskussion über Privatisierung und Bürgerentscheide in Leipzig 


Es ist selten geworden in Deutschland, 
dass eine Massenbewegung politische 
Entscheidungen beeinflusst und ihre 
Interessen durchsetzt. Zu den wenigen 
Beispielen und dem in Leipzig einzi¬ 
gen erfolgreichen gehört ein Bürger¬ 
entscheid, der am 27. Januar 2008 mit 
87 Prozent Zustimmung den Verkauf 
kommunalen Eigentums verhinder¬ 
te. Daran erinnerte am vergangenen 
Samstag eine Tagung, die von der Anti- 
Privatisierungs-Initiative Leipzig (AP¬ 
RIL) durchgeführt wurde. 

Vorausgegangen war 2006 ein Be¬ 
schluss des Stadtrates, mit dem auf Vor¬ 
schlag von Oberbürgermeister Burk¬ 
hard Jung Schulden der Stadt durch 
Betriebsverkäufe abgebaut werden 
sollten - eine spätere Offerte bot 520 
Millionen Euro. Umso erstaunlicher 
war es, dass sich im Sommer 2007 eine 
Initiative gründete, die bis November 
42 000 Unterschriften zur Durchfüh¬ 
rung eines Bürgerbegehrens sammeln 


konnte. Die Entscheidung, die darauf 
von mehr als 130 000 Leipziger getrof¬ 
fen wurde, verhinderte den Verkauf. 

Ein Lehrstück parlamentarischer 
Demokratie? Wie man‘s nimmt. Drei 
Jahre lang kann ein erfolgreicher Bür¬ 
gerentscheid, laut Gemeindeordnung, 
nicht durch einen Stadtratsbeschluss 
geändert werden. Das war 2011: Der 
Stadtrat bekannte sich zwar zur Gül¬ 
tigkeit des Beschlusses, verkaufte aber 
zwei kleine Teilfirmen der kommuna¬ 
len Betriebe. Eine erneute Initiative, 
mit der 2013 durch einen Bürgerent¬ 
scheid die Privatisierung kommunalen 
Eigentums an eine Zweidrittelmehr¬ 
heit gebunden werden sollte („Priva¬ 
tisierungsbremse“), konnte zwar auch 
die erforderlichen Unterschriften sam¬ 
meln, wurde aber vom Stadtrat abge¬ 
lehnt, weil sein Anliegen gegen die 
sächsische Gemeindeordnung versto¬ 
ße. So hängt also die Gültigkeit des 
mehrfach erklärten Willens der Leip¬ 


ziger Bürger nach wie vor ab vom guten 
Willen ihrer Regierung. 

Der Bürgerentscheid ist also nicht 
das Zepter des Souveräns, mit dem Ka¬ 
pitalinteressen in ihre Schranken ge¬ 
wiesen werden. Aber welche wertvol¬ 
len Impulse für das Interesse von Leip¬ 
zigern an politischen Problemen ihrer 
Kommune und auch für das Selbstbe¬ 
wusstsein von Angestellten der Be¬ 
triebe ausging, wurde von vielen Teil¬ 
nehmern dargestellt. Der Betriebsrat 
des Mitteldeutschen Verkehrsverbun¬ 
des (MDV) Jens Hermann-Kambach, 
sprach davon, dass die Kollegen sich 
wertgeschätzt gefühlt haben. 

Mit dem Geschäftsführer der Leip¬ 
ziger Versorgungs- und Verkehrsge¬ 
sellschaft mbH (LVV) Volkmar Müller 
diskutierte er, nachdem die Geschichte 
des Bürgerentscheids von Mike Nagler 
und Wolfgang Franke aus dem APRIL- 
Netzwerk dargelegt wurde, darüber, 
wie sich die kommunalen Unterneh¬ 


men entwickelt haben. Deutlich wur¬ 
de darin, dass sich die Situation in zehn 
Jahren besonders in Leipzig geändert 
hat: Heute unterliegt die Stadt einem 
Bevölkerungswachstum, auf das ihre 
Eigenbetriebe besser eingestellt sind, 
weil sie der Stadt gehören. Neue Ent¬ 
wicklungen, wie der Ausstieg aus der 
Kohleindustrie, schaffen Herausforde¬ 
rungen. Fragen über Investition und 
Finanzierung kamen zur Sprache. Ist 
es fair, dass sich ein kommunales Un¬ 
ternehmen wie die LVV durch Betei¬ 
ligungen an Versorgungsunternehmen 
im polnischen Gdansk mitfinanziert? 
Und wie sinnvoll ist es, dass die Leip¬ 
ziger Verkehrsbetriebe (LVB) gerade 
Straßenbahnen der polnischen Firma 
Solaris kauft, während die Stadt in 
der HeiterBlick GmbH eigene Fahr¬ 
zeuge produziert? Während sich Jens 
Hermann-Kambach mehr politische 
Unabhängigkeit für Unternehmens¬ 
entscheidungen wünschte, wurde dies 


von vielen Zuschauern auch kritisch 
als Einfallstor ökonomischer Interes¬ 
sen wahrgenommen. 

Auf den Paternalismus heutiger 
kommunaler Verwaltung machte Carl 
Waßmuth von der Berliner Initiative 
„Gemeingut in Bürgerinnenhand“ auf¬ 
merksam. Eine tatsächliche Aneignung 
kommunalen Eigentums sollte unter 
direkter Beteiligung von Bürgern erfol¬ 
gen. Er zeigte in seinem Vortrag: Wäh¬ 
rend Privatisierungen vor zehn Jahren 
über direkte Verkäufe erfolgten, treten 
sie heute in Form der Öffentlich-Pri- 
vaten-Partnerschaft (ÖPP) auf, ein ge¬ 
fährliches Modell, das Kommunen fi¬ 
nanziell belastet und ihre Daseinsvor¬ 
sorge gefährdet. Aktuell spielen ÖPPs 
im Autobahnbau oder bei der Priva¬ 
tisierung von Berliner Schulen eine 
große Rolle. Auch dagegen hat sich in 
der Hauptstadt am 3. Januar 2018 eine 
Volksinitiative gegründet. 

Roman Stelzig 
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„Gut, edel und hilfreich sei der Mensch " 

(Ludwig Feuerbach) 

Traurig nehmen wir Abschied von unserer lieben Mutter, 
Schwiegermutter, Oma, Uroma, Schwägerin und Tante 

Marianne Schweiger 

geb. Kindseder 

*2.7.1929 +15.1.2018 

Friedensfreundin, Antifaschistin, Mitglied der 
kommunistischen Bewegung seit ihrer Jugend 
und aufmerksame UZ-Leserin 

ln Liebe und Dankbarkeit: 

Dr. Toni Schweiger und Michael Hoffmann 
Sigrid Schweiger-Paskuloff 

Hamburg. Hofkirchen . Miesbach 
im Januar 2018 

Trauerfeier und Urnenbeisetzung 
haben bereits stattgefunden 




Irrationalismus 

Mit Beiträgen von: Daniel Bratanovic, Valentin Hem- 
berger, Georg Klemp, Werner Seppmann, Claudius 
Vellay, Klaus Wagener, Holger Wendt 

Weitere Themen: Digitalisierung und Arbeitszeitver¬ 
kürzung (Achim Bigus, Margareta Steinrücke, Marcus 
Schwarzbach), Weltklimagipfel (Wolfgang Reinicke- 
Abel), Moral, Macht, Roter Oktober (Dietmar Dath), 
Katalonien und die Krise des Post-Francismus (Alexan¬ 
der Charlamenko), Konferenzberichte (Berufsverbote, 
Linke Zwischengruppen, Oktoberrevolution) und 
Rezensionen 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 


Tel. 0201 I 23 67 57 
Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßiqtes Abo 32,00 € 


Amandla! Awethu! 

Die Machtfrage stellen 


jW Spezial 



Am 7.2. am Kiosk: 16 Seiten extra zur 
XXIII. Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz 

Mit den Beiträgen der Referentinnen und Referenten 


Ausgabe inkl. Spezial für 1,60 € am Kiosk erhältlich 


Die DKP-Bezirke Ruhr- und Rheinland-Westfalen rufen auf: 


Genossinnen und Genossen in NRW, 
kandidiert zu den anstehenden Betriebsratswahlen! 
Ran an die Arbeiterklasse! 


vorstand@dkp-ruhr-westfalen.de 
sekretariat@dkp-rheinland-westfalen.org 
Fragen und Rückmeldungen an: 
Peter Köster, mobil 0160 95 54 03 73 


Des wär fei ned nedich gwä! 

Übersetzung für Nichtschwaben: Herzlichen Dank für 
die Grüße und guten Wünsche, für in überreichem Maß 
über mich ausgeschütteten Lob8<Hudel zu meinem 70. 

Manfred 



UNSERE KRISENBERATER 
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Hans Heinz Holz 

Die Sinnlichkeit der 
Vernunft 


Hans Heinz Holz: 
Die Sinnlichkeit 
der Vernunft 


Letzte Gespräche 


336 Seiten 
mit Abbildungen 

20,- Euro plus Porto 


NEU! 



Im Kampf gegen die 
Nazis gereift, feuert 
Hans Heinz Holz nach 
1945 als politischer 
Journalist die Kämpfe gegen die Remilitarisierung der 
BRD und gegen die Notstandsgesetze an. seine Promo¬ 
tion wird 1951 aus politischen Gründen abgelehnt. 1970 
muss seine Berufung als marxistischer Philosophiepro¬ 
fessor nach Marburg von der Studentenbewegung er¬ 
kämpft werden. Der international anerkannte Wissen¬ 
schaftler und Kommunist forscht und lehrt fortan zu 
allen Bereichen der Philosophie, zu Ästhetik und Politik. 


Im Gespräch führt Holz anhand seines Lebenswegs un¬ 
gezwungen und allgemeinverständlich in dialektische 
Philosophie und Ästhetik ein und schildert die politi¬ 
schen Kämpfe in Westdeutschland seit 1945 und seine 
Teilnahme an ihnen als Kommunist und Philosoph. 

www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 17788923 


Motiv weiß auf schwarzem 
Kapuzenpullover; 97 % Baumwolle, 
Öko-Tex 100 Siegel; Größen S - 3XL 

Hl www.uzshop.de 



Entschleunigung 
Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel 8c Havelseen, Boot 8c Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Toskana, nah am Meer 

www.ViTkini-biDhaf.de' j 0&3O5-H. £14-73 

Ükohof im Olivenhain, 
weitet Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 
Kin&rp&Tadies, 




Valuta für die DKP! 


Wer kennt das nicht: Reste des Urlaubsgeldes 
werden zu Hause beiseitegelegt. Und dort bleibt 
es dann liegen, denn das nächste Mal geht es in 
ein anderes Land. 

Was tun? Die Fremdwährungen (auch alte DM- 
Bestände) einfach in einen Umschlag legen und 
an die DKP senden. Wir setzen das Geld dann für 
die Internationale Solidarität ein! 

Adresse: DKP-Parteivorstand, Finanzen, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

PS: Wer seinen Urlaub im Euroraum verbracht hat, 
kann uns gerne auch diese Währung schicken ... 


Die UZ jetzt auch online lesen! 
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unser 


Das Militär soll's 


Mit ..«Wir" W—“ 1 * ***" 


Liebe Genossin, lieber Genosse, 

sichert euch jetzt den unbegrenzten Zugriff auf alle Artikel 
der UZ! Alle Texte, das gesamte Archiv, die Dossiers und 
Dokumentationen können auf jedem Endgerät - PC, Tablet, 
Smartphone - abgerufen werden. 

Die UZ online kostet im Monat nur 1,- € (ermäßigt), 2,- € 
(Normalabo) oder 3,- € (Förderabo), wenn sie zusätzlich zum 
Print-Abo gebucht wird! 


Jetzt bestellen 


www.unsere-zeit.de • www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de • Tel.: 0201 17788923 
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Leserbriefe / Termine 


Freitag, 2. Februar 2018 


Termine@unsere-zeit.de 

FRH 2 .FEB 


Lobgesang auf 
Pharmaindustrie 

„Kaum Grippeschutz 66 , UZ v. 26.1., S. 4 

Anstatt einen Lobgesang auf das neues¬ 
te Produkt der Pharmaindustrie in der 
UZ abzudrucken, wären Angaben darü¬ 
ber informativer gewesen, wer den neu¬ 
en Grippe-Impfstoff produziert, vertreibt 
und welcher Monopolist sich damit die 
Taschen füllt. Oder gibt es keine Klassen 
mehr? 

Beate Hussel, per E-Mail 

Widersprüche auflösen 

Thomas Mehner: „Die treibende 
Kraft bekämpfen 66 , UZ vom 26.1., S.12 

Thomas berührt die wesentlichen Punkte 
der aktuellen Antifa-Debatte. Zu jedem 
Punkt würde sich ein mindestens eben¬ 
so langer Beitrag lohnen. Wollen wir um 
die Massenbasis der Monopole kämpfen, 
indem wir entlang der Klassenlinie Ak¬ 
tionseinheiten und Bündnisse organisie¬ 
ren, die Massenbasis von den Monopolen 
und deren politischen Führern entfrem¬ 
den oder wollen wir klassenneutral „De¬ 
mokraten“ sein und Kritik an real ver¬ 
kommender bürgerlicher Demokratie 
geißeln? Wollen wir „Aktionseinheit auf 
neue Art“ (Dimitroff), also die gemeinsa¬ 
me Aktion zur Grundlage der Entwick¬ 
lung von Politik machen oder endet unser 
Politikhorizont bei Demos an den Men¬ 
schen vorbei? 

Thomas ist vor allem deswegen zu 
danken, weil er in der Einordnung in 


die antimonopolistische Strategie die 
Kriterien nennt, an denen wir ermessen 
können, ob wir eine revolutionäre Anti¬ 
fa-Politik betreiben. Nur entspricht die 
Handlungsweise der Partei dem nicht. 
„Aufstehen gegen Rassismus (AgR) 
wurde kritisiert, aber unterstützt und 
die praktische Arbeit nicht angeleitet. 
Die Kritik wurde nicht an das Bündnis 
gerichtet, sondern nur intern formu¬ 
liert. Haben wir weder den Anspruch, 
im Bündnis zu arbeiten noch den, darin 
Kommunisten zu sein? Die UZ wurde 
kritisiert, weil sie offensichtliche Falsch¬ 
aussagen u.a. von U. Sander abdruckte - 
keine Reaktion. Lassen wir die Partei 
ohne Widerspruch in die ultralinke Ecke 
stellen? Thomas 4 Artikel erscheint nun 
unter „Debatte“. Ist er nicht die Position 
der Partei? Das Referat zur Auswertung 
der Bundestagswahl spricht richtigerwei¬ 
se vom eigenen Protest als Gegenlinie 
zur Demagogie. Wird der Widerspruch 
zur AgR-Linie nicht gesehen? 

Kurt Baumann, per E-Mail 

Besser eine leere Seite 

Thomas Mehner: „Die treibende 
Kraft bekämpfen 66 , UZ vom 26.1., S.12 

Da gebt ihr Thomas Mehner eine gan¬ 
ze Seite (okay, ein gutes Drittel füllt die 
Karikatur von John Heartfield aus), da¬ 
mit er gegen antifaschistische Kräfte, 
die VVN-BdA und „Aufstehen gegen 
Rassismus“ stänkern kann. Es gibt ja 
die alte Frage, wem nützt es? Jedenfalls 


keinem Leser, keiner Leserin, die sich 
fragen, was sie tun können, um der Ten¬ 
denz entgegenzutreten, AfD & Co. hof¬ 
fähig zu machen. Mehner beleidigt die¬ 
se Leser*innen, wenn er behauptet, es 
zeuge von „falschem Bewusstsein“, wenn 
wir (ich zähle mich zu den Aktivisten 
von „Aufstehen gegen Rassismus“ und 
bin einer der Sprecher der hessischen 
VVN-BdA) uns dafür einsetzen, rote 
Linien gegen Rassismus, Chauvinismus, 
Antisemitismus und Hetze gegen Flüch¬ 
tende zu ziehen. Uns zu unterstellen, wir 
würden den Kampf gegen Militarismus 
und Sozialabbau „bewusst blockieren“, 
ist infam. Zu behaupten, Aufstehen ge¬ 
gen Rassismus stoße „die zum Faschis¬ 
mus verführten Menschen ... von uns 
ab“, ist ungeheuerlich. Allerdings sei 
Mehner das Zitat vom Präsident der 
Frankfurter Eintracht, Peter Fischer, 
vorgehalten: „Es kann niemand bei uns 
(gemeint ist Eintracht Frankfurt) Mit¬ 
glied sein, (der AfD) wählt, eine Partei, 
in der es rassistische und menschenver¬ 
achtende Tendenzen gibt.“ Sich mit Peter 
Fischer gegen die Angriffe der AfD, de¬ 
nen er sich seit dieser Äußerungen aus¬ 
gesetzt sieht, zu solidarisieren, ist allemal 
dem Antifaschismus nützlicher, als sich 
weiter mit den Ausführungen von Meh¬ 
ner zu beschäftigen. 

Mehners Artikel nützt niemandem. 
Eine leere Seite 12 wäre erfreulicher ge¬ 
wesen. 

Norbert Birkwald, Mörfelden-Walldorf 


München: Gruppenkoordination DKP Süd¬ 
bayern, KommTreff, Holzapfelstraße 3,18 Uhr 


SA ★ 3 . FEB 


München: Infostand gegen die NATO-Si- 
cherheitskonferenz, DKP München, Giesin- 
ger Bahnhof, 14 Uhr 

Hannover: Jahresauftakt der DKP Hanno¬ 
ver, DKP-Büro, Göttinger Str. 58,18 Uhr 


SO ★ 4 . FEB 


Bremen: Veranstaltung zu Ehren der Ver¬ 
teidiger der Bremer Räterepublik mit Achim 
Bigus, Buchtstraßenchor und das Rote Kro¬ 
kodil und Aline Barthelemy, Waller Friedhof, 
Waller Friedhofstr. 3,11 Uhr_ 

Duisburg: Marx in Marxloh: Tarifrunden 
2018 mit Thomas Keuer, Geschäftsführer 
des ver.di-Bezirks Duisburg-Niederrhein, 
Jugend- und Kulturverein, Kaiser-Wilhelm- 
Straße 284,11 Uhr 


MO ★ 5 . FEB 


Hamburg: Politische Verfolgung und Wider¬ 
stand in der NS-Zeit, Berichte aus Hamburg- 
Nord, DKP Hamburg-Nord, Bürgerhaus Lan- 
genhorn, Tangstedter Landstraße 41,19 Uhr 

Essen: Protest gegen die geplante Zentrale 
Ausländerbehörde (ZAB), Essen stellt sich 
quer, Grünen-Büro, Kopstadtplatz 13,19 Uhr 


Ml ★ 7 . FEB 


Hamburg: Vortrag zur Geschichte des VfL 


93 Hamburg: Erbitterter Streit und ein Bom¬ 
benanschlag, Vereinshaus VfL 93 Hamburg, 
Barmbeker Straße 62,18 Uhr 


DO ★ 8. FEB 


Nürnberg: Die aktuelle NATO-Strategie, 
DKP Nürnberg, Rotes Zentrum, Reichstraße 
8,19 Uhr 


FR ★ 9 . FEB 


Bremen: 800. Friedenskundgebung mit 
Pastor Volker Keller und Prof. Dr. Wolfram 
Elsner vor dem Kaufhaus Leffers, Ecke 
Gerhard-Rohlfs-Straße/Breite Straße, 17 
Uhr_ 

Schweinfurt: Gruppenabend der DKP-Un- 
terfranken, Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1,19 Uhr 

München: Filmabend: Der NSU und der 
Verfassungsschutz, DKP München, Komm¬ 
Treff, Holzapfelstraße 3,19 Uhr 


SA ★ 10 . FEB 


Berlin: Spendensammlung für den Botani¬ 
schen Garten in Pinar del Rio (Westkuba), 
FG Berlin-Kuba e.V., Galerie Olga Benario, 
Richardstraße 104,11 Uhr_ 

München: Infostand gegen die NAT0- 
Sicherheitskonferenz, DKP München, Rot- 
kreuzplatz, 14 Uhr_ 

Lübeck: Kommunalwahlen in Lübeck, 
Herzogtum-Lauenburg, Stormarn und Ost¬ 
holstein, Interkulturelle Begegnungsstätte 
e.V (IKB) „Haus der Kulturen“, Parade 12, 
18 Uhr 


96 Stunden 

Erfahrungen vom Seminar „Grundlagen kommunistischer Politik“ an der Karl-Liebknecht-Schule 


Warum steigen zwei 23-jährige Leip¬ 
ziger an einem sonnigen Mittwoch¬ 
nachmittag in einen Bus und fahren 
acht Stunden lang nach Leverkusen? 
Erstens, weil genau in dieser Stadt die 
Karl-Liebknecht-Schule der DKP steht. 
Und zweitens, weil genau diese beiden 
die Unterstützung der Genossen ihrer 
Ortsgruppe haben. 

Mittwoch, der Bus kommt an. Ein¬ 
stieg, Sitzfleischtraining, Ausstieg. Nach¬ 
dem wir durch die Eingangstür schrit¬ 
ten, vergaßen wir Schul- und Alltags¬ 
stress, Termine und Rechnungen. Vier 
Tage lang konnten wir uns voll und ganz 
der Politik widmen. Selbstverständ¬ 
lich - und für uns beide sehr wichtig - 
fand sich eine große Menge Bücher im 
Haus. 

Zum Inhalt: Gleich am nächsten Tag 
starteten wir mit Fragen der Philoso¬ 
phie. „Mehr als je seit seinem Eintritt in 
die Geschichte ist heute für das Proleta¬ 
riat ,Selbstverständigung 4 durch Wissen 
Schwert und Licht zugleich auf seinem 
revolutionären Wege“. Mit diesen Wor¬ 
ten von Hermann Duncker läutete der 
Seminarleiter die Schulung ein. „War¬ 
um sollen wir uns überhaupt mit Philo¬ 
sophie beschäftigen?“ war die Grund¬ 
frage des ersten (Neun-Stunden-) Tages. 


Dauerte jeder unserer „Arbeitstage“ 
neun Stunden? Ja. Hätten sie auch län¬ 
ger dauern können? Ja. 

Am zweiten Tag widmeten wir uns 
der Politischen Ökonomie. Schwer¬ 
punkte waren dabei die (u.a. ursprüng¬ 
liche) Akkumulation des Kapitals, sei¬ 
ne Zirkulation bis zur Entstehung eines 

Grundlagen 

kommunistischer Politik 

Die beiden viertägigen Seminare 
sind Einführungsseminare im bes¬ 
ten Sinne des Wortes. Geeignet 
nicht nur für neue Mitglieder. 

Das Seminar beschäftigt sich mit 
Grundlagen der 

★ Marxistischen Philosophie 

★ Politischen Ökonomie 

★ der Lehre vom Klassenkampf 
Warum wir uns mit dieser Theorie 
beschäftigen und wie wir es in or¬ 
ganisierte Politik umsetzen. 
Referenten: Mark Hadyniak, Percy 
Pflüger, Richard Höhmann 
Termine: 10.5.-13.5. sowie 1.11-4.11 
Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
Am Stadtpark 68 

51373 Leverkusen Tel: 0214/45 418 
kls.dkp.de 


Mehrwertes, Lenins Imperialismust¬ 
heorie, die Rolle von Monopolen etc. 
Herausgreifen möchte ich dabei das 
Vorwort zur „Kritik der politischen 
Ökonomie“ von Karl Marx: Wie viel 
Gedankenschärfe und Sprachgewalt 
stecken bereits in diesen wenigen Wor¬ 
ten? Der vorletzte Tag stellte den wis¬ 
senschaftlichen Sozialismus in den Mit¬ 
telpunkt, die Rolle des Klassenkamp¬ 
fes und dessen historische Entwicklung. 
Dazu lasen und diskutierten wir Texte 
von Reinhard Opitz und Hans Heinz 
Holz. 

Man hatte sich schnell in einen ge¬ 
wissen Rhythmus eingelebt. Halb 9 
Frühstück (der Kaffee war - welch 4 
Genuss - bereits gebraut). Schulbe¬ 
ginn. Kleine Pausen, ein neuer Kaffee. 
Zwischendurch Mittagessen, Kaffee, 
bis zum Abend. Danach aber gingen 
die Diskussionen und Gespräche erst 
richtig los. Erfahrungen der alltäglichen 
politischen Kleinarbeit wie die Mittei¬ 
lungsblätter der Ortsgruppen und das 
Sammeln der Unterstützungsunter¬ 
schriften für den Bundestagswahlkampf 
waren immer wieder Thema, aber auch 
„Gott und die Welt“ kamen nicht zu 
kurz. Dazu gab es die Möglichkeit, Fil¬ 
me zu schauen. Oder sich eine Partie 


Tischtennis zu gönnen. Wir Leipziger 
haben die Gelegenheit ergriffen, einer 
eigenen kleinen Tradition nachzugehen: 
jede neue Stadt und ihre Umgebung 
wird nach kulturellen Besonderheiten 
durchforstet. In diesem Fall führte uns 
der Weg zum Rhein, der von der Schule 
aus schnell zu Fuß zu erreichen ist. 

Den Abschluss bildete - mit einem 
Bogen zu unserer Ausgangsfrage - eine 
Zusammenfassung unseres erarbeiteten 
Wissens zu einem in sich geschlossenen 
Gesamtbild. Im Mittelpunkt stand bis 
zuletzt die Verwendung dieses theore¬ 
tischen Schatzes in der Praxis der DKP. 

So vergingen 96 Stunden politisches 
Studium. Wenn Ihr also für ein paar 
Tage all den Ballast der bürgerlichen 
Gesellschaft vergessen und euch mit 
den Grundlagen des wissenschaftlichen 
Sozialismus vertraut machen wollt: Be¬ 
sucht Seminare in der Karl-Liebknecht- 
Schule! Sie sind nicht nur Parteimitglie¬ 
dern, sondern allen am Marxismus-Le¬ 
ninismus orientierten und interessierten 
Menschen wärmstens zu empfehlen. In 
unserer Schulungsgruppe gab es eine 
große Spannweite an Mitgliedsjahren 
in der DKP, aber sicher wird jeder Teil¬ 
nehmer bejahen, dass es für alle ein gro¬ 
ßer Gewinn war. Martin Zielke 


Aus dem Programm der KLS 

Lenins „Partei neuen Typs“ - 
ein alter Hut? 

Warum ist im Kapitalismus eine revo¬ 
lutionäre, antikapitalistische Formation 
mit Parteityp nötig, wenn das System der 
Ausbeutung von Mensch und Natur er¬ 
kannt hat und überwinden will? 

Reichen nicht lockere Basisstrukturen 
oder „Netzwerke“? Was unterscheidet 
geschichtlich und auch heute die Kom¬ 
munistische Partei von anderen Orga¬ 
nisationen der Arbeiterbewegung und 
von anderen Linkskräften? Wie sieht es 
aus mit der „Freiheit“ der Kritik, der Exis¬ 
tenz von organisierten Strömungen und 
„Netzwerken“ innerhalb der KP? 

Termin: 1. Juni - 2. Juni 
Referenten: Wera Richter, N.N. 

Ran an die Arbeitsklasse! 

Schnell gesagt, schwer gemacht: Veran¬ 
kerung in den Betrieben soll wieder zum 
Markenkern der DKP werden. Was heißt 
Klassenpolitik unter den heutigen Bedin¬ 
gungen? Ist es richtig den Schwerpunkt 
nur auf den „Kern“ der Arbeiterklasse zu 
setzen? Was bedeutet die veränderte 
Struktur der Arbeiterklasse für die An¬ 
lage unserer Politik? Was lernen wir aus 
den Streiks im Sozial- und Gesundheits¬ 
wesen? Wie verbinden wir betriebliche 
Orientierung und Arbeit im Wohnge¬ 
biet? Diese und andere Fragen sind Ge¬ 
genstand des Seminars. 

Termin: 23. Juni - 24. Juni 
Referenten: Jörg Miehe, Olaf Harms, Jan 
von Hagen 
kls.dkp.de 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Alt, aber Polt 

Grantig, schweigsam und beharr¬ 
lich. Der pensionierte Gendarm lässt 
nicht locker, um im beschaulichen 
Weinviertel (Niederösterreich) un¬ 
geklärten Mordfällen nachzugehen. 
Der letzte Film der kleinen Serie mit 
dem Volksschauspieler Erwin Stein¬ 
hauer. 

Fr., 2.2., 20.15 Uhr, arte 


Harnoncourt dirigiert Mozart 

Einer der letzten großen Konzert¬ 
abende von Nikolaus Harnoncourt, er 
dirigierte das Festspielorchester der 
Grazer Festspielwoche. Zu hören sind 
die drei letzten Sinfonien von W.A. 
Mozart, berühmt wurde der Dirigent 
als Verfechter einer historischen Auf¬ 
führungspraxis. Sommer 2014, knapp 
1 Vi Jahre später starb Harnoncourt. 
Sa., 3.2., 20.15 Uhr, 3sat 


Aus dem rechten Blätterwald: „Deutschland-Kurier“ 


B-Promis machen Angst 


Der breiten Öffentlichkeit dürfte der 
„Deutschland-Kurier“ noch unbekannt 
sein. In seiner Aufmachung ist das der 
völkisch-nationalen AfD nahestehen¬ 
de und einzig acht Seiten umfassende 
Blatt in seiner Aufmachung an Boule¬ 
vardzeitungen wie den Berliner Kurier 
oder die Bild-Zeitung angelehnt. 

Erstmalig wurde die besagte 
Rechtsaußenpostille im Juli 2017 mit 
einer angeblichen Auflage von 600 000 
Exemplaren kostenlos verteilt. Mitt¬ 
lerweile kann die selbsternannte Wo¬ 
chenzeitung gegen ein Entgelt abon¬ 
niert oder auch im Internet gelesen 
werden. Als Chefredakteur fungiert 
David Bendels, zugleich Vorsitzender 
und Sprecher des „Vereins zur Erhal¬ 
tung der Rechtsstaatlichkeit und bür¬ 
gerlichen Freiheiten“, welcher das Blatt 
herausgibt. Der „Deutschland-Kurier“ 
sei „ebenso wie sein Trägerverein po¬ 
litisch und konfessionell unabhängig“, 
behaupten die Macher auf ihrer Inter¬ 
netseite. 

Dass dem nicht so sein dürfte, wird 
bereits anhand des Aufmachers der 
jüngst erschienenen Ausgabe vom 
17. Januar 2018 deutlich. Mit der Schlag¬ 
zeile „Aus Angst vor Migranten - deut¬ 
sche Frauen bewaffnen sich ,Lade, ziele 
schieße!“ 4 ist die Titelseite überschrie¬ 
ben, auf der auf einen „exklusiven Na¬ 
mensbeitrag“ des 25-jährigen Models 
Carolin Matthie hingewiesen wird. Dass 
es sich bei der besagten Überschrift 
nicht um ein Versehen, sondern um eine 
gezielte Provokation und das Spiel mit 
einem Aufruf zur Gewalt handeln dürf¬ 
te, kann vorausgesetzt werden. 

Auf diesem Niveau geht es auch 
im Innenteil der „Zeitung“ weiter. Auf 
zwei Seiten wird versucht nachzuwei¬ 
sen, dass Papst Franziskus, der in dem 
Blatt als „Multikulti-Papst“ zu diffa¬ 
mieren versucht wird, die katholische 
Kirche zu einer „linken Sekte“ umbau¬ 
en wolle. Darüber hinaus finden sich 
reißerische und nahezu faktenfreie 
Beiträge etwa über „Drogen, Prüge¬ 


leien, versiffte Klassen“ und ein soge¬ 
nanntes „Irrenhaus-Tagebuch“. Dieses 
wird mit den Worten „Masseneinwan¬ 
derung, Multikulti, Gender-Gaga: Im 
13. Jahr der Kanzlerschaft von Angela 
Merkel (CDU) ist Deutschland reif für 
die Klapse“ eingeleitet und mit einem 
Bild der amtierenden Bundeskanzlerin 
in Zwangsjacke und mit linkem blauen 
Auge bebildert. 

Regelmäßig sollen Nicolaus Fest, 
bis 2014 stellvertretender Chefredak¬ 
teur der „Bild am Sonntag“, und Mi¬ 
chael Klonovsky, der bis 2016 in ver¬ 
schiedenen „leitenden Positionen beim 
,Focus 4 tätig war“, regelmäßig für das 
rechte Blatt schreiben. Gleiches gilt, 
dem „Deutschland-Kurier“ zufolge 
für „namhafte Autoren“ wie die frühe¬ 
re CDU-Bundestagsabgeordnete und 
ehemalige Vorsitzende des „Bundes 
der Vertriebenen“, Erika Steinbach, 
„den ehemaligen Chefredakteur der 
Bild-Zeitung Peter Bartels, den ehema¬ 
ligen FAZ-Redakteur Konrad Adam, 
Dr. Bruno Bandulet sowie bekannte 
Autoren aus europäischen Nachbarlän¬ 
dern wie beispielsweise die FPÖ-Natio- 
nalrätin Barbara Rosenkranz“. 

Der „Deutschland-Kurier“ ist kei¬ 
nesfalls ungefährlich. Es ist leicht ver¬ 
ständlich, spricht damit gewisse Bevöl¬ 
kerungsteile an und dürfte aufgrund 
der Bekanntheit der angeblich „nam¬ 
haften“ Autorinnen und Autoren, die 
allesamt aus dem Establishment stam¬ 
men, auf gewisse politische Kreise an¬ 
sprechend wirken. Nicht nur aufgrund 
des Bundestagseinzugs der AfD dürf¬ 
te das Projekt zudem finanziell abge¬ 
sichert sein. Was die deutsche Medien¬ 
landschaft nunmehr zu bieten hat, ist 
eine weitere extrem rechte Publikation, 
die sich der Angstmache, rassistischen 
Stimmungsmache und Hetze verschrie¬ 
ben hat. Das Blatt fungiert als Schnitt¬ 
stelle zwischen Rassisten, extremen 
Rechten und einstigen B-Klasse-Pro¬ 
mis aus den Reihen der sogenannten 
Demokratie. Markus Bernhardt 


Von Söldnern und Zeichen 



Die Luft ist raus 


B ei uns war die Luft raus, bevor 
überhaupt der Ball ins Spiel kam. 
Das lag dieses mal nicht an meiner 
ketterauchenden Kneipenbekanntschaft 
der letzten Woche. Jene war gar nicht er¬ 
schienen, ebenso wie vier andere - der 
Tisch hatte sich glatt um ein Drittel redu¬ 
ziert. Bei den Unansehnlichkeiten Dort¬ 
munder Fußballdarbietung kein Wunder. 
Der Rest unserer Truppe, die sich dem 
erneuten Grauen stellte, war entweder 
von bösen Vorahnungen heimgesucht 
worden oder schlicht verkatert, mögli¬ 
cherweise gar beides. Jedenfalls herrsch¬ 
te eine Stimmung knapp unterhalb von 
Darmbakterien. Die Nachricht, dass 
Trainer Dröger, Entschuldigung, Stöger, 
ausgerechnet Aubameyang auf den Platz 
stellte, also jenen Spieler, der lieber in 
London shoppen würde als in Dortmund 
zu spielen, hellte unsere Mienen zu ziem¬ 
lich genau 0,0 Prozent auf. Warum bringt 
man so einen Söldner, wenn man einen 
18-jährigen Isaak hat, der nicht nur spie¬ 
len kann, sondern es auch will? 

Das Spiel traf dann unsere Erwartun¬ 
gen wie einst Bud Spencer seine Ohrfei¬ 
genopfer. Ballgeschiebe allererster Ka¬ 
jüte, hinten-, unten-, nebenrum, alles, nur 
bloß nicht nach vorne und hätte man die 
Ordner hinterm eigenen Tor mit ein¬ 
gebunden, ich wäre zutiefst unerstaunt 
gewesen. Der zähflüssigen Rede kurzer 


Sinn: Die Freiburger hauen uns zwei dol¬ 
le Dinger ins Netz - eines davon mindes¬ 
tens das Tor des Jahrtausends - und tun 
mir am Ende wirklich leid, denn wir ma¬ 
chen in der Nachspielzeit noch den Aus¬ 
gleich. Unverdient. 

Wir trotten nach Hause, die Stadt ist 
trotz Heimspiel still wie eine komatöse 
Nacktmulle. Der einzige, der sich freut, 
ist der Frankfurter Kollege, der anschei¬ 
nend gerade - um 17.30 - aufgewacht ist. 
Zumindest schickt er mir nun eine SMS 
mit dem Inhalt „SGEO“. Das bedeutet 
soviel wie „Sportgemeinde Eintracht 
Frankfurt 44 und er möchte mir damit mit- 
teilen, dass sein Club am Vorabend ge¬ 
wonnen hat und nun vor dem BVB steht. 
Danke dafür. 

Ansonsten ist nicht viel Interessan¬ 
tes passiert an diesem Spieltag. Die Bau¬ 
ern aus München haben ausnahmswei¬ 
se mal gewonnen, sie freuen sich über 
624 286 Punkte Abstand zum Tabellen¬ 
zweiten. Der HSV holt ein 1:1 in Leip¬ 
zig, immerhin. Wird ihm trotzdem nicht 
helfen. Auch Köln holt ein Pünktchen ge¬ 
gen Augsburg, was immer sie auch damit 
wollen. Vizekusen und die Blauen gewin¬ 
nen. Alles so naja. 

Und sonst? Gab es Zeichen. So ein 
paar. BVB-Torhüter Bürki setzte eins, 
und zwar ins Essen. Er empfahl den Zu¬ 
schauern nach dem Spiel lieber zu Hause 


zu bleiben statt zu pfeifen. Denn: „Das 
sind Leute, die keine Ahnung vom Fuß¬ 
ball haben.“ Schon cool, wenn ein Mil¬ 
lionär dem zahlenden Besucher seinen 
Sport erklärt. 

Frankfurts Präsident setzte ein weite¬ 
res und zwar positives, indem er erklär¬ 
te, keine Mitglieder der AfD in seinem 
Verein haben zu wollen. „Es gibt für die 
braune Brut keinen Platz (...) bei Ein¬ 
tracht Frankfurt“. Würde man sich von 
anderen Präsidenten auch mal wünschen. 

Stuttgart setzte eins, und zwar ein sel¬ 
ten albernes, indem es Trainer Hannes 
Wolf nach dem 0:2 gegen Schalke ent¬ 
ließ. Wolf, der die Stuttgarter erst aus der 
zweiten Liga geholt hatte. Depperten. 

Und Christian Streich, der Freiburger 
Trainer, setzte gar ein Ausrufezeichen. 
Zum Thema Aubameyang und Fußball an 
sich sagte er: „Je mehr Geld, desto mehr 
wird es auch ein Stück weit skrupelloser 
in alle Richtungen!“ Das ist jetzt nicht die 
allerneuste Erkenntnis aller Zeiten. Aber 
nur einer wie Streich sagt das so in dem 
miesen Geschäft Profifußball. 

Ich setze mein eigenes Zeichen, in¬ 
dem ich beschließe, nächsten Samstag 
den BVB zu boykottieren, diesmal end¬ 
gültig und standfest. Natürlich lasse ich 
mir dabei ein kleines Hintertürchen of¬ 
fen: der BVB spielt Freitagabend. 

Karl Rehnagel 
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